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Vorwort. 


In  dieser  Schrift  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  die  wirt¬ 
schaftshistorischen  Ursachen  und  Bedingungen  des  deutsch -eng¬ 
lischen  Gegensatzes  darzustellen.  Da  die  Schrift  nicht  in  erster 
Linie  für  nationalökonomische  Fachgenossen  geschrieben  wurde  — 
unter  denen,  in  Bezug  auf  die  Beurteilung  der  behandelten  Fragen, 
eine  erfreuliche  Einigkeit  herrscht  — ,  sondern,  da  sie  dazu  be¬ 
stimmt  ist,  es  jedem  Gebildeten  zu  ermöglichen,  sich  in  diesen 
Dingen  ein  eigenes  Urteil  zu  bilden,  so  mußte  auf  die  Voraussetzung 
volkswirtschaftlicher  Kenntnisse  des  Lesers  verzichtet  werden.  In¬ 
folgedessen  sind  theoretische  Gedankengänge  häufig  nur  in  ihrem 
Ergebnis  angedeutet,  während  andererseits  Gesichtspunkte  aus  der 
volkswirtschaftlichen  Praxis  ausführlicher  behandelt  worden  sind. 
Da  es  noch  nicht  an  der  Zeit  ist,  politische  oder  wirtschaftliche 
Kriegsziele  zu  erörtern,  ist  die  gesamte  Kriegsliteratur  in  den  Aus¬ 
führungen  der  Schrift  unberücksichtigt  geblieben.  Journalistische 
und  politische  Stimmungsmache  erschweren  zur  Zeit  ein  sachliches 
Urteil  in  volkswirtschaftlichen  Fragen.  Nur  die  Darstellung  der 
Tatsachen  vermag  daher,  die  notwendige  Unterlage  für  sachlich 
unanfechtbare  Schlußfolgerungen  zu  schaffen. 

Göttingen,  im  Juni  1916. 

Dr.  W.  H.  Edwards. 
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§  I. 

Einleitung. 

Die  verschiedenen  Schulen  oder  Richtungen  in  der  modernen 
Geschichtsforschung  legen  der  Entwicklung  der  politischen  Er¬ 
eignisse  und  Gebilde  die  verschiedensten  Triebkräfte  oder  Ur¬ 
sachen  zugrunde.  Zwei1)  Richtungen  haben  sich  von  jeher  am 
schärfsten  bekämpft.  Eine  Schule  suchte  die  Weltgeschichte  durch 
die  Aufdeckung  persönlicher,  meist  kultureller  Einflüsse  und  ihrer 
Träger  zu  deuten.  Bei  ihr  lag  eine  Auffassung  der  menschlichen 
Geschehnisse  und  Leistungen  nahe,  die  man  kurzweg  mit  dem  Schlag¬ 
wort  abtun  könnte:  Die  Weltgeschichte  ist  die  Form  einer  häufig 
unterbrochenen,  noch  nicht  zu  Ende  gedachten  Idee.  Diese  einseitige 
Richtung  wird  seit  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  von  materialistischen 
Historikern  bekämpft,  die  alle  Begebenheiten  aus  dem  jeweiligen 
Stande  der  Gütererzeugung,  der  Besitz  Verteilung  und  der  Wirt¬ 
schaftsform  zu  erklären  suchen.  Da  beide  Richtungen  keine  ein¬ 
wandfreie  befriedigende  Deutung  der  wirtschaftlichen  und  politi¬ 
schen  Ereignisse  boten,  versuchten  einige  Vertreter  der  modernen 
Geschichtswissenschaft  einen  mehr  oder  weniger  gelungenen  Aus¬ 
gleich.  (L  a  m  p  r  e  c.h  t.) 

Welche  von  beiden  Hauptrichtungen  hat  nun  durch  diesen 
Krieg  oder  im  Kriege  Recht  behalten?  Jedenfalls  hat  die  erstere 
Richtung  gänzlich  versagt.  Beide  Parteien  im  Weltkriege  reden  zwar 
fortgesetzt  von  Kulturgütern,  die  sie  allein  vertreten;  keine  von 
beiden  vermag  aber  nachzuweisen,  daß  ihre  Kriegsziele  allgemein 
menschliche  oder  kulturelle  Erfordernisse  enthalten  oder  schaffen.  Der 
Engländer  will  einen  sogenannten  Militarismus  beseitigen,  weil  der¬ 
selbe  angeblich  die  deutsche  Kultur  vergewaltigt.  Der  Deutsche 


1)  Die  strengen  Individualisten  —  sie  sind  keine  Historiker  mehr,  sondern  reine 
Biographen  —  scheiden  infolge  ihrer  Anschauungen  bei  der  Deutung  der  großen 
weltgeschichtlichen  Zusammenhänge  von  vorn  herein  aus. 
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kämpft  für  das  ideelle  Gut,  die  Freiheit  der  Meere.  Dem  Eng¬ 
länder  hält  der  Historiker  mit  Recht  entgegen,  das  deutsche  Volk 
wäre  bei  seiner  militärischen  Erziehung  zum  fleißigsten  und  ge¬ 
bildetsten  Volke  der  Welt  geworden.  Der  deutschen  Hoffnung, 
der  Erringung  der  Freiheit  der  Meere,  kann  vom  Techniker  ent¬ 
gegengehalten  werden:  Das  Unterseeboot  widerlegt  als 
technische  Tatsache  die  Möglichkeit  der  Befreiung 
der  Meere. 

Soll  es  nach  diesem  Kriege  vermieden  werden,  daß  man  sich 
abermals  davor  scheut,  wie  es  in  der  Vergangenheit  —  vor  allem 
nach  dem  Siebenjährigen  Kriege,  nach  der  französischen  Revolution 
und  nach  dem  Jahre  1866  —  geschehen  ist,  die  richtigen  Schluß¬ 
folgerungen  aus  einer  unendlich  schweren  Krisis  zu  ziehen,  so 
wird  man  notwendigerweise  zu  einer  Erweiterung  oder  Erneuerung 
der  Geschichtsdeutung  übergehen  müssen.  Was  der  Mensch  hat, 
was  der  Mensch  denkt,  woran  der  Mensch  glaubt,  mag  ihn  zu 
Zeiten  einfacher  Verhältnisse  und  geringeren  Einsatzes  an  Gut  und 
Blut  —  Söldnerheere  statt  Völker  in  Waffen  —  zu  großen  ge¬ 
schichtlichen  Taten  und  Eingriffen  bewogen  haben.  Heute  führt 
man  keinen  Krieg  um  den  Besitz  einiger  unzufriedener  neuer 
Untertanen  oder  um  etwas  mehr  Land  —  abgesehen  natürlich  von 
kleinen  Kolonialkriegen  — ,  heute  versucht  man  nicht  mehr  seine 
Verfassungsform  seinen  Nachbarn  aufzudrängen  (französische  Re¬ 
volution)  und  heute  führt  man  keine  Kriege  mehr,  um  seine  Nach¬ 
barn  zu  bekehren;  dennoch  steht  die  Welt  heute  im  größten  Kriege 
aller  Zeiten. 

Dieses  Rätsel  weist  darauf  hin,  daß  die  historische  Erfassung 
weltgeschichtlicher  Konfliktsnotwendigkeiten  in  der  Gegenwart 
entweder  unendlich  kleinlich  ist  —  was  teilweise  zutrifft  (Archiv¬ 
forschung)  —  oder  daß  sie  der  sachlichen  Ergänzung  dringend 
bedarf.  Überschaut  man  die  Stellung,  die  Deutschland  in  den 
letzten  20  Jahren  in  der  Welt  erreicht  hat,  so  fallen  sofort  zwei 
führende  Gesichtspunkte  auf,  die  zur  Bereicherung  unserer  histori¬ 
schen  Auffassung  nutzbar  gemacht  werden  können.  Deutschland 
verdankt  seinen  dauernden  Aufschwung  vor  allen  Dingen  seiner 
großartigen  Wirtschaftskultur  und  den  technischen  Errungen¬ 
schaften  seiner  Wissenschaft.  Die  deutschen  Leistungen  auf  diesen 
Gebieten  haben  nicht  am  wenigsten  zur  Steigerung  und  Entladung 
des  Hasses  und  Neides  der  anderen  Länder  geführt.  Daraus  er¬ 
gibt  sich  aber  die  Schlußfolgerung,  daß  eine  großzügige  Erweite¬ 
rung  der  historischen  Auffassung  in  der  Richtung  der  Einbeziehung 
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jener  weltwirtschaftlichen  und  weltkulturpolitischen  Fragen  und 
Tatsachen  in  die  Geschichtsdeutung  notwendig  wird.  Im  Rahmen 
dieser  Ausführungen  wird  dargetan  werden,  inwiefern  die  welt¬ 
wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  gegenüber  den  weltkulturpolitischen 
Fragen  bei  der  objektiven  Formulierung  des  deutsch -englischen 
Gegensatzes  in  den  Vordergrund  treten  müssen,  da  sich  der  Satz 
wird  aufstellen  lassen:  Die  Weltgeschichte  des  20.  Jahr¬ 
hunderts  steht  im  Zeichen  einer  durch  den  Weltkrieg 
beschleunigten  Metamorphose  der  Welthandelsorgane. 
Es  sind  nicht  mehr  vorwiegend  die  politischen  Machtmittel,  die 
den  Welthandelsvölkern  ihre  einträglichsten  Beziehungen  oder  ihre 
besten  Absatzgebiete  erhalten  können,  sondern  es  werden  dazu 
Organisationen  und  geistige  Leistungen  benötigt.  Der  Gegensatz 
der  uralten  Mittelchen  (Made  in  Germany)  und  der  neuen  Organe 
(Überseebanken ,  Deutsch  -  Überseeische  Elektrizitätsgesellschaft) 
prägte  sich  in  dem  handelspolitischen  Wettkampfe  England-Deutsch¬ 
land  schon  während  der  letzten  beiden  Jahrzehnte  besonders  scharf 
aus.  Sucht  man  die  tieferen  wirtschaftlichen  Ursachen  des  Gegen¬ 
satzes  der  beiden  Länder,  der  sich  jetzt  im  Weltkriege  erst  teil¬ 
weise  auswirkt,  so  muß  man  auf  die  Genesis  der  verschiedenen 
Methoden  zurückgehen,  nach  denen  die  beiden  Völker  ihren  Welt¬ 
handel  entwickelt  haben. 


1* 


I.  Teil. 


Von  Burleigh  bis  Chamberlain. 

Motto:  Der  englische  Staat  ist 
ein  Zweckverband  aber 
keine  Idee. 

§  2. 

Die  Entwicklung  des  englischen  Handels  durch  die 
englische  auswärtige  Politik  (1568 — 1701). 

Eine  objektive  Würdigung  der  Entwicklungsbedingungen  des 
englischen  Welthandels  und  der  englischen  Überseepolitik  erfordert 
einen  ausgedehnten  historischen  Rückblick  auf  das  enge  Gegen¬ 
seitigkeitsverhältnis  von  Handel  und  Politik  in  England.  Daß  sich 
diese  beiden  Faktoren  in  der  Geschichte  eines  jeden  Volkes  ständig 
beeinflußt  haben  und  weiterhin  beeinflussen  werden,  steht  fest.  In 
keinem  Lande,  außer  in  England,  ist  die  Wechselwirkung  aber  so 
lückenlos  und  so  fruchtbar  gewesen,  weil  kein  Handel  eines  anderen 
Landes  in  dem  Maße  aus  der  geschickten  Ausbeutung  politischer 
Konjunkturen  entwickelt  worden  ist,  wie  der  englische  Handel. 

Zum  Ausgangspunkt  unserer  Betrachtungen  sind  daher  die 
Anfänge  eines  internationalen  Handels  in  England,  die  politische 
Lage  Europas  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  und  die 
sich  daraus  für  England  ergebenden  Möglichkeiten  anzusetzen. 
Bevor  die  englische  auswärtige  Politik  zur  Erörterung  gelangen 
kann,  muß  auf  eine  weit  verbreitete  historische  Verallgemeinerung 
hingewiesen  werden.  Bisher  pflegte  man  alle  wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen  der  größeren  Staaten  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nur 
auf  das  sogenannte  Merkantilsystem  zurückzuführen.  Diese  Ver¬ 
einfachung  der  Geschichte  der  Weltwirtschaft  mag  allenfalls  für  die 
europäischen  Kontinentalländer  —  aber  auch  hier  nur  mit  wesent¬ 
lichen  Ausnahmen  und  Einschränkungen  —  anerkannt  werden. 
England  hat  sich  in  seiner  politischen,  geistigen  und  wirtschaft¬ 
lichen  Geschichte  stets  den  großen  europäischen  Einflußströmen 
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entzogen.  Die  Abgeschiedenheit  der  Inseln,  die  Unduldsamkeit 
der  englischen  Lebensanschauungen  und  die  uralte  Teilnahmlosig- 
keit  aller  Engländer  auf  Reisen  haben  schon  damals  diesen 
germanischen  Splitter  auf  eine  Sonderentwicklung  hingeführt. 
Versucht  man  also  die  sinngemäßen  Grundlagen  englischer  Hand¬ 
lungen  oder  englischer  Gesetze  von  welthistorischer  Bedeutung  zu 
ergründen  oder  zu  deuten,  so  muß  man  nicht  die  Frage  stellen, 
welches  europäische  System  hat  sich  England  vermutlich  ange¬ 
eignet,  sondern  man  hat  richtig  zu  fragen,  welche  Bedürfnisse, 
Entwicklungsmöglichkeiten  und  Grundsätze  sind  zu  der  Zeit  von 
Einfluß  in  Englands  Politik  gewesen? 

Bei  Beachtung  dieser  Eigenart  des  englischen  Volkes  und 
seiner  Geschichte  gelangt  man  zur  Problemstellung:  Welche  Rolle 
konnte  oder  mußte  England  nach  1568 *)  in  der  Weltgeschichte 
und  in  der  Weltwirtschaft  spielen?  Zu  ihrer  Beantwortung  müssen 
wir  zuerst  die  politische  Lage  der  Handelsmächte  des  16.  Jahr¬ 
hunderts  ins  Auge  fassen. 

Unter  dem  Ansturm  der  Polen,  der  Schweden  und  des  Vor¬ 
läufers  des  russischen  Großstaates,  als  Zusammenfassung  der 
mehr  oder  weniger  bedeutungslosen  Großfürstentümer,  wurde  die 
Hanse  von  ihrer  Stellung  als  der  bedeutendsten  Handelsmacht 
Europas  in  die  mehr  nebensächliche  Stellung  einer  Frachtführerin 
im  nordost  -  europäischen  Warenverkehr  zurück  gedrängt.  Der 
Schwerpunkt  der  Handelswerte  und  -massen  rückte  bis  1550 
einerseits  nach  Süden  in  der  Richtung  nach  Genua  und  Venedig 
mit  ihren  deutschen  Vororten  Salzburg,  Augsburg  und  Basel, 
andererseits  gewannen,  nach  Osten  zu,  die  Märkte  Warschau  und 
Wien,  gestützt  auf  die  erstarkenden  politischen  Kräfte  ihrer 
Landesherrn,  eine  ausschlaggebende  Bedeutung.  Die  Folgen  werden 
für  die  Hanse  in  der  Bildung  des  Schmalkaldischen  Bundes  süd¬ 
deutscher  Städte,  in  der  Ablösung  ihrer  flämischen  und  holländischen 
Glieder  und  in  der  Feindschaft  Polens  außerordentlich  fühlbar. 
Derselbe  Drang  nach  dem  eigenen  Zugang  zum  Meere,  der  heute 
Rußland  nach  Konstantinopel  treibt,  trieb  schon  Polens  Fürsten 
nach  Danzig.  Es  atmet  kein  lebendiger  Organismus  durch 
einen  fremden  Mund. 

Die  Tätigkeit  der  Hanse  wurde  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
in  Südeuropa  durch  die  Handelsflotten  der  italienischen  Städte  und 
in  Westeuropa  durch  die  Fahrten  der  flämischen  und  französischen 


1)  Der  Ausbruch  des  niederländischen  Unabhängigkeitskrieges. 
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Handelsflotten  ergänzt.  Das  maritime  Verkehrsgebiet  zerfiel  da¬ 
mals  demgemäß  in  vier  Teile:  Ostsee,  Nordsee,  atlantische  Fahrt 
(etwa  von  Brügge  bis  Cadiz)  und  Mittelmeer.  Die  atmosphärischen 
Tücken  des  Skagerrak,  des  Ärmelkanals  und  des  Golfes  von  Biscaya 
wirkten  einer  zu  weitgehenden  Ausdehnung  der  einzelnen  Fahrten 
entgegen,  so  daß  die  mittlere  Fahrt  in  der  damaligen  Zeit  kaum 
über  das  Ausmaß  einer  heutzutage  zur  Küstenschiffahrt  gerechneten 
Strecke  (etwa  Lübeck — Danzig,  Calais—  Bordeaux)  hinausging.  Infolge 
der  im  15.  Jahrhundert  seitens  der  Territorialfürsten  vollzogenen 
Niederwerfung  der  Raubritter  war  in  ganz  Deutschland  ein  leb¬ 
hafter  Verkehr  auf  den  Landstraßen  in  der  Entwicklung  begriffen. 
Süddeutschland  und  die  Rheinländer  zogen  davon  als  natürliche 
Durchgangsgebiete  des  Nordsüd-  und  des  Ostwesthandels  die 
größten  Vorteile.  In  dieser  Lage  wurde  der  Weltverkehr  durch 
zwei  Ereignisse  vollständig  umgestaltet.  Im  Jahre  1492  und  den 
darauffolgenden  Jahrzehnten  wurden  die  Seewege  nach  Indien  und 
Amerika  entdeckt  und  die  neuen  Erdteile  erobert,  besiedelt  und 
schrittweise  in  den  europäischen  Warenaustausch  mit  einbezogen. 
Mit  den  überseeischen  Besitzungen  von  Spanien  und  Portugal  ent¬ 
wickelte  sich  bis  1550  schon  ein  reger  Verkehr,  der  als  erster 
ozeanischer  Verkehr  zur  Umgestaltung  und  Vergrößerung  der 
Schiffstypen  führte.  Die  Fahrzeuge  wurden  durch  die  neue  Bauart 
und  Verproviantierung  instand  gesetzt,  lange  Strecken  zurückzulegen. 
Die  Küstenlinien  der  Kontinente  und  die  Grenzen  der  Binnenmeere 
hatten  ihren  bestimmenden  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Fahrten 
verloren.  Der  europäische  Handel  war  in  kurzer  Zeit  zu  einem 
Welthandel  geworden,  dessen  Wirkungskreis  nach  damaligen  Vor¬ 
stellungen  als  unbegrenzt  anzusehen  war.  Das  zweite  Ereignis 
läßt  sich  in  dem  Schlagwort:  Der  Gegensatz  Habsburg- Valois- 
Bourbon  ausdrücken.  Dieser  zweite  Umstand  bedingte  eine  Störung, 
ja  zu  Zeiten  eine  fast  vollständige  Lahmlegung,  eines  geordneten 
mitteleuropäischen  Warenverkehrs.  Die  Lombardei  und  Süd¬ 
deutschland  waren  nicht  nur  wiederholt,  während  vieler  Jahre,  die 
Schauplätze  der  erbittersten  Kämpfe  der  Länderverbände,  die  sich 
um  die  beiden  genannten  Herrscherhäuser  scharten,  sondern  die 
wichtigen  Zugänge  zu  den  Alpenpässen  gerieten  durch  die  Kriegs¬ 
folgen  in  einen  Zustand  derartiger  politischer  und  wirtschaftlicher 
Verkommenheit,  daß  der  Handel  in  diesen  Konzentrationsgebieten 
des  Verkehrs  weder  die  notwendige  Sicherheit,  noch  die  erforder¬ 
liche  Beschaffenheit  der  Verkehrswege  antreffen  konnte.  Als 
natürliche  Folge  dieser  Umstände  entstand  daher  ein  immer  größer 
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werdender  Seehandel  der  nordwesteuropäischen  Häfen  um  Spanien 
herum  mit  Südeuropa  und  dem  nahen  Orient.  Der  Handel  ver¬ 
ließ  also  die  Landstraßen  zugunsten  der  Seewege.  Ver¬ 
größerte  die  Entdeckung  der  neuen  Erdteile  schon  an  sich  den 
Anteil  des  Seehandels  am  Handel  überhaupt,  so  verschob  sich  das 
Verhältnis  im  Laufe  des  16.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  ^.Jahr¬ 
hunderts  ständig  weiter  zugunsten  der  Schiffahrt. 

Nach  ihrer  geographischen  Lage  in  nächster  Nähe  eines 
Konzentrationspunktes  des  Verkehrs  (im  Kanal)  erschienen  England 
oder  Flandern  oder  beide  Länder  dazu  vorbestimmt,  einen  wesent¬ 
lichen  Teil  des  Verkehrszuwachses  für  ihre  Handelsflotten  an  sich 
zu  ziehen.  England  befand  sich  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
unter  den  Tudors  noch  im  Zustande  eines  vorwiegenden  Bauern¬ 
staates1).  Erst  durch  die  Konfiskation  der  Kirchen güter,  aus  denen 
der  Hofadel  seinen  Großgrundbesitz  erwarb,  bzw.  zum  Geschenke 
erhielt,  erfolgte  die  Umwandlung  zum  vorwiegenden  Pächterstaat. 
Handel  und  Gewerbe  standen  damals  noch  auf  einer  verhältnis¬ 
mäßig  niedrigen  Stufe  der  Entwicklung.  Dementsprechend  kam 
der  Aufschwung  im  westeuropäischen  Handel  zuerst  vorwiegend 
den  niederdeutsch-fränkischen  Gebieten  an  den  Rheinmündungen 
zugute.  Hier  waren  das  Zahlungswesen  und  die  sonstigen  Mo¬ 
dalitäten  des  Handels  unter  italienischem  Einfluß  (in  Gent  und 
Brügge)  hochentwickelt.  Hier  waren  die  Bewohner  —  die  trotz 
hoher  Kultur  und  großen  Wohlstandes  keineswegs  ihre  Unter¬ 
nehmungslust  und  ihren  Wagemut  eingebüßt  hatten  —  in  der 
glücklichen  Lage,  aus  den  eigenen  Gewerben  wertvolle  Erzeugnisse 
(Spitzen  und  Tuche)  an  die  anderen  europäischen  Länder  abgeben 
und  aus  den  Erträgnissen  ihres  Fleißes,  die  Luxusartikel  des 
Orients  und  der  neuen  Weltteile  erwerben  zu  können.  Hier  waren 
Produktivkraft,  Kaufkraft  und  Tauschwille,  stets  die  wichtigsten 
Anlässe  und  Ansätze  eines  Weltverkehrs  im  heutigen  Sinne,  am 
vollständigsten  vereinigt. 

Diese  flämischen  Gebiete  waren  noch  während  des  größten 
Teiles  des  15.  Jahrhunderts  ein  wechselnder  Kampfpreis  zwischen 
Burgund  und  Frankreich  gewesen.  Als  aber  am  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  das  Schwergewicht  der  Habsburgschen  Macht  durch 
die  eigentümliche  Verkettung  vieler  Herrschergewalten  in  den 
Personen  von  Maximilian  und  Karl  V.  vorwiegend  nach  West- 


1)  Die  Bauern  der  Kirchengüter  waren  fast  durchweg  im  Genuß  eines  tatsäch¬ 
lichen  —  wenn  auch  keines  formulierten  —  Erbpachtverhältnisses. 
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europa  (Flandern)  verlegt  wurde,  gewann  der  flämisch-niederländische 
Handel  den  notwendigen  machtpolitischen  Hintergrund.  Er  griff 
nun  einerseits  nach  Skandinavien  und  den  russischen  Ostseehäfen 
herüber  zwar  noch  vielfach  behindert  durch  Maßnahmen  der 
Sundstaaten  (Sundzölle)  —  und  er  stellte  andererseits  die  sichere 
Seeverbindung  zwischen  den  südeuropäischen  Ländern  (Spanien 
und  Neapel)  und  dem  deutschen  Kaiserreiche  der  Habsburger  her. 
In  der  richtigen  Würdigung  der  Unzuverlässigkeit  und  der  politischen 
Unreife  der  damaligen  deutschen  Stände,  erkannte  Karl  V.  —  der 
mit  einer  glänzenden  Königsgestalt,  wie  Franz  I.  von  Frankreich, 
um  die  Vormacht  in  Europa  ringen  mußte  —  daß  er  in  den 
Niederlanden  (Gent  oder  Brüssel)  wirken  mußte  und,  daß  er  darauf 
angewiesen  war,  dieses  Herz  seines  Reiches  zu  kräftigen,  um  den 
gesamten  Weltstaat  durch  einen  von  diesem  hochentwickelten 
Mittelpunkt  ausgehenden  politischen  und  wirtschaftlichen  Stoff¬ 
wechsel,  dauernd  an  sein  Geschlecht  fesseln  zu  können.  Seine 
systematische  Begünstigung  der  Niederlande  war  also  keineswegs 
die  Liebhaberei  eines  Fürsten,  sondern  ein  Mittel  zu  dem  Zweck, 
seiner  Dynastie,  die  ererbte  Weltmachtstellung  zu  erhalten. 

Karl  V.  war  eine  napoleonische  Natur,  deren  Fehler  durch 
ein  hohes  Maß  sachlicher  Bescheidenheit  und  ein  äußerst  kritisches 
Positionsurteil  erheblich  gemildert  wurden.  Die  tragischen  Elemente 
in  seinem  Schicksal  —  er  mußte  an  seinem  Lebensabend  den 
bevorstehenden  Zerfall  seines  Werkes  erkennen  —  sind  die  Folgen 
von  Zuständen  und  Ereignissen,  die  er  durch  keine  Herrschertaten 
verändern  oder  bestimmen  konnte.  Dem  fast  schwerfälligen  Ernste 
seines  Charakters  lag  nämlich  eine  evangelische  Auffassung  des 
Christentums  —  verkörpert  in  Erscheinungen  wie  Luther  und  Huß 
—  unendlich  viel  näher  als  die  Gefühle  und  Taten  borgianischer 
Päpste.  In  seiner  Eigenschaft  als  Fürst  von  zwei  lateinischen 
Vormächten  durfte  er  aber  die  spezifisch  germanische  Reformation, 
die  in  seinen  südlichen  Ländern  infolge  ihres  puritanischen  Cha¬ 
rakters  nie  Fuß  gefaßt  hätte,  nicht  anerkennen.  War  ihm  also 
schon  in  der  Kraft  seines  Lebens,  die  schwere  Aufgabe  zugemutet 
worden,  in  Glaubensfragen,  Lehren  zu  bekämpfen,  die  er  im  Herzen 
wohl  hat  glauben  mögen,  so  wurde  ihm  dazu  noch  am  Abend 
seines  Lebens  die  bittere  Pflicht  auf  erlegt,  sein  Werk  gegen  den 
Geist  seines  Regierungsprinzips  unter  Unfähigen  verteilen  zu  müssen. 
Der  finstere  Philipp  war  keineswegs  imstande,  die  leichtlebigen 
Neapolitaner  und  die  sinnesfrohen  Vlamen  für  sich  als  Herrscher 
persönlich  einzunehmen  oder  sogar  nur  zur  Duldung  seines  Regimentes 


zu  bewegen.  Andererseits  erkannte  Karl,  daß  die  Nachfolge  seines 
Bruders  Ferdinand  im  deutschen  Kaisertume  nicht  zu  umgehen 
war,  da  die  deutschen  Kleinstaaten  nur  einen  deutsch  erzogenen 
Kaiser  dulden  würden.  Diese  unvermeidliche  Teilung  war  schon 
an  sich  eine  Schwächung  des  Weltstaates.  Sie  wurde  in  ihrer 
Wirkung  durch  die  Eigenschaften  der  Nachfolger  außerordentlich 
verstärkt.  Während  Deutschland  und  Österreich,  als  Sammelbegriffe 
für  eine  Reihe  mehr  oder  weniger  selbständiger  Territorien,  geradezu 
einen  energischen  Oberfürsten  brauchten,  der  Widerspenstige  den 
höheren  Reichszwecken  unterzuordnen  vermochte,  erhielten  diese 
Länder  den  gutmütigen  Ferdinand  als  Regenten.  Die  westliche 
Hälfte  des  Reiches  dagegen,  die  infolge  der  rassentechnischen 
Divergenz  ihrer  Bewohner,  einen  vielseitigen  weltklugen  Fürsten 
brauchte,  der  die  nationalen  Forderungen  und  Ziele  ausgleichen 
konnte,  wurde  einem  Herrscher  überantwortet,  der  einseitig  nur 
spanische  Sympathien  hegte  und  den  handelspolitischen  Bestrebungen 
des  wertvollsten  Teiles  seiner  Länder  —  der  Niederlande  —  nur 
Verständnislosigkeit  und  Abneigung  entgegenbrachte.  Die  Teilung 
der  Habsburgschen  Macht  bedingte  daher  die  Vertretung  von 
Sonderwünschen  in  den  beiden  geteilten  Hälften  und  begünstigte 
das  Emporblühen  der  französischen  Vormacht  in  Mitteleuropa  und 
der  englischen  Handels-  und  Seemacht. 

Aus  den  politischen  Folgen  der  Reformation  und  der  Teilung 
der  Habsburgschen  Weltmacht  konnten  sich  im  Laufe  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts  erst  die  macht-  und  wirtschaftspolitischen  Möglich¬ 
keiten  der  Ausbildung  des  englischen  Handels  und  der  meisten 
englischen  Überseebeziehungen  entwickeln.  Englands  Seemacht, 
Kolonialreich  und  Handelsflotte  sind  nicht  einfach  aus  Englands 
Wille  zur  Macht  erschienen,  sondern  verkörpern  geschichtsgesetzliche 
Folgen  europäischer  Zustände.  Die  politische  Entwicklung  der 
großen  Gegensätze  in  der  Geschichte  Europas  mußte  England  erst 
die  Gelegenheit  geben,  einen  ausschlaggebenden  Markt  und  Fracht¬ 
führer  der  Welt  zu  werden.  Das  Angebot  englischen  Laderaumes 
schaffte  und  bedingte  an  sich  noch  keine  Fracht.  Es  mußte  erst 
aus  der  Verschiebung  der  Handelsbeziehungen  der  Niederlande 
während  ihres  Unabhängigkeitskrieges,  ein  Vakuum  in  der  an¬ 
gebotenen  Frachtgelegenheit  entstehen,  damit  ein  neuer  Frachtführer 
mit  Erfolg  sein  Geschäft  betreiben  konnte.  England  hat  also  keines¬ 
wegs  etwa  infolge  schwerer  Kämpfe  seine  heutige  Stellung  im 
Welthandel  erworben,  sondern  es  verdankt  dieselbe  vor  allem  der 
geschickten  Benutzung  einer  günstigen  Gelegenheit. 
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Die  Königin  Elisabeth  und  ihre  hervorragenden  Berater  fan¬ 
den  vor  Englands  Toren  die  Ansätze  eines  Welthandels  —  in  den 
flämischen  Häfen  — ,  die  infolge  einer  Reihe  ungünstiger  poli¬ 
tischer  Umstände  auf  eine  folgerichtige  Entwicklung  verzichten 
mußten1).  Das  Vorhandensein  dieser  Ansätze  bewies  ihnen  die 
Notwendigkeit  einer  Handels-  und  Verkehrsorganisation,  dessen 
Konzentrationspunkt  etwa  in  dem  Dreieck  zwischen  den  Punkten 
London,  Amsterdam  und  Brüssel  liegen  mußte.  Diese  Ansätze 
des  flämischen  Welthandels  wurden,  wie  zu  erwarten  war,  nach 
dem  Regierungsantritt  des  Königs  Philipp  in  erster  Linie  durch 
die  Maßnahmen  der  spanischen  Regierung  in  den  damals  noch 
ungeteilten  Niederlanden 2)  erstickt.  Diese  Maßnahmen  —  im  wesent¬ 
lichen  ausführliche  Polizei-  und  Steuergesetze  —  waren  der  Beweis, 
daß  das  spanische  Regiment  des  Königs  Philipp  den  eigentümlichen 
Charakter  der  staatsrechtlichen  Bindung  der  niederländischen  Staaten 
an  die  spanische  Krone  völlig  verkannte.  Die  Niederlande  waren 
keine  spanischen  Subsidiärstaaten,  die  für  spanische  Zwecke  —  die 
Niederhaltung  von  Frankreich  —  ausgebeutet  werden  durften,  sondern 
sie  standen  zu  Spanien  im  Verhältnis  einer  sie  gleichberechtigenden 
Personalunion.  Als  niederländischer  Fürst  hatte  der  spanische 
König  nur  ausserordentlich  beschränkte  Gewalten3)  und  es  lag  ihm 
infolge  der  Personalunion  unbedingt  die  Pflicht  ob,  bei  allen  Leistungs¬ 
anforderungen  (Aufstellung  von  Armeen,  Steuern)  gewissenschaft 
zu  prüfen,  ob  die  Ergebnisse  seiner  Ansprüche  niederländische  Ziele 
verwirklichen  konnten.  Diese  Voraussetzung  hat  Philipp  II.  nie¬ 
mals  erfüllt.  Die  Niederlande  waren  in  seinen  Augen  ein  fetter 
Acker,  auf  dem  er  fiskalischen  Raubbau  treiben  wollte.  Bevor 
die  Reformation  in  einem  erheblichen  Umfange  ins  Volk  gedrungen 
war  und  dort  einen  antispanischen  Einfluß  ausüben  konnte, 
waren  die  niederländischen  Patrizier  und  die  hervorragendsten 
Vertreter  des  niederländischen  Adels  schon  offen  oder  versteckt  — 
ohne  Berücksichtigung  ihrer  eigenen  Konfession  —  gegen  die 
spanische  Anmaßung  aufgetreten.  Sie  erblickten  mit  Recht  eine 
große  Gefahr  in  einer  Regierung  der  Niederlande,  die  ihren  Sitz 

1)  Schon  im  Jahre  1566  riet  der  englische  Vertreter  in  Antwerpen,  Sir  Thomas 
Gresham,  der  Königin  wegen  der  in  Aussicht  stehenden  kriegerischen  Verwicklungen, 
die  Handelsbeziehungen  mit  diesem  Hafen  abzubrechen. 

2)  Belgien  und  Holland,  mit  Brüssel  als  Regierungssitz. 

3)  Die  Entwicklung  der  parlamentarischen  Befugnisse  der  sogenannten  „Provin¬ 
zialen  Staten“  war  schon  im  16.  Jahrhundert  außerordentlich  weit  gediehen,  und  sie  er¬ 
lebte  in  der  Ernennung  von  Delegierten  dieser  Körperschaften  als  Flottenchefs  neben 
einem  erprobten  Fachmann  wie  de  Ruyter  (1664 — 67)  ihren  grotesken  Höhepunkt. 


in  Madrid  hatte.  Die  spanischen  Verhältnisse  in  Politik  und  Wirt¬ 
schaft,  die  um  einige  Jahrhunderte  hinter  der  erreichten  Stufe  der 
niederländischen  Entwicklung  zurückgeblieben  waren,  konnten  kaum 
praktische  Anhaltspunkte  für  eine  Förderung  der  flämisch-hollän¬ 
dischen  Welthandelsinteressen  bieten.  Als  die  spanische  Regierung 
gegen  das  Ende  der  sechziger  Jahre  des  16.  Jahrhunderts  in  den 
Niederlanden  sogar  schwere  Verkehrssteuern  (io°/0  von  jedem 
Umsatz)  auflegte  und  dieselben  durch  Verquickung  mit  Strafgesetzen 
gegen  die  protestantische  Religion  auch  in  den  ärmsten  Schichten 
verhaßt  machte,  gaben  die  Führer  das  Zeichen  zum  Aufstand  und 
zum  Abfall  von  der  spanischen  Krone.  Der  Unabhängigkeitskrieg 
der  Niederlande,  der  mit  dem  Jahre  1568  einsetzte,  ist  also  im 
wesentlichen  auf  wirtschaftliche  Maßnahmen  der  spanischen  Regie¬ 
rung  zurückzuführen.  Die  katholischen  Anhänger  der  freien1) 
Niederlande  waren,  ebenso  wie  ihre  evangelischen  Volksgenossen 
aus  den  Oberschichten,  davon  überzeugt,  daß  man  die  Verbote  des 
evangelischen  Gottesdienstes  dazu  benutzen  mußte,  um  einen  Volks¬ 
krieg  gegen  Spanien  zu  entfesseln.  Keineswegs  gingen  die  Be¬ 
strebungen  zuerst  in  der  Richtung  der  Bildung  eines  holländischen 
Einheitsstaates,  sondern  die  Führer  —  so  noch  bis  kurz  vor  seinem 
Tode  Wilhelm  der  Schweiger  —  suchten  die  ungeteilten  Nieder¬ 
lande  einer  anderen  westeuropäischen  Großmacht  anzugliedern. 

Diese  Versuche  waren  in  der  Erkenntnis  des  ungünstigen 
Verhältnisses  der  Einwohnerzahl  der  Niederlande  zu  den  zur 
Erhaltung  der  Unabhängigkeit  notwendigsten  Machtmitteln  sach¬ 
lich  begründet.  Nacheinander  versuchte  man  England,  Frank¬ 
reich  und  Fürsten  des  Deutschen  Reiches  für  die  eigene  Sache 
zu  interessieren  und  sie  dazu  zu  bewegen,  durch  den  Einsatz 
ihrer  Machtmittel  eine  schnellere  Entscheidung  im  Kriege  gegen 
Spanien  herbeizuführen.  Frankreich  war  durch  seine  eigenen 
Religionswirren  derartig  in  Anspruch  genommen,  daß  es  nur  eben 
imstande  war,  sich  nach  außen  dauernd  gegen  Spanien  zu  be¬ 
haupten.  Keineswegs  war  es  imstande,  größere  Heeresteile  der 
Heimatwehr  zu  entziehen.  Die  evangelischen  Fürsten  in  Nord¬ 
deutschland  wurden  durch  die  Gegenreformation  in  arge  Bedräng¬ 
nis  gebracht;  sie  konnten  daher  nur  einzelne  Söldnerführer  zu 
kurzen  Kriegszügen  nach  den  Niederlanden  entsenden.  Um  aus 
den  niederländischen  Gebieten  einen  großen  deutschen  Territorial¬ 
staat  bilden  zu  können,  hätte  irgend  einer  der  deutschen  Kurfürsten 

1)  Es  waren  dies  die  Katholiken  in  den  Provinzen  Utrecht,  Gelderland  und 
Nordbrabant, 
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oder  Herzoge  große  Einnahmen  oder  größere  Ländermassen  be¬ 
sitzen  müssen.  Diese  Voraussetzungen  trafen  bei  keinem  evangeli¬ 
schen  Fürstenhause  zu,  und  so  mußten  denn  infolge  der  politischen 
Unzulänglichkeit  deutscher  Menschen  und  Mächte  des  16.  Jahr¬ 
hunderts  an  den  Mündungen  des  deutschen  Rheins  und  der  ur¬ 
sprünglich  deutschen  Maas,  staatliche  Zwischenbildungen  entstehen, 
die  zum  Drehpunkt  der  neuesten  Geschichte  geworden  sind. 
Besseren  Tagen  in  unserer  Zeit  ist  es  voraussichtlich  Vorbehalten, 
diese  abgebrochene  deutsche  weltwirtschaftliche  Entwicklungsmög¬ 
lichkeit  zu  einem  folgerichtigen  Ergebnis  zu  führen. 

Mußten  Deutschland  und  Frankreich  infolge  ihrer  politischen 
Zwangslage  darauf  verzichten,  die  Niederlande  zu  besetzen,  zu  be¬ 
freien  oder  an  sich  zu  fesseln,  so  befand  sich  England  in  einer 
ihnen  entgegengesetzten  Lage.  England  hatte  unter  dem  achten 
Heinrich  endgültig  mit  Rom  gebrochen  —  das  Zwischenspiel  einer 
Gegenreformation  unter  Maria  hatte  nur  für  den  Hochadel  und 
die  Staatskirche  einige  Bedeutung  — ,  es  konnte  sich  daher  ge¬ 
radezu  als  Vormacht  des  Protestantismus  fühlen  und  gebärden. 
Die  tief  eingewurzelte  Abneigung  gegen  spanisches  Wesen  und 
spanische  Strafverfahren,  die  durch  die  keineswegs  besonders 
zahlreichen  Glaubensverfolgungen  unter  Marias  Regentschaft  er¬ 
zeugt  war,  konnte  als  Beweggrund  eines  Glaubenskrieges  an  der 
Seite  der  Niederlande  mit  Erfolg  verwendet  werden.  Die  unter 
den  Tudors  straff  durchgeführte  zentralisierte  Organisation  des 
englischen  Staates1)  und  die  neuen  Besitzverteilungen,  die  zu 
jenen  Zeiten  durch  die  Aufteilung  der  Klostergüter  zustande  ge¬ 
kommen  waren 2),  erleichterten  alle  politischen  und  wirtschaft¬ 
lichen  Vorbereitungen  für  einen  Feldzug.  Die  englische  Intelli¬ 
genz  —  voran  Sidney,  der  bei  Zutphen  fiel  —  drängte  geradezu 
zum  Kriege.  Welche  Erwägungen  mögen  es  gewesen  sein,  die 


1)  Die  Starchambers  der  letzten  Heinriche  hatten  mit  bestem  Erfolg  die  Bewaff¬ 
nung  und  militärische  Organisation  der  Lehnsleute  der  großen  Barone  beseitigt. 

2)  Der  eigentliche  Hofadel,  der  den  größten  Teil  der  Kirchengüter  erhielt,  legte 
auf  die  Vermehrung  und  wirtschaftliche  Fortentwicklung  des  Standes  der  Klosterbauern 
kein  großes  Gewicht.  Klosterfarmen  kamen  bei  den  Bauernlegen  zugunsten  der  Anlage 
von  Jagdrevieren  stets  zuerst  an  die  Reihe.  Stellen,  die  frei  wurden  oder  bei  der  Pacht- 
emeuerung  freigemacht  werden  konnten,  wurden  vielfach  den  Bedienten  des  Landherrn 
zuerteilt.  Diese  Umstände,  die  schon  an  sich  viele  Leute  von  der  Scholle  lösten, 
wurden  noch  durch  die  erhöhten  Pachtforderungen  des  Adels  unterstützt.  Der  Spiel¬ 
raum  zwischen  Bodenertrag  und  Pacht  winde  immer  enger,  so  daß  die  kleineren  Farmer 
darauf  angewiesen  waren,  ihre  jüngeren  Söhne  frühzeitig  zur  See  oder  in  fremden  Heeren 
dienen  zu  lassen. 
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Elisabeth  und  ihre  hervorragenden  Staatsmänner  davon  abgehalten 
haben,  den  Niederlanden  mehr  als  eine  wohlwollende  Neutralität 
oder  halbamtliche  Unterstützungen  angedeihen  zu  lassen? 

Die  meisten  Gründe  für  diese  Zurückhaltung  lassen  sich  heute 
bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  aktenmäßig  nicht  mehr  fest¬ 
legen.  Sie  sind  aber  mit  genügender  Klarheit,  aus  den  Grund¬ 
zügen  des  englischen  Denkens  und  Wollens  in  politischen  Dingen, 
im  Rahmen  unserer  vorausgegangenen  weltgeschichtlichen  Be¬ 
trachtungen  unschwer  zu  entwickeln. 

Aus  unseren  Betrachtungen  der  europäischen  Lage  um  das 
Jahr  1570  ergeben  sich  die  folgenden  Verkehrs-  und  handels¬ 
politischen  Tatsachen: 

I.  Die  den  Niederlanden  benachbarten  Länder  waren  als  Kraft¬ 
quellen  und  gleichzeitig  in  ihrem  gegenseitigen  politischen  Ver¬ 
hältnis  zueinander  unbestimmbare  Größen1). 

II.  Die  Handelsstraße  Neapel— Cadiz — Dünkirchen — Antwer¬ 
pen — Amsterdam  wurde  nach  Ausbruch  des  niederländischen  Un¬ 
abhängigkeitskrieges  fortgesetzt  durch  Freibeutergeschwader  und 
Guisenschiffe,  die  in  der  seeländischen  Inselwelt  ihre  Schlupfwinkel 
(Brielle,  Hontenisse)  hatten,  gestört  und  zuweilen  gesperrt. 

III.  Die  Produkte  der  neuen  Erdteile  mußten  an  einer  Stelle 
in  Europa  gehandelt  werden,  an  der  sich  auch  die  europäischen 
Völker  treffen  konnten,  die  einander  bekriegten. 

Schon  aus  der  obigen  Formulierung  der  politischen  Lage 
(ad  I)  geht  hervor,  daß  eine  Parteinahme  Englands  für  die  Nieder¬ 
lande  mit  schweren  Bedenken  verknüpft  war.  Die  Preisgabe  der 
mehr  scheinbaren  als  wirklichen  Neutralität  erhöhte  die  Unsicher¬ 
heit  der  Fahrt  nach  England  und  verwickelte  das  Inselreich  oben¬ 
drein  in  einen  unabsehbaren  europäischen  Krieg.  Englands 
Stellungnahme  hätte  nach  aller  Voraussicht  den  Dreißigjährigen 
Krieg  verfrüht,  da  sich  dann,  sowohl  mehrere  deutsche  katholische 
Fürsten  und  die  Guisen  auf  Spaniens  Seite,  als  auch  einige  pro¬ 
testantische  deutsche  Fürsten  und  die  Hugenotten  auf  seiten  von 
England  und  Holland  gestellt  hätten. 

Neben  diesen  machtpolitischen  Erwägungen  wurden  aber  in 
England  auch  großzügige  Gesichtspunkte  für  eine  nationale  Handels¬ 
politik  aus  diesen  grundlegenden  Tatsachen  entwickelt.  Die  notwen¬ 
digen  Vorarbeiten  zu  den  aus  den  Leitsätzen  II  und  III  zu  folgernden 
Maßnahmen  mußten  dreierlei  berücksichtigen.  England  mußte  sich 

1)  Deutschland  und  Frankreich  wurden  durch  die  Gegenreformation  bzw.  die 
-Hugenottenkriege  in  Parteien  zerrissen,  deren  Stärke  sich  nicht  abschätzen  ließ. 
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über  die  Handelsbeziehungen  und  Bedürfnisse  der  europäischen 
Länder  orientieren.  Ferner  mußte  es  in  den  überseeischen  Ländern, 
aus  denen  die  begehrten  exotischen  Produkte  und  Kostbarkeiten 
bezogen  wurden,  festen  Fuß  fassen.  Endlich  mußten  fremde,  in 
England  ansässige  Handelsorganisationen  (die  Hanse)  verdrängt, 
dagegen  geschickte  einzelne  auswärtige  Händler  und  Bankiers  an 
England  gefesselt  werden  (Internationaler  Charakter  der  City).  Bei 
dem  mangelhaft  entwickelten  diplomatischen  Dienst  und  dem  un¬ 
vollkommenen  Nachrichtendienst  jener  Zeiten,  suchten  die  Höfe 
meist  durch  die  ausländischen  Kolonien  ihrer  Residenzen  über  die 
Verhältnisse  auswärtiger  Länder  Informationen  zu  erhalten. 

So  ist  aus  den  Berichten  der  Edelmetallwarenhändler  italie¬ 
nischer  Abkunft,  die  sich  im  alten  London  in  der  Lombardstreet 
niedergelassen  hatten,  daher  wohl  zuerst  das  Bedürfnis  eines  nord¬ 
westeuropäischen  Waren  Vermittlers  und  Frachtführers  in  Eng¬ 
land  bekannt  geworden.  Die  Minister  der  Elisabeth,  die  mit  diesen 
italienischen  Kreisen  die  engsten  Beziehungen  unterhielten1),  haben 
auf  diesem  Wege  die  zuverlässigsten  Nachrichten  über  die  Zu¬ 
stände  in  Südeuropa  und  dem  nahen  Orient  erhalten.  Wie  man 
aus  vielen  Berichten  weiß,  waren  es  gerade  diese  italienichen  Fir¬ 
men,  die  die  englische  Bürgerschaft  mit  den  Methoden  und  Formen 
des  internationalen2)  Handels  bekannt  machten  und  englische  Unter¬ 
nehmungen  auf  diesem  Gebiete  —  allerdings  zuerst  nur  von  pri¬ 
vater  Seite  unterstützt  und  ausgeführt  —  ermutigten.  Die  Rat¬ 
geber  der  Krone  zogen  aus  diesen  Eröffnungen  der  Italiener  die 
Schlußfolgerung,  England  nach  Möglichkeit  außerhalb  eines  Kampfes 
der  beiden  bedeutendsten  Seemächte  jener  Zeiten  zu  halten.  Die 
dadurch  erzielte  geringere  Wahrscheinlichkeit  bei  Fahrten  nach 
englischen  Häfen  seitens  der  Kriegführenden  belästigt  zu  werden, 
bzw.  die  verhältnismäßig  sehr  große  Sicherheit  ausländischer  Frachten 
auf  englischen  Schiffen,  mußte  der  Bildung  und  der  weiteren  Ent¬ 
wicklung  einer  großen  vielseitigen  Londoner  Warenbörse  förder¬ 
lich  sein.  Im  alten  London  konnten  sich  also  Kaufleute  aller 
Länder  treffen;  nach  London  konnten  fast  alle  Waren  der  dama¬ 
ligen  bewohnten  Welt  verhältnismäßig  sicher  und  schnell  befördert 
werden,  und  dazu  besaß  London  noch  den  Vorzug,  von  den  da¬ 
maligen  äußersten  Grenzposten  der  europäischen  Wirtschaft,  etwa 

1)  Besonders  Burleigh  und  Walsingham. 

2)  Der  nationale  Handel  tauschte  im  wesentlichen  nur  den  eigenen  Produktions¬ 
überschuß  gegen  eigene  Bedürfnisse  aus,  während  der  internationale  Handel  Waren  herbei¬ 
schaffte,  um  aus  den  gewonnenen  Vorräten  wiederum  fremde  Bedürfnisse  zu  befriedigen. 
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am  Ostrande  der  Ostsee  und  am  Ostrande  des  Mittelmeers,  an¬ 
nähernd  gleichweit  entfernt  zu  sein. 

Die  größte  Vorsicht,  mit  der  die  englischen  Minister  Spanien 
behandelten,  konnte  nicht  verhindern,  daß  es  infolge  des  Glaubens¬ 
eifers  des  spanischen  Königs  doch  zu  einem  kriegerischen  Zusammen¬ 
stöße  kam.  Das  Schicksal  der  Maria  Stuart,  die  indirekte  Unter¬ 
stützung  der  Niederlande  und  die  bräutlichen  Neigungen  der  Elisa¬ 
beth  —  ob  politischer  oder  etwa  menschlicher  Natur,  das  sei  dahin¬ 
gestellt  —  für  die  glänzenden  französischen  Fürstengestalten  jener 
Zeit,  führten  zu  einer  kurzen  und  heftigen  Entladung,  die  in  dem 
Zusammenbruch  der  spanischen  Armada  im  Jahre  1588  ihren  Höhe¬ 
punkt  und  fast  unmittelbar  daran  ihr  Ende  fand.  Dieser  kurze 
entscheidende  Krieg  hat  den  Anfängen  des  englischen  Handels 
nur  wenig  geschadet;  dagegen  wurden  während  eines  Jahrzehntes 
die  spanischen  Zufuhren  aus  Mittel-  und  Südamerika  durch  die 
englischen  Freibeuter  empfindlich  gestört.  Der  rasche  Erfolg  der 
englischen  Seemacht  war  sogar  eine  wirkungsvolle  Reklame  für 
England  als  Handelszentrale.  Denn  nachdem  die  spanische  See¬ 
macht,  die  zu  jenen  Zeiten  am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  jeden¬ 
falls  über  die  reichsten  Hilfsmittel  verfügte,  die  Seeherrschaft  gegen¬ 
über  England  nicht  behaupten  konnte,  wurde  die  Sicherheit  des 
Handels  nach  und  von  England  noch  erheblich  erhöht. 

Nach  dem  kurzen  kriegerischen  Zwischenspiel  der  Jahre 
1587  und  1588  kehrte  England  wieder  zur  Neutralitätspolitik  zu¬ 
rück  und  verzichtete  darauf,  an  der .  Befreiung  der  Niederlande 
tatkräftig  mitzuwirken.  Spanien,  Holland,  Frankreich,  Schweden 
und  Dänemark  wurden  seitens  England,  annähernd  bis  zum  Ende 
des  Dreißigjährigen  Krieges  äußerßt  vorsichtig  behandelt.  Die  zwei¬ 
deutige  konfessionelle  Stellungnahme  von  Jakob  I.  und  Karl  I. 
von  England  dürfte  wenigstens  zum  Teil  auf  die  handelspolitische 
Notwendigkeit  zurückgeführt  werden  können,  im  Interesse  des  wach¬ 
senden  Außenhandels  mit  evangelischen  und  katholischen  Groß¬ 
mächten  auf  gutem  Fuß  leben  zu  müssen.  Diese  häufig  als  schwäch¬ 
lich  und  unklar  bezeichnete  englische  Politik  jener  Zeiten  macht  im 
Gegenteil  in  ihren  Handlungen  und  Ergebnissen  den  Eindruck 
einer  Folgerichtigkeit  und  Weitsichtigkeit,  die  man  den  damaligen 
Fürsten,  nach  dem  historischen  Urteil  über  ihre  Persönlichkeiten, 
als  bewußte  Eigenleistung  kaum  unterzulegen  wagt. 

Die  Erfolge  der  englischen  Politik  der  Jahre  1570 — 1630 
finden  in  den  auf  gesichertem  Wohlstände  begründeten  Kultur¬ 
zuständen  der  englischen  Bürgerschaft  wertvolle  Belege.  Die  Pflege 
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von  Kunst  und  Wissenschaft,  sowie  viele  Beweise  für  ein  üppiges 
öffentliches  und  häusliches  Leben,  treten  uns  in  allen  bekannten 
Zeugnissen  über  die  wirtschaftliche  Lage  von  Shakespeare  und 
seinen  Zeitgenossen  entgegen.  Nachdem  es  aber  den  Tudors  so 
leicht  gelungen  war,  die  militärische  Selbständigkeit  des  Landadels 
zu  beseitigen,  fühlte  sich  der  zweite  Stuart  auf  dem  englischen 
Throne  veranlaßt,  die  durch  den  Handel  reich  gewordene  und  po¬ 
litisch-einflußreiche  Bürgerschaft  der  Hafenstädte  durch  Steuermaß¬ 
nahmen  zu  schwächen.  Dieser  Versuch  scheiterte  im  Bürgerkriege 
(1642 — 51)  an  der  geschickten  Zusammenfassung  aller  Unzufriedenen 
unter  der  Führerschaft  der  bedrohten  Städte  und  der  Intelligenzen 
einiger  verfolgter  Sekten.  Als  das  Königshaus  der  Stuarts  sich 
im  zweiten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  durch  Auflage  der  Schiffahrts¬ 
abgaben  besonders  schroff  gegen  die  handelspolitischen  Anschau¬ 
ungen  jener  Zeiten  auflehnte  und  sie  durch  Zwangsmaßnahmen  zu 
überwinden  suchte,  brach  der  Bürgerkrieg  mit  elementarer  Ge¬ 
walt  aus. 

Während  nach  außen  auf  beiden  Seiten,  als  Führer  und  Träger 
der  Kampfhandlungen,  die  Bekenner  der  äußersten  religiösen  Gegen¬ 
sätze  in  den  Vordergrund  traten,  —  bei  den  Truppen  des  Königs 
Karl  die  Pächter  und  Bedienten  der  durchweg  adeligen  Stützen 
und  Vertreter  der  englischen  Hochkirche  und  in  der  Parlaments¬ 
armee  die  Brigade  von  Cromwell  — ,  waren  wirtschaftliche  Organi¬ 
sationen  verschiedener  Erwerbsstände1)  —  nämlich  auf  seiten  des 
Königs  der  Hochadel  und  die  mit  einem  großen  Latifundienbesitz 
ausgestatteten  Universitäten,  dagegen  auf  der  Seite  von  Cromwell 
und  dem  Parlamentsheere  die  englische  Kaufmannschaft  und  die 
englischen  Hafenstädte  unter  Führung  von  London  —  die  treibenden 
Kräfte  des  Krieges.  Infolge  einer  falschen  Einstellung  der  meisten 
Historiker  zu  dieser  tatsächlichen,  wirtschaftlichen  Unterlage  des 
Bürgerkrieges,  wird  derselbe  vielfach  zu  Unrecht  als  Sieg  eines  for¬ 
mellen  Verfassungsgedankens  über  das  absolute  Königtum  gefeiert. 
Die  Bedeutung  des  Bürgerkrieges,  als  eine  bloße  Verschiebung  der 
ausschlaggebenden  Machtfülle  in  der  englischen  Politik,  tritt,  sowohl 
in  der  äußeren,  als  auch  in  der  inneren  Politik  Englands,  sofort 
nach  der  Hinrichtung  des  Königs  deutlich  zutage.  In  der  inneren 
Politik  schiebt  Cromwell  in  einigen  raschen  Eingriffen  das  Parlament, 
dessen  Feldherr  er  nur  sein  sollte,  mit  königlichen,  ja  fast  selbst¬ 
herrlichen  Gebärden  beiseite.  In  der  äußeren  Politik  suchte  Cromwell 

1)  Erwerbsstände  sind  im  obigen  Sinne  etwa  Landwirtschaft,  Handel  und  In¬ 
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mit  derselben  Entschiedenheit  und  Großzügigkeit  überall  nur  die 
Vorteile  für  den  englischen  Handel  zu  sichern,  die  ihm  die  dauernde 
Unterstützung  der  Kaufmannschaft  und  der  Londoner  Erwerbskreise 
eintragen  mußten.  Durch  einen  Ausgleich  mit  Schottland  und 
eine  rasche  Niederwerfung  und  Unterjochung  von  Irland  sicherte 
er  zuerst  die  Zufahrtsstraßen  des  englischen  Handels  und  er  ver¬ 
hinderte  damit  die  Ausnutzung  dieser  Nebenstaaten  als  Stützpunkte 
und  Schlupfwinkel  für  Freibeuterflotten  der  vertriebenen  Königs¬ 
familie.  Von  diesen  Aufgaben  ging  er  bald  zu  einer  kühnen  handels¬ 
politischen  Offensive  gegen  Holland  über,  in  der  es  galt,  die 
Schäden  des  Bürgerkrieges  zu  heilen. 

Während  der  englischen  Wirren,  vor  allem  aber  in  den 
Jahren  1630 — 1650,  war  vor  den  Toren  des  englischen  Handels 
und  zwar  insbesondere  vor  der  Themsemündung  eine  junge  kräftige 
Seemacht  erstanden,  die  die  handelspolitische  Entwicklung  des 
Inselreiches  beeinträchtigen  mußte.  In  der  seeländischen  Inselwelt 
gestützt  auf  Vlissingen  hatte  sich  aus  der  Freibeuterflotte  der 
Geusen  im  Laufe  des  niederländischen  Unabhängigkeitskrieges 
eine  Seemacht  und  eine  Handelsflotte  entwickelt,  die  sich  in  den 
nordfriesischen  Inseln,  vor  allem  auf  Texel,  einen  zweiten  wichtigen 
Stützpunkt  geschaffen  hatte.  Da  der  Aufschwung  der  holländischen 
Seemacht  von  einer  großzügigen  Kolonialpolitik  begleitet  war,  so 
war  mit  dem  Abflauen  der  europäischen  Feindschaften  nach  dem 
westfälischen  Frieden,  eine  fortschreitende  Abwanderung  des  Handels 
von  London  nach  Amsterdam  oder  Rotterdam  wahrscheinlich  ge¬ 
geben.  Wenn  man  dazu  noch  in  Betracht  zieht,  daß  die  Umlage  der 
Hafensteuer  des  Königs  Karl  —  der  hauptsächlichste  Anlaß  des  Aus¬ 
bruches  des  Bürgerkrieges  —  fast  gleichzeitig  mit  dem  für  Englands 
Handelsaussichten  so  bedeutungsvollen  Beginn  der  Friedensverhand¬ 
lungen  des  Dreißigjährigen  Krieges  zusammenfiel,  wird  die  Not¬ 
wendigkeit  der  sofort  einsetzenden  raschen  Abwehrhandlungen  von 
Cromwell  begreiflich.  Im  Jahre  1648  waren  nämlich  zuerst  seit 
80  Jahren  Spanien  und  Holland  in  der  Lage  im  Frieden  Handel  und 
Wandel  zu  pflegen  und  England  scharfe  Konkurrenz  zu  machen, 
während  sich  Cromwell  im  Jahre  1649  noch  in  einem  unentschiedenen 
Kampfe  mit  der  Königsfamilie  befand.  Trotzdem  bereitete  er  schon 
damals,  unterstützt  von  seinem  Marinestrategen  Blake,  den  Ent¬ 
scheidungskampf  gegen  Holland  vor. 

Um  den  günstigen  Zustand  wie  er  vor  1630  bestand,  wiederum 
für  England  herzustellen,  mußte  Cromwell  die  günstige  holländische 
Lage  durch  eine  Kräfteverschiebung  auszugleichen  suchen.  Holland, 

Edwards,  Englische  Expansion.  2 


i8 


das  Land  der  Rheinmündungen,  hatte  durch  seinen  Friedensschluß 
mit  Spanien  und  durch  sein  verwandtschaftliches  Verhältnis  mit 
Brandenburg,  die  Wege  für  einen  großzügigen  europäischen  Waren¬ 
handel  in  der  Nordsee  und  zu  Lande  in  der  Westostrichtung  frei 
bekommen.  Diesen  Vorzug  seiner  Lage  brauchte  sich  Holland 
durch  keinen  Nachteil  verkleinern  zu  lassen.  Die  Sicherheit  des 
Transportes  der  Güter  nach  Holland  war  infolge  des  Abschlusses 
des  westfälischen  Friedens  und  des  Schutzes  der  stattlichen 
holländischen  Kriegsflotte,  etwa  um  das  Jahr  1648  ebensogroß, 
als  die  Sicherheit  der  Fahrt  nach  England.  Nachdem  die  Be¬ 
endigung  des  Dreißigjährigen  Krieges  das  deutsche  Hinterland  be¬ 
ruhigt  und  der  Friede  mit  Spanien  die  Seewege  vollkommen  gesichert 
hatte,  mußten  die  technischen  und  geographischen  Vorzüge,  die 
holländischen  Märkte  unüberwindlich  erscheinen  lassen.  In  den 
letzten  Jahrzehnten  des  niederländischen  Unabhängigkeitskrieges 
war  es  den  Holländern  nämlich  gelungen,  Amsterdam  zu  einer 
Weltbörse  und  zu  dem  Weltstapelplatz  für  exotische  Kolonial¬ 
waren  auszugestalten.  Die  Produkte  aus  Indien,  Brasilien,  West- 
und  Südafrika  wurden  auf  holländischen  Schiffen  nach  Amster¬ 
dam  gebracht  und  von  dort  in  das  deutsche  Hinterland  und 
nach  London  versandt.  Die  Amsterdamer  Preise,  der  Amster¬ 
damer  Zinsfuß  und  die  sonstigen  dortigen  Handelsmodalitäten  waren 
infolge  der  hochentwickelten  holländischen  Bankeinrichtungen 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  in  der  Geldwirtschaft  und  im 
Handel  der  ersten  beiden  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  geworden. 
Die  Produkte,  die  aus  Holland  nach  England  weiter  gingen,  blieben 
ihrerseits  aber  keineswegs  ausschließlich  in  England,  sondern  wurden 
von  dort  nach  Frankreich,  Spanien,  Portugal  und  Skandinavien 
versandt.  Bei  diesem  Verfahren  konnten  die  Engländer  nur  an 
den  geringen  Beträgen  der  Umsatzgebühren  des  Londoner  Platzes 
verdienen,  während  Holland,  sowohl  am  Transport,  als  auch  an  den 
Amsterdamer  Umsatz-  und  Lagerhausgebühren,  die  größeren  Ge¬ 
winne  einheimste. 

Zur  Umwandlung  dieses  Positionsvorteils  der  Holländer  wandten 
Cromwell  und  Blake  die  genialste  Kombination  der  Kriegs-  und 
Handelsstrategie  an,  die  die  Weltgeschichte  je  gesehen  hat.  Sie 
•  arbeiteten  gemeinschaftlich  und  getrennt  an  der  Aufgabe,  die  wirt¬ 
schaftliche  Stellung  der  Nordniederlande  zu  untergraben. 

Zu  dem  Zweck  mußten  Cromwell  und  Blake  versuchen: 

1.  den  Zugang  nach  Holland  zu  erschweren, 
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2.  die  Notwendigkeit  der  Londoner  Vermittlertätigkeit  zu 
erhöhen  und  endlich 

3.  die  Vorbedingungen  für  die  Entwicklung  einer  englischen 
Handelsflotte  zu  schaffen. 

Nachdem  sich  Spanien,  halb  freiwillig,  halb  gezwungen,  seit 
1648  aus  Nordwest-Europa  zurückgezogen  hatte  und  nur  ziemlich 
oberflächliche  Hoheitsrechte  in  den  südlichen  Niederlanden  —  im 
heutigen  Belgien  —  behauptete,  ging  Cromwell,  der  die  Ziele  von 
Ludwig  XIV.  und  Kardinal  Mazarin  erfaßte,  sofort  mit  dem 
starken  Frankreich  gegen  das  geschwächte  Spanien  vor.  Er 
beurteilte  die  damalige  Lage  insofern  durchaus  richtig,  daß  sich 
unmittelbar  nach  dem  westfälischen  Frieden  die  alten  Glaubens¬ 
feinde  Holland  und  Spanien  nicht  gegen  England  und  Frankreich 
zusammenfinden  würden.  Indem  er  die  französische  Politik  —  für 
diese  bewußt  oder  unbewußt  —  nach  Norden  lenkte,  schuf  er  die 
Reibungsfläche  (der  Besitz  der  belgischen  Grenzfestungen),  die  Hol¬ 
land  und  Frankreich  in  unzählige  Kriege  miteinander  verwickelte, 
in  denen  diese  beiden  Länder  in  der  Folgezeit  um  die  schönsten 
Früchte  ihrer  Kolonialpolitik  zu  Englands  Gunsten  betrogen  wurden. 
Die  europäischen  Folgen  dieses  genial  erfundenen  Konfliktes 
waren  die  Kriege  der  Jahre  1651  — 1763,  die  Europas  kulturelle,  wirt¬ 
schaftliche  und  gewerbliche  Entwicklung  um  mindestens  ein  halbes 
Jahrhundert,  gegenüber  Englands  Entwicklung  zurückgehalten 
haben. 

Als  unmittelbare  Folge  des  Gegensatzes  von  Spanien  und 
Frankreich  gelang  es  England,  sich  im  Besitz  von  Dünkirchen  zu 
setzen.  Dieser  strategische  Punkt  verbürgte  allen  Schiffen,  die  von 
westlicher  und  südlicher  Richtung  nach  England  fuhren,  die  Möglich¬ 
keit,  in  unmittelbarer  Nähe  der  größeren  holländischen  und  fran¬ 
zösischen  Häfen,  einen  sicheren  Schutzhafen  erreichen  zu  können. 
Gewissermaßen  als  Vorort  von  London,  niemals  als  Ersatz  für 
London  —  größere  kaufmännische  Niederlassungen,  geschweige 
denn  ein  Marktbetrieb,  wurden  in  Dünkirchen,  der  Seefestung,  nicht 
geduldet  —  muß  man  den  Erfolg  des  Sprunges  zum  Kontinent 
auffassen. 

Diese,  allerdings  nur  zeitweilige,  Festsetzung  auf  dem  Kontinent 
hatte  aber  eine  viel  größere  indirekte,  als  direkte  Bedeutung,  indem 
sie  den  englischen  Kriegsschiffen  die  Durchführung  jenes  ersten 
englischen  Handelsgesetzes  von  internationaler  Wirkung  —  der 
Navigationsakte  des  Jahres  1651  —  wesentlich  erleichterte.  Die 
wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  waren: 
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a)  Waren  amerikanischen  oder  afrikanischen  Ursprungs,  seien 
sie  aus  britischen  Kolonien  oder  aus  anderen  Gebieten, 
durften  nach  England  nur  auf  Schiffen  eingeführt  werden, 
die  im  Besitze  von  Engländern  waren. 

b)  Waren  aus  anderen  europäischen  Ländern  durften  nur  auf 
englischen  Schiffen,  auf  Schiffen  des  Ausfuhrlandes  oder 
auf  Schiffen  des  Landes,  in  dem  der  erste  Verladungshafen 
lag,  eingeführt  werden. 

c)  Englische  und  fremde  Schiffe  sollten  nur  Waren  aus  dem 
Ursprungslande  nach  England  einführen. 

Diese  Hauptbestimmungen  wurden  durch  eine  Reihe  anderer 
Bestimmungen  ergänzt,  die  dazu  dienten,  die  englische  Küsten¬ 
schiffahrt  zu  heben,  die  Fischerei  zu  begünstigen  und  den  Mann¬ 
schaftsersatz  der  Flotte  sicher  zu  stellen.  Aus  der  obigen  Trennung 
der  Hauptbestimmungen  der  Navigationsakte  erhellt  ohne  weiteres, 
daß  sich  Cromwell  nur  dann  von  dem  Gesetz  einen  handelspolitischen 
Erfolg  versprechen  konnte  und  bei  seiner  hervorragenden  strategischen 
Veranlagung  auch  sicher  nur  dann  versprochen  hat,  wenn  vor  allem 
die  unter  a)  und  b)  aufgeführten  Bedingungen  wirksam  werden 
konnten.  Gingen  sie  in  Erfüllung,  so  mußte  ein  rein  englischer 
Einfuhrhandel  ausgehend  von  den  exotischen  Ländern  entstehen, 
der  naturgemäß  zur  territorialen  und  wirtschaftlichen  Ausbreitung 
der  englischen  Stützpunkte  in  überseeischen  Gebieten1)  führte.  Der 
englische  Ausfuhrhandel  wurde  bezeichnenderweise  nicht  regle¬ 
mentiert,  um  die  ausländischen  Handelsflotten  der  Kunden  des 
Londoner  Marktes  nicht  zu  schädigen.  Die  strenge  Durchführung  der 
Akte  bedeutete  aber  die  Ausschließung  der  Holländer  von  der 
englischen  Einfuhr.  Da  das  Gesetz  damals  in  seiner  praktischen 
Bedeutung  nur  gegen  ein  Land  als  Kampfmaßnahme  wirken 
konnte,  war  es  eine  englisch-holländische  Machtfrage,  ob  die  Durch¬ 
führung  erfolgen  würde.  Unterwarfen  sich  die  Niederländer  in  weiser 
Erkenntnis,  daß  sie  nicht  stark  genug  sein  würden,  ein  Handels¬ 
monopol  in  Europa  behaupten  zu  können,  so  konnte  England  den 
Wettbewerb  unter  günstigen  Bedingungen  mit  ihnen  aufnehmen. 
Weigerte  sich  Holland  die  Akte  anzuerkennen,  so  war  ein  langer 
Kampf  der  beiden  Länder  zu  erwarten.  Aus  den  politischen  Verhält¬ 
nissen  jener  Zeit,  vor  allem  aus  der  Siegesgewißheit  und  dem  Reich¬ 
tum  der  Holländer  heraus,  war  ein  Entscheidungskampf  zu  folgern. 


i)  Die  ältesten  amerikanischen  Ansiedlungen  und  indischen  Faktoreien  waren  in 
in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  gegründet  worden. 


Gelang  es  England,  Holland  zum  Entscheidungskampfe  herauszu¬ 
fordern  und  ihn  siegreich  durchzuführen,  so  waren  damit  nicht  nur 
die  englischen  Handelsgrundsätze  zur  endgültigen  Anerkennung  ge¬ 
bracht,  sondern  man  konnte  in  England,  als  Ergebnis  des  Sieges, 
weiterhin  auf  die  Seebeherrschung  und  den  Erwerb  kolonisierter 
Stützpunkte  rechnen,  die  eine  scharfe  Überwachung  der  Grundsätze 
der  Akte  erleichterten.  Cromwell  hat  die  endgültige  Entscheidung 
des  Kampfes  mit  Holland  nicht  mehr  erlebt,  aber  wenigstens  die 
erste  rechtliche  Anerkennung  der  Navigationsakte  im  Frieden  mit 
Holland  (1654)  erreicht.  Er  hat  dazu  noch  im  Kriege  gegen 
Spanien  die  Stützpunkte  Dünkirchen  und  Jamaica  erobern  lassen. 

Die  größte  politische  Genugtuung  ist  dem  einsamen  und 
bitteren  Menschen,  aber  erst  nach  seinem  Tode  geworden.  Seine 
Politik  stand  eben  nicht  auf  zwei  Augen,  sondern  war  in  dem 
Maße  Forderung  der  englischen  Bürgerschaft  geworden,  daß 
das  im  Jahre  1660  zurückgekehrte  Königshaus  der  Stuarts  sich 
gezwungen  sah,  die  Politik  des  Königsrichters  fortzusetzen.  In 
dieser  Haltung  lag  ein  gewichtiges  Eingeständnis,  daß  Karl  I. 
keinem  verfassungsrechtlichen  Dogma,  sondern  seiner  unsinnigen 
verkehrsfeindlichen  Politik  zum  Opfer  gefallen  war.  Wenn  man 
die  kurze  Unterbrechung  von  1625 — 1640  ausnimmt,  ist  es  geradezu 
überraschend,  wie  vollkommen  sich  die  englischen  Wirtschafts¬ 
interessen  mit  den  Zielen  der  englischen  auswärtigen  Politik  deckten. 
Abweichungen  der  Fürsten  zugunsten  von  persönlichen  Wünschen 
oder  reiner  Kabinettspolitik  lösten  sofort  scharfe  Reaktionen  aus, 
die  sich  bis  zur  Festlegung  der  nationalen  Politik  in  der  Navi¬ 
gationsakte  steigerten.  Karl  II.,  als  König  und  Mensch,  das 
Beispiel  eines  Schwächlings,  hatte  vielleicht  gerade  infolge  seiner 
Schwäche  nicht  den  Mut,  mit  der  großzügigen  Politik  von 
Cromwell  zu  brechen.  Vielmehr  ist,  wie  Eduard  Meyer1) 
bemerkt,  das  rücksichtslose  englische  Vorgehen  gegen  Holland 
die  einzige  populäre  Handlung  des  Königs  gewesen.  Trotzdem 
die  Holländer  im  Jahre  1667  die  Themseverteidigung  durch¬ 
brachen  und  London  bedrohten,  mußten  sie  im  Frieden  von 
Breda,  nicht  nur  abermals  die  Navigationsakte  anerkennen,  sondern 
auch  noch  den  wichtigen  amerikanischen  Hafen  Neu-Amsterdam 
und  sein  Hinterland  an  England  abtreten.  Neben  dieser  wichtigsten 
kolonialpolitischen  Erwerbung  sind  als  weitere  Vergrößerungen 


)  England  (Berlin  1915). 
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des  Kolonialbesitzes  noch  einige  neugegründete  Stützpunkte  auf 
den  Antillen  und  das  Hochzeitsgeschenk  des  englischen  Königs 
Bombay  zu  erwähnen.  Bombay  wurde  sofort  an  die  sich  langsam 
aus  einer  Handelsgesellschaft  in  eine  richtige  Kolonialgesellschaft 
verwandelnde  Ostindische  Kompanie  abgetreten. 

Das  Ergebnis  des  ersten  Jahrhunderts  englischer  Übersee¬ 
politik  (1568 — 1668)  bestand  in  der  Demütigung  des  stärksten 
Konkurrenten  (Holland)  und  in  dem  Erwerb  von  größerem  Land¬ 
besitz  in  Indien  und  Nordamerika,  sowie  endlich  im  Ausbau  von 
Stützpunkten  für  Flotte  und  Handel  auf  den  Antillen,  in  unmittel¬ 
barer  Nähe  des  Verkehrszentrums1)  des  spanisch-amerikanischen 
Kolonialreiches. 

Die  zweite  Epoche  (1667  — 1701)  des  englischen  Aufstiegs 
wurde  in  ihrem  ersten  Teil,  während  der  Jahre  1667  — 1688,  in 
erster  Linie  durch  die  Ereignisse  der  inneren  Verfassungskonflikte 
und  Religionswirren  äußerlich  gekennzeichnet.  Ja,  ihre  historische 
Bedeutung  wird  häufig  nur  nach  diesen  Ereignissen  beurteilt. 
Diese  Einseitigkeit  ist  deswegen  tief  zu  bedauern,  weil  die  politischen 
und  konfessionellen  Kämpfe  jener  Zeiten  in  mehrfacher  Beziehung 
eine  große  Bedeutung  für  die  auswärtige  und  überseeische  Politik 
des  Inselreiches  gehabt  haben.  Diese  Erkenntnis  gewinnen  wir 
vor  allem,  wenn  wir  einige  Folgerungen  aus  der  Erwerbung  von 
Neu-Amsterdam  im  Frieden  von  Breda  und  aus  der  damaligen 
französischen  Kolonialpolitik  zu  ziehen  suchen. 

Neu-Amsterdam  mit  dem  anschließenden  Hinterlande  war  ein 
fehlendes  Verbindungsglied  zwischen  den  beiden  wichtigsten  An¬ 
siedelungen  der  Engländer  in  Nordamerika.  Die  Puritaner  hatten 
sich  im  Anfänge  des  17.  Jahrhunderts  in  größerer  Zahl  zwischen 
der  Mündung  des  St.  Lorenzstromes  und  der  Mündung  des  Hudson 
mit  dem  heutigen  Boston  als  Zentrum  festgesetzt.  Die  katholischen 
Einwanderer  —  größtenteils  vertriebener  englischer  und  irischer 
Adel2),  der  seine  Bedienten  und  Pächter  mitnahm  —  hatten  sich 


1)  Der  Verkehr  von  Südamerika  nach  Spanien  vollzog  sich  in  der  Hauptsache 
in  Küstenschiffen,  die  von  den  südamerikanischen  Häfen  der  Westküste  zur  Landenge 
von  Panama  und  von  den  Häfen  der  Ostküste  gleichfalls  nach  der  Landenge  oder  nach 
Havanna  fuhren,  wo  die  großen  Europaflotten  gebildet  wurden,  die  dann  mit  einem 
Begleitgeschwader  nach  der  Heimat  segelten. 

2)  Die  erste  irische  Einwanderung  in  der  Union  (1601  — 1653)  wurde  durch  die 
schroffe  Haltung  der  Königin  Elisabeth  gegen  die  durchweg  katholischen  Grundbesitzer¬ 
familien  in  Irland  ausgelöst. 
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dagegen  weit  südlicher  um  Jamestown  und  Baltimore;  also  an  der 
Potomacmündung,  in  Virginien  und  in  Delaware  angesiedelt.  Viel 
weiter  nach  Süden  kamen  dann  die  spanischen  Ansiedelungen  in 
Florida.  Ferner  lagen  am  Missisippi,  von  der  Mündung  stromauf¬ 
wärts,  die  französischen  Ansiedelungen,  die  damals  schon  in  einem 
—  wenn  auch  häufig  gestörten  —  Verkehr  mit  den  französischen 
Ansiedelungen  an  den  großen  Seen  standen.  Der  Friede  von 
Breda  verbesserte  die  Lage  der  Engländer,  indem  der  holländische 
Keil  am  Hudson,  der  zwischen  den  englischen  Siedelungsgebieten 
eingeschoben  war,  beseitigt  wurde,  aber  er  schuf  gleichfalls  die  erste 
große  Reibungsfläche  zwischen  englischen  und  französischen 
Kolonialinteressen.  Die  englischen  Gebiete  konnten  ,im  Interesse 
ihrer  siedlungstechnischen  Ausdehnung  und  ihres  Handels  nicht 
dauernd  von  dem  Zugänge  zu  ihrem  weiteren  Hinterlande  ab¬ 
geschlossen  werden.  Abgesehen  von  der  Notwendigkeit  der 
Ausbreitung  der  bebauten  Flächen,  sowie  der  Jagd-  und  der 
Handelsgebiete,  ergab  sich  schon  aus  der  Feindseligkeit  der  Indianer¬ 
stämme  die  Notwendigkeit,  diese  Gebiete  mindestens  militärisch 
zu  durchdringen.  Andererseits  mußten  aber  die  Franzosen, 
die  im  Gegensatz  zu  den  englischen  Siedelungskolonien  vielfach 
Pflanzungskolonien  anlegten,  also  infolgedessen  viel  zerstreuter 
wohnten,  durch  die  Nachbarschaft  jenes  großen  englischen  Gebietes 
Besorgnisse  für  die  Sicherheit  ihres  Besitzes  hegen.  Das  Ein¬ 
dringen  der  Engländer  war  ihnen  also  erst  recht  höchst  unan¬ 
genehm,  weil  sie  bei  dem  dürftigen  Nachrichten  verkehr  jener 
Zeiten  über  das  Ziel  und  die  Notwendigkeit  der  englischen  Maß¬ 
nahmen  nichts  Näheres  erfahren  konnten.  Es  lag  daher  auf  der 
Hand,  daß  sie  in  den  Grenzkämpfen  stets  die  Indianer  gegen 
England  unterstützten.  Da  England  am  Ende  des  17.  und 
im  ersten  Teile  des  18.  Jahrhunderts  sich  nicht  stark  genug 
fühlte,  den  damals  bekannten  Teil  des  nordamerikanischen  Fest¬ 
landes  selbständig  zu  erobern,  suchte  es  durch  seine  europäische 
Politik  Frankreich  aus  Amerika  zu  entfernen.  Bis  zur  Einleitung 
dieses  Schachspieles,  das  erst  1763  beendet  wurde,  tat  England 
doch  schon  vorläufige  Schritte,  um  seinen  amerikanischen  Besitz¬ 
stand  zu  kräftigen  und  zu  sichern. 

Es  verfuhr  in  sehr  kluger  Weise,  vorsichtig  und  dabei  doch 
großzügig  mit  den  holländischen  Einwanderern,  die  durch  ihre 
guten  Beziehungen  und  ihr  selbstbewußtes  Auftreten  mit  den  In¬ 
dianern  vorzüglich  fertig  geworden  waren,  um  an  ihnen  zahlreiche 
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sichere  Stützen  seines  Regimentes  zu  gewinnen1).  Ferner  er¬ 
leichterte  Karl  II.  in  öffentlicher  und  versteckter  Form  die  Aus¬ 
wanderung  unzufriedener  Anhänger  der  verschiedensten  englischen 
Sekten,  die  sich  dem  Regiment  der  Hochkirche  widersetzten.  Da¬ 
durch  erfuhren  die  Ansiedelungen  um  Boston  und  die  neuen  An¬ 
siedelungen  zwischen  Hudson  und  Delaware  (Pennsylvanien)  eine 
erhebliche  Stärkung  durch  kinderreiche,  im  Glaubenskampfe  ge¬ 
stählte,  todesmutige  Familien. 

Inzwischen  hatten  sich  die  Verhältnisse  in  der  inneren  Politik 
Englands  und  im  europäischen  Mächteverhältnis  derartig  verändert, 
daß  die  alten  Gegensätze  England-Spanien  und  England-Holland 
dem  großen  politischen  Gegensätze  des  18.  Jahrhunderts  zwischen 
Frankreich  und  England  Platz  gemacht  hatten.  Über  die  Ent¬ 
stehungsgeschichte  des  englisch-französischen  Gegensatzes  ist  man 
heute  noch  nicht  vollständig  und  zweifelsfrei  orientiert.  Wieviel 
religiöse  und  wieviel  weltpolitische  Elemente  dabei  mitgespielt 
haben  oder  nur  zum  Schein  vorgegeben  sind,  kann  nicht  ohne 
weiteres  entschieden  werden.  Wenn  man  aber  einerseits  die  im 
engsten  Einverständnis  mit  der  Londoner  Kaufmannschaft  betriebene 
von  Cromwell  eingeleitete  englische  Handelspolitik  betrachtet  und 
wenn  man  ferner  erfährt,  wie  Ludwig  XIV.  und  sein  Minister 
Colbert  an  die  amerikanischen  Intendanten  die  eingehendsten  Vor¬ 
schriften  über  eine  großzügige  Kolonialpolitik  ergehen  ließen,  er¬ 
kennt  man  einen  bedeutsamen  wirtschaftspolitischen  Gegensatz. 
England  als  Zwischenhandelsstaat  war  darauf  angewiesen,  im  engsten 
Einverständnis  mit  seiner  ausschlaggebenden  Kaufmannschaft,  seine 
auswärtige  Politik  und  Kolonialpolitik  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  kommerziellen  Praxis  zu  orientieren.  Frankreich,  ein  land¬ 
wirtschaftliches  und  gewerbliches  Produktionsgebiet,  sollte  dagegen 
nach  dem  Willen  seiner  Regenten  in  Übereinstimmung  mit  den 
merkantilistischen  Anschauungen  jener  Zeit  auf  dem  Verwaltungs¬ 
wege  durch  Erlasse  und  Edikte  reich  werden.  Eine  elastische 
Praxis  und  ein  unbiegsamer  Formelkram  standen  sich  also  gegen¬ 
über.  Da  beide  Parteien  ihren  Ehrgeiz  auf  eine  rasche  Ausdehnung 
ihres  Handels  und  ihrer  überseeischen  Besitzungen  in  denselben  Ge¬ 
bieten  gerichtet  hatten,  war  der  Zusammenstoß  wahrscheinlicher  als 


i)  Die  holländischen  Kolonisten  haben  noch  bis  heute  ihre  Eigenart  und  ihren 
Familienstolz  hewahren  können.  Träger  von  amerikanischen  Namen,  die  mit  Van  be¬ 
ginnen,  rechnen  sich  ebenso  wie  die  Puritanerfamilien  in  Neu-England  zu  der  Aristo¬ 
kratie  der  Union.  (Knickerbocker  Klub.) 
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eine  Verständigung.  Dieser  Zusammenstoß  war  nicht  etwa  nur 
aus  der  Entwicklung  der  politischen  Verhältnisse  in  Europa, 
sondern  auch  durch  die  nachbarliche  Lage  der  englischen  und 
französischen  Besitzungen  in  Amerika  und  Indien  gegeben1). 
Jede  Ausdehnung,  sei  es  ins  Hinterland  oder  entlang  der  Küste, 
bedingte  Zusammenstöße  oder  Parallelaktionen  der  beiden  Länder. 
Da  es  zur  damaligen  Zeit  schwer  fiel,  ausschließlich  aus  wirt¬ 
schaftlichen  Gründen  größere  Kriege  anzuzetteln  und  durchzu¬ 
führen,  haben  die  bedeutendsten  Köpfe  jener  Zeit  ihre  Völker  für 
vorgegebene  religiöse  oder  politische  Ziele  marschieren  lassen, 
da  sie  dieselben  bei  dem  Fehlen  jenes  modernen  Verbindungs¬ 
gliedes  zwischen  Regierung  und  Volk,  der  Zeitungen,  doch  nicht 
zu  einem  Verständnis  ihrer  Ziele  bringen  konnten.  Mit  welchen 
Mitteln  in  jener  Zeit  gearbeitet  worden  ist,  ergibt  sich  übrigens 
daraus,  daß  man  nach  dem  Tode  von  Karl  II.  in  England  das 
Ammenmärchen  verbreitet  hat,  Ludwig  XIV.  plane  eine  Eroberung 
Englands.  Was  Ludwig  auf  dem  Höhepunkte  seiner  Macht  er¬ 
reichen  wollte  (1685)  und  was  England  in  Wahrung  seiner  Zukunfts¬ 
aussichten  verhindern  mußte,  stand  auf  einem  ganz  anderen  Blatte. 
Ludwig  wollte  das  linke  Rheinufer,  Belgien  und  einige  nord¬ 
spanische  und  norditalienische  Gebiete  Frankreich  angliedern,  um 
dann  gestützt  auf  die  größte  einheitlich  verwaltete  Ländermasse 
Europas,  Frankreich  als  europäische  Vormacht  durchzusetzen.  Diese 
europäischen  Ziele  wurden  aber  bei  der  vielseitigen  Veranlagung 
des  Königs  durch  weltpolitische,  und  man  würde  heute  wohl  sagen 
weltwirtschaftliche  Pläne  ergänzt.  Kanada  und  Indien  bezeichnen 
auf  diesem  Gebiete  Höhepunkte  seiner  Tätigkeit.  Der  englische 
Ehrgeiz  ging  dagegen  in  jenen  Zeiten  nicht  über  die  Forderung 
hinaus,  in  Nordamerika  und  Indien  festen  Fuß  zu  fassen.  Die 
Leiter  der  englischen  auswärtigen  Politik  unter  Karl  II.  er¬ 
kannten,  daß  Englands  Mittel  damals  für  große  Rüstungen 
nicht  ausgereicht  hätten.  Es  konnte  daher  nur  dann  mit  Erfolg 
Überseepolitik  treiben,  wenn  es  privilegierte  Unternehmungen 
unterstützte  (Indien)  und  wenn  es  seinen  verhältnismäßigen 
Menschenüberschuß  in  Gestalt  derjenigen  Leute  an  seine  über¬ 
seeischen  Siedelungen  (Amerika)  abgab,  die  zu  Hause  in  be¬ 
drängten  Verhältnissen  lebten  (die  gelegten  Bauern,  die  nicht 


1)  Man  vergleiche  dazu  die  vorzüglichen  Karten  in  Supan:  Die  territoriale  Ent¬ 
wicklung  der  europäischen  Kolonien. 
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erbberechtigten  jüngeren  Söhne  der  Pächter  und  die  in  der  freien 
wirtschaftlichen  Betätigung  gehinderten  Sektenfanatiker).  Diese 
Elemente  waren  die  gegebenen  Pioniere  und  Vorkämpfer  des 
Greater  Britain,  die  noch  den  Vorzug  besaßen,  jederzeit  in  schwie¬ 
rigen  politischen  Lagen  seitens  des  Mutterlandes  abgeschüttelt 
werden  zu  können.  Obwohl  weite  Volkskreise  mit  dem  persön¬ 
lichen  Regiment  des  zweiten  Karl  unzufrieden  waren,  war  das 
wirtschaftliche  und  politische  Ergebnis  seiner  Regierungszeit  keines¬ 
wegs  ungünstig  zu  nennen.  Englands  Handel  und  Kolonialbesitz 
hatten  sich  gemehrt  und  es  war  in  den  neuen  Gebieten,  ein 
günstiges  Betätigungsfeld  für  die  Puritaner  geschaffen.  Das  ge¬ 
schickte  Lavieren  von  Karl  gegenüber  Ludwig  XIV.  hatte  England 
Zeit  gewinnen  lassen,  um  sich  von  den  holländischen  Kriegen  zu 
erholen  und  es  war  von  einer  Beteiligung  an  den  großen  euro¬ 
päischen  Kriegen  —  die  z.  B.  Brandenburg  solche  schweren  Opfer 
gekostet  haben  —  verschont  geblieben. 

Unter  diesen  Umständen  mußte  das  entgegengesetzte  Ver¬ 
halten  von  Jacob  II.  in  den  ersten  Jahren  nach  seiner  Thron¬ 
besteigung  geradezu  eine  Explosion  hervorrufen.  Er  beging 
nämlich  zwei  unverzeihliche  Fehler,  indem  er  ganz  offen  unter 
Betonung  seines  katholischen  Glaubens  mit  Ludwig  XIV.  pak¬ 
tierte  und  indem  er  die  Auswanderung  durch  seine  drako¬ 
nischen  Strafmittel  (Todesstrafe  bei  den  geringsten  Vergehen 
oder  Deportation  nach  Westindien)  gegen  widerspenstige  Pro¬ 
testanten  verhinderte.  Ja,  er  ging  sogar  noch  darüber  hinaus  und 
erließ  Bestimmungen,  die  geradezu  geeignet  waren,  die  amerika¬ 
nischen  Kolonien  in  ihrer  schwierigen  Lage  gegenüber  Kanada 
zu  schwächen.  Infolge  seines  heimlichen  Übertrittes  zum  Katholi¬ 
zismus  änderte  er  nämlich  die  englischen  und  irischen  Religions¬ 
gesetze  zugunsten  der  katholischen  Bevölkerung,  die  dadurch  ver¬ 
anlaßt  werden  sollte,  nach  England  und  Irland  zurückzukehren, 
und  er  sandte  an  die  königlichen  Beamten  in  den  Gebieten  um 
Boston  Anweisungen,  dieselben  drakonischen  Gesetze  und  Ver¬ 
ordnungen,  die  er  in  England  gegen  die  Puritaner  eingeführt  hatte, 
in  den  Kolonien  anzuwenden. 

Wie  so  oft  in  der  Geschichte  dieses  Königshauses,  hatte  auch 
Jacob  II.  zuerst  trotz  seiner  Starrköpfigkeit  ein  fast  unbegreifliches 
Glück.  Der  erste  Aufstandsversuch,  der  von  einem  natürlichen 
Sohne  Karl  II.  geleitet  wurde  und  sich  hauptsächlich  auf  un¬ 
zufriedene  Fanatiker  in  den  westlichen  Grafschaften  stützte,  miß¬ 
lang  vollständig.  Statt  sich  diese  Lehre  zu  Herzen  zu  nehmen’ 
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ging  der  König  in  der  Provokation  der  wichtigsten  Stände  und 
Interessengruppen  immer  weiter.  Gegen  die  Beteiligten  am 
Monmouthaufstande  wurde  ein  Blutgericht  abgehalten,  das  dann 
von  dem  Prozeß  gegen  die  sieben  Bischöfe  der  Staatskirche  gefolgt 
wurde.  Obwohl  der  König  damit  voraussichtlich  die  kirchlichen 
Kreise  gegen  sich  aufbringen  mußte,  blieb  ihm  die  Mehrheit  der 
Anhänger  der  englischen  Staatskirche  doch  immer  noch  treu. 
Wenn'  sich  diese  Treue  auch  keineswegs  aktiv  betätigte,  so  genügte 
doch  der  Erfolg  der  passiven  Gehorsamdoktrin,  um  den  König, 
gestützt  auf  Heer  und  Flotte,  in  der  Macht  zu  erhalten. 

Wiederum  waren  es  außerenglische  Verhältnisse,  die  eine 
weltpolitische  Orientierung  der  englischen  Politik  forderten  und 
ermöglichten.  Der  hauptsächlichste  Gegner  der  englischen  Volks¬ 
wirtschaft  —  sie  muß  bis  zur  Thronbesteigung  von  Georg  I.  vom 
englischen  Staat  als  solchen  unter  Umständen  getrennt  betrachtet 
werden  —  und  des  holländischen  Staates  war  immer  noch 
Ludwig  XIV.  Nach  der  Plünderung  der  Pfalz  und  der  Eroberung 
von  Straßburg  stand  er  auf  der  Höhe  seiner  Macht.  Seine  Politik 
richtete  sich  nunmehr  —  nachdem  er  seine  deutschen  Pläne  aus¬ 
geführt  hatte  —  gegen  die  englischen  Kolonien  in  Nordamerika 
und  gegen  die  holländisch- bei  gischen  Grenzfestungen.  Weder  Eng¬ 
land  noch  Holland  waren  damals  stark  genug,  um  Ludwig  XIV. 
auch  nur  notdürftig  in  Schach  halten  zu  können.  Von  den  beiden 
Ländern  befand  sich  Holland  in  der  gefährlicheren  Lage,  da  ihm 
die  Rückendeckung  durch  brandenburgische  Truppen  fehlte,  seit¬ 
dem  der  große  Kurfürst  im  Frieden  von  St.  Germain  seinen  Streit 
mit  dem  Sonnenkönig  beigelegt  hatte.  Der  damalige  holländische 
Herrscher,  der  Statthalter  Wilhelm  III.,  gab  aber  als  hervorragen¬ 
der  Diplomat  und  Stratege  sein  Spiel  nicht  verloren,  obwohl  er 
von  seinem  katholischen  Schwiegervater  (Jacob  II.)  keine  Unter¬ 
stützung  erwarten  konnte.  Wie  man  aus  den  Hinterlassenschaften 
seiner  holländischen  und  englischen  Mitarbeiter  erfahren  hat,  war 
sich  dieser  Fürst  der  Notwendigkeit  bewußt,  eine  Kräftekonzentration 
gegen  Frankreich  herbeizuführen.  Spanien  und  Brandenburg  waren 
nach  den  verschiedenen  Kriegen ,  die  sie  durchgemacht  hatten, 
dringend  der  Ruhe  bedürftig.  Die  Hausmacht  des  deutschen 
Kaisers  —  Österreich -Ungarn  —  war  infolge  der  Türkenkriege 
erschöpft.  In  dieser  Lage  begegneten1)  sich  die  Notwendigkeiten 

i)  Es  ist  noch  nicht  klargestellt,  wer  der  treibende  Geist  bei  der  Entthronung 
der  Stuarts  gewesen  ist.  Sowohl  Wilhelm  III.  als  auch  seine  englischen  Anhänger  be- 
saßen  die  erforderlichen  Eigenschaften  für  den  Staatsstreich. 
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der  holländischen  Kontinentalpolitik  mit  den  kolonialwirtschaftlichen 
Hoffnungen  und  politischen  Bestrebungen  der  bedrängten  liberalen 
englischen  Kaufmannschaft.  Zu  ihr  gesellte  sich  die  Notlage  der 
in  England  festgehaltenen  Anhänger  der  puritanischen  Sekten. 
Noch  aus  den  Zeiten  des  englischen  Bürgerkrieges  her  bestand  in 
England  ein  reger  Verkehr  und  viele  persönliche  Beziehungen 
zwischen  den  Kaufmannskreisen,  die  vielfach  nur  aus  Geschäfts¬ 
gründen  der  englischen  Staatskirche  angehörten  und  den  adeligen 
und  bäuerlichen  Anhängern  der  unzufriedenen  Sekten.  Durch  ein 
geniales  Intriguenspiel,  dessen  letzte  Tiefen  heute  noch  nicht  ergründet 
sind,  vermochten  Wilhelm  III.  und  seine  englischen  Genossen  nicht 
nur  diese  beiden  Gruppen  —  Gewerbetreibende  und  Sekten  —  gegen 
den  König  Jacob  zusammenzufassen,  sondern  sie  benutzten  auch  in 
der  geschicktesten  Weise  die  Führer  dieser  Gruppen,  um  an  deren 
Verwandten  im  königlichen  Lager  heranzukommen.  Dadurch  sicherte 
sich  der  Statthalter  nicht  nur  aktive  Mitkämpfer,  sondern  auch 
passive  Zuschauer  und  sogar,  wie  der  Gang  der  Ereignisse  lehrte, 
wirkungsvolle  Verräter1)  im  gegnerischen  Lager.  Die  Geschichte 
der  Revolution  des  Jahres  1688  ist  von  Macaulay  und  anderen 
Historikern  in  so  meisterhafter  Form  erzählt  worden,  daß  es  hier 
genügt,  mit  einigen  Worten  die  Ergebnisse  dieser  zweiten  eng¬ 
lischen  Revolution  zu  schildern.  England  trat  infolge  der  Be¬ 
seitigung  seines  katholischen  Königshauses  in  den  notwendigen 
großen  Entscheidungskampf  gegen  Frankreich  ein.  Es  ging 
weiterhin  unter  Beibehaltung  seiner  Schiffahrtspolitik  und  unter 
zweckmäßiger  Verwendung  seiner  Auswanderung  an  die  Festigung 
und  vorsichtige  Ausdehnung  seines  Kolonialbesitzes.  Aber  nicht 
genug  damit.  Indem  nun  durch  die  endgültige  Orientierung  der 
weltpolitischen  Stellung  des  Inselreiches  eine  aktivere  Betätigung 
im  wirtschaftlichen  Neuland  auf  der  ganzen  Erde  erforderlich  wurde, 
schritt  man  zur  Gründung  oder  Erweiterung  der  bekannten  Kolonial¬ 
gesellschaften  und  legte  damit  die  Grundlagen  des  britischen  Kolonial¬ 
handels.  Die  ost-  und  westindischen  Gesellschaften  sind  unter  der 
Regierung  von  Wilhelm  III.  in  ihren  berühmten  Formen  entstanden 
oder  vorbereitet  worden.  Die  Gründung  der  Bank  von  England 
und  die  erste  größere  Notenausgabe,  die  damals  zuerst  zwar  aus 
innerpolitischen  Gründen  erfolgte,  enthielten  schon  die  wichtigsten 
Ansätze,  die  die  Entwicklung  Londons  zur  Weltabrechnungsstelle 
ermöglichten. 


1)  Oberst  Churchhill,  der  später  berühmt  gewordene  Feldherr  Marlborough. 
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Überblickt  man  noch  einmal  die  Zeit  von  der  Abdankung 
Karl  V.  im  Jahre  1555  bis  zum  Ausbruch  des  spanischen  Erbfolge¬ 
krieges  im  Jahre  1701,  so  fällt  die  folgende  ausgeprägte  Zeit¬ 
abgrenzung  ins  Auge:  vom  Jahre  1555  bis  zum  Jahre  1649  sieht 
man  eine  planmäßige  Arbeit  des  englischen  Staates  und  der  eng¬ 
lischen  Volkswirtschaft,  um  für  England  überhaupt  eine  Stellung 
im  damaligen  Handelsverkehr  zu  erringen.  In  einem  zweiten 
Abschnitt  bis  1701  folgt  die  Durchsetzung  und  Geltendmachung 
englischer  Bedingungen  und  Forderungen  im  Welthandel. 


§  3. 

Die  offensiven  und  präventiven  Handelskriege 
(1701-1899). 

In  dem  vorigen  Abschnitt  wurde  gezeigt,  welche  weltge¬ 
schichtlichen  Umstände  Englands  Entwicklung  in  die  Bahn  zum 
heutigen  Greater  Britain  gedrängt  haben.  Es  wurde  daher  der 
Nachdruck  auf  die  Gestaltung  der  machtpolitischen  Lage  gelegt. 
Die  günstige  machtpolitische  Lage,  die  durch  die  zweite  englische 
Revolution  (1688)  hergestellt  wurde,  bestand  vornehmlich  in  der 
wenn  auch  lockeren  Vereinigung  der  englischen  und  holländischen 
Flotten  in  den  Jahren  1688 — 1713  und  in  der  Bindung  der  fran¬ 
zösischen  Heeresmacht  in  Kämpfen  gegen  eine  europäische  Koa¬ 
lition.  In  den  Kriegen  während  der  Regierung  von  Wilhelm  III. 
und  im  spanischen  Erbfolgekriege  war  diese  Zusammenfassung 
stark  genug,  Frankreich  derartig  zu  schwächen,  daß  es  auf  lange 
Zeit  hinaus  nicht  imstande  war,  große  überseeische  Expeditionen 
auszurüsten,  die  eine  Abrundung  und  Festigung  des  französischen 
Kolonialbesitzes  hätten  erzielen  können.  Die  Außenposten  des  eng¬ 
lischen  Kolonialbesitzes  in  Amerika  und  Indien  waren  doch  stets 
in  dem  Maße  gefährdet,  in  dem  Frankreich  Menschen,  Geld  und 
Wagemut  für  eine  kräftige  Überseepolitik  aufbringen  konnte. 
Damit  ergab  sich  für  England  das  erste  große  europäische  Pro¬ 
blem.  Es  bestand  darin,  eine  vor  allem  auf  dem  Wege  der  Sub- 
sidienzahlung  zu  bewirkende  Zusammenfassung  von  solchen  euro¬ 
päischen  Staaten  herbeizuführen,  die  aus  dynastischen  oder  politi¬ 
schen  Gründen  geneigt  waren,  Frankreich  zu  bekriegen.  Zu  dem 
Zweck  wurde  die  belgische  Frage  —  es  handelte  sich  damals 
meist  um  die  Verwaltung  des  Landes  und  die  Besetzung  der 
Barrierefestungen  —  stets  so  gelöst,  daß  Frankreich  an  seiner 
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Nordgrenze  zwei  Nachbarn  (Österreich  und  Holland)  bekam,  die 
dort  gegen  die  berechtigten  französischen  Interessen  zwecklose 
Positionen  im  Namen  Europas  behaupten  mußten.  Das  europäische 
Mandat  war  aber  nur  ein  Deckmantel,  der  Englands  Wunsch  ver¬ 
schleiern  sollte,  Frankreich  ständig  ein  europäisches  Ziel  —  eben 
den  Besitz  von  Belgien  —  vorzugaukeln.  Während  Frankreich 
sich  in  europäischen  Kriegen  aufrieb,  war  England  bemüht,  seinen 
Handel  mit  den  Kolonien  auszubreiten.  Dazu  wurden  die  Kolo¬ 
nien  vom  Mutterlande  durch  die  Entsendung  tüchtiger  Beamten 
gut  organisiert  und  verwaltet.  Überall,  sowohl  in  Indien,  als  auch 
in  Nordamerika  und  auf  den  Antillen,  legten  die  Handelsgesell¬ 
schaften  Faktoreien  an  und  ermutigten  die  Anlage  von  Plantagen 
durch  die  Lieferung  von  afrikanischen  Sklaven.  Stets  war  aber 
eine  machtpolitische,  meist  sogar  eine  territoriale,  Ausdehnung  des 
englischen  Gebietes  die  Voraussetzung  der  Expansion  der  eng¬ 
lischen  Handelsbeziehungen.  Die  Lage  der  englischen  Kolonien 
eignete  sich  auch  besonders  dazu,  als  Einfallspforte  in  die  ausge¬ 
dehnten  dünn  besiedelten  Gebiete  der  Franzosen  verwendet  zu 
werden.  Sie  war,  wie  sich  später  herausstellte,  vom  Standpunkt 
der  Entwicklung  eines  großen  Kolonialreiches  aus,  überaus  glück¬ 
lich  zu  nennen,  forderte  aber  eben  in  dieser  Zeit  der  Entwicklung, 
die  Franzosen  ständig  dazu  auf,  die  Beseitigung  dieser  lästigen 
Eindringlinge  zu  bewirken.  Englands  Bestreben  in  den  Jahren 
1701  — 1776  war  also  darauf  gerichtet,  einesteils  die  Wegnahme 
und  Schädigung  dieser  Kolonien  durch  Franzosen  und  Spanier  zu 
vermeiden,  sich  aber  auch  andernteils  nicht  mit  einer  defensiven 
Haltung  zu  begnügen,  sondern  diese  Einfallstore  bei  passender 
Gelegenheit  zu  offensiven  Ausdehnungskriegen  zu  verwenden.  Die 
Voraussetzung  der  englischen  Angriffe  war  stets  ein  möglichst 
allgemeiner  europäischer  Kontinentalkrieg,  der  ohne  französische 
und  spanische  Beteiligung  damals  undenkbar  war. 

Während  England  die  geschilderten  Ausfallpforten  in  Indien 
und  Nordamerika  gewissermaßen  als  Rekrutendepots  zur  Aus¬ 
bildung  der  eingeborenen  Stämme  benutzte,  die  alsdann  den  Haupt¬ 
bestandteil  des  englischen  Kolonialheeres  abgaben,  in  dem  als 
Kern  nur  einige  —  meist  in  Deutschland  angeworbene  —  euro¬ 
päische  Regimenter  aufgenommen  wurden,  ließ  es  auf  den  euro¬ 
päischen  Schlachtfeldern  die  französischen  Kerntruppen  durch  seine 
schlechtbelohnten  Bundesgenossen  unschädlich  machen.  Der  spa¬ 
nische  und  der  österreichische  Erbfolgekrieg  sowie  der  Sieben¬ 
jährige  Krieg  wurden  von  den  englischen  Staatsmännern  als 
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‘willkommene  Expansionsgelegenheiten  und  als  Sicherung  für  den 
englischen  Überseehandel  und  Kolonialbesitz  begrüßt  und  gefördert. 
In  allen  diesen  Kriegen  hat  England  zwar  mitgewirkt,  aber  stets 
unter  Schonung  seiner  Kräfte  und  nur  so  lange,  als  es  von  der 
Fortführung  des  Krieges  einen  erhöhten  Siegespreis  erwarten 
konnte.  Stets  hat  es  Frieden  geschlossen,  ohne  jede  Rücksicht 
auf  die  unverwirklichten  Bedürfnisse  der  Bundesgenossen,  wenn 
nur  sein  Ziel  vollkommen  erreicht  war.  Diese  Kriege  sind 
für  England  reine  Handelskriege  gewesen,  die  nur  dem  Zwecke 
dienten,  dem  englischen  Handel  ausgedehntere  Wirkungsbereiche 
zu  sichern.  So  verschaffte  der  Friede  von  Utrecht  England  als 
Gebietserweiterungen  vor  allem  Gibraltar,  Neufundland,  Akadien 
und  die  Hudsonbai  und  von  Spanien  als  wichtiges  Handelsprivileg 
das  Zugeständnis  des  Rechts  der  Sklaveneinfuhr  nach  Süd¬ 
amerika  und  Kuba.  Der  Friede  von  Aachen  brachte  zwar 
keine  bedeutende  Gebietsverschiebungen,  schuf  jedoch  derartig 
unbefriedigende  Zustände  in  Indien  und  Amerika,  daß  die 
dortigen  englischen  und  französischen  Machthaber  offiziell  —  so 
in  Indien  —  oder  unter  der  Decke  —  im  sogenannten  nordameri¬ 
kanischen  Indianerkrieg  —  den  Streit  fortsetzten.  Der  europäische 
Waffenstillstand  dauerte  infolge  dieser  kolonialpolitischen  Streitig¬ 
keiten  auch  nur  wenige  8  Jahre.  Die  Fortsetzung  des  österreichi¬ 
schen  Erbfolgekrieges  im  Siebenjährigen  Krieg  brachte  dann  für 
England  die  wertvollsten  Bestandteile  seines  überseeischen  Reiches: 
Indien  und  Kanada  ein.  Im  Jahre  1763  hatte  England  eine  der¬ 
artig  vollständige  politische  und  wirtschaftliche  Konzentration  seiner 
Besitztümer  und  Kräfte  erreicht,  wie  vor  ihm  kein  anderes  Land. 
Von  London  liefen  alle  Fäden  der  Verwaltung  und  des  Handels 
nach  allen  Kolonien  und  den  indischen  Schutzgebieten.  Was  nicht 
von  der  englischen  Regierung  durch  ihre  Beamten  direkt  regiert 
wurde,  unterstand  den  politischen  Beamten  der  großen  Kolonial- 
und  Handelsgesellschaften.  Dieses  große  Weltreich  wurde  nun 
von  der  Regierung  und  von  den  Gesellschaftsorganen  ausschließ¬ 
lich  nach  dem  damals  anerkannten  Standpunkt  der  größten  Nütz¬ 
lichkeit  für  das  Mutterland  verwaltet.  Es  bedeutete  dies,  ein  viel¬ 
fach  vexatorisches  Regiment,  das  nur  dem  einen  Ziele  diente,  den 
gesamten  Warenaustausch  der  überseeischen  Gebiete  durch  eng¬ 
lische  Hände  und  englische  Märkte  gehen  zu  lassen. 

Aber  nach  dem  Höhepunkt  englischer  Macht  im  Pariser 
Frieden  von  1763  folgte  schon  ein  Abstieg  zum  amerikanischen 
Unabhängigkeitskrieg.  Dieser  Krieg,  in  dem  auch  Frankreich, 
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Spanien  und  Holland  gegen  England  kämpften,  ist  in  mehrfacher 
Hinsicht  ein  wichtiger  Markstein  in  der  englischen  Überseepolitik. 
Ursachen  und  Anlaß  des  Krieges  lagen  bekanntlich  auf  dem  Ge¬ 
biete  der  Handels-  und  Steuergesetzgebung  für  die  Kolonien,  ein 
Gebiet,  das  sich  hier  zum  ersten  Male  in  seiner  politischen  Be¬ 
deutung  fast  elementar  zur  Geltung  bringt.  Die  Nachkommen  der 
Puritaner  standen  der  nur  aus  kommerziellen  Erwägungen  her¬ 
rührenden  englischen  Kolonialpolitik  verständnislos  gegenüber.  Sie 
weigerten  sich,  Handelsgebote  und  -verböte  zu  beachten,  die  nur 
im  einseitigen  Interesse  der  englischen  Kaufleute  getroffen  wurden, 
ohne  die  berechtigten  Wünsche  der  Beteiligten  zu  hören.  Der 
amerikanische  Unabhängigkeitskrieg  war  daher  der  erste  und  zu¬ 
gleich  der  gelungenste  Anlauf  gegen  die  Auswirkung  einer  eng¬ 
lischen  und  dementsprechend  einer  handelspolitischen  Form  des 
römischen  Imperiums.  Das  römische  System  der  agrarwirtschaft¬ 
lichen  Ausbeutung  der  Provinzen  zugunsten  der  überbevölkerten 
Heimat  lag  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  deswegen  für  England 
sehr  nahe,  weil  sich  gerade  zu  der  Zeit  seine  kraftvolle  Industri¬ 
alisierung  vollzog,  während  die  Erzeugung  der  Rohstoffe  und 
Nahrungsmittel  in  der  Heimat  (Weizen,  Wolle  usw.)  trotz  hohem 
Schutzzoll,  infolge  des  ständig  fortschreitenden  Bauernlegens  an¬ 
dauernd  zurückging.  Diese  Politik  war  um  so  naheliegender,  als 
England  zu  der  Zeit  seine  Nebenstaaten  —  Schottland  und  Irland  — 
schroff  und  selbstherrlich  regierte.  Was  es  in  seinen  europäischen 
Herrschaftsgebieten  durchzusetzen  wußte,  konnte  England  seinen 
Kolonien,  auf  deren  bloßes  Verlangen  hin,  nicht  ersparen.  So  kam 
es  denn  zum  Kriege,  der  für  England  unglücklich  verlief,  indem 
die  Kolonien  sich  selbständig  machten.  Trotzdem  war  es  keine 
schwere  Niederlage,  sondern  eher  eine  notwendige  und  rasche 
Umorientierung  der  englischen  Kolonial-  und  Handelspolitik.  Die 
Abspaltung  der  amerikanischen  Kolonien  überzeugte  nämlich  die 
Machthaber  davon,  daß  Siedelungskolonien  mit  zahlreicher  euro¬ 
päischer  Bevölkerung  von  dem  kleinen  England  nicht  als  Aus¬ 
beutungsobjekte  gehalten  werden  konnten.  Als  zeitgemäße  wissen¬ 
schaftliche  Begründer  solcher  Ansichten  traten  in  der  Zeit  in  Eng¬ 
land  die  theoretischen  Vertreter  der  neuen  englischen  Wirtschafts¬ 
politik  Smith  und  Malthus  hervor.  Aus  der  Erfahrung  des 
Unabhängigkeitskrieges  und  aus  den  neuen  volkswirtschaftlichen 
Lehren  entwickelte  sich  sehr  langsam  der  Grundsatz,  daß  England 
und  seine  Kolonien  als  Gesamtheit  zu  betrachten  seien,  die  nur 
zur  höchsten  Blüte  gelangen  würde,  wenn  alle  Teile  nach  ihrer 
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wirtschaftlichen  und  landwirtschaftlichen  Eigenart  zur  höchsten 
Entwicklung  gelangen  könnten. 

Diese  grundsätzliche  Wendung  in  der  englischen  Übersee¬ 
politik  —  die  noch  weiter  unten  im  Zusammenhang  mit  der  der¬ 
zeitigen  kolonialen  Regierungspolitik  näher  betrachtet  werden 
wird  —  hat  wesentlich  dazu  beigetragen,  daß  die  Koalitionskriege 
in  den  Jahren  1793—1815,  die  für  England  eine  äußerste  Kraft¬ 
anspannung  bedeuteten,  fast  ohne  Kolonialwirren  verliefen.  Die 
Gründe  für  Englands  Beteiligung  an  diesen  Kriegen  sind  zwar 
unschwer  zu  formulieren,  aber  desto  schwerer  zu  belegen.  Daß 
England  stets  ein  abstraktes  Prinzip  findet  und  gefunden  hat,  um 
sein  Eingreifen  in  den  historischen  Vorgängen  in  Europa  zu 
rechtfertigen,  ist  bekannt.  Bis  in  unsere  Zeit  hinein  war  die  Tat¬ 
sache  weniger  bekannt,  daß  England  stets  politische  Regenerations¬ 
oder  Entwicklungsvorgänge  bei  den  Völkern  zu  hemmen  oder  zu 
stören  sucht,  die  darauf  angewiesen  sind,  seine  handelspolitischen 
oder  kolonialpolitischen  Mitbewerber  oder  Gegner  zu  werden.  In 
bezug  auf  die  Koalitionskriege  würde  daher  unsere  Fragestellung 
sein:  In  welcher  Lage  befand  sich  England  gegenüber  dem  alten 
Frankreich  vor  der  Revolution  und  inwiefern  änderten  die  Er¬ 
gebnisse  der  Revolution  diese  Lage  zu  ungunsten  des  Insel¬ 
reiches?  Das  alte  Frankreich  war  ein  infolge  privatwirtschaft- 
licher  und  staatswirtschaftlicher  Mißgriffe  vollkommen  verarmter 
Agrarstaat,  dessen  einzige  Wohlstandsquelle  damals  —  also  etwa 
um  1785  —  die  natürliche  Fruchtbarkeit  seines  schon  übermäßig 
beanspruchten  Bodens  bildete.  Die  Qualitätsarbeit  des  französi¬ 
schen  Handwerks  ging  in  ihrem  Ertrage  und  in  ihrer  volkswirt¬ 
schaftlichen  Bedeutung  ständig  zurück.  In  Nordfrankreich,  und 
vor  allem  in  Belgien,  setzte  die  Entwicklung  der  Fabriktechnik 
in  der  Eisen-  und  Textilindustrie  ein,  während  die  französische 
Landschaft  und  besonders  die  bäuerlichen  Pächter  als  Käufer¬ 
schichten  immer  weiter  verarmten.  Die  Versorgung  der  Nieder¬ 
lande  und  der  Schweiz  mit  Fertigwaren  ging  von  Frankreich  an 
Belgien  und  Süddeutschland  über.  Frankreich  konnte  also  in 
diesem  Zustande  des  Niederganges  nicht  daran  denken,  seine  kolo¬ 
nialen  Außenposten  wirtschaftlich  zu  entwickeln  oder  machtpolitisch 
auszubauen.  Die  schlappe  französische  Kriegführung  in  den  Jahren 
1 776 — 1783  hatte  den  Engländern  gezeigt,  daß  sie  von  dem  bour- 
bonischen  Frankreich  wenig  mehr  zu  fürchten  hatten.  Und  das 
war  für  England  gut!  Sein  amerikanischer  Kolonialbesitz  hatte 
nämlich  durch  die  Loslösung  der  13  amerikanischen  Kolonien 
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eine  erhebliche  Schwächung  erlitten.  Kanada  und  die  Antillen 
waren  nun  nicht  mehr  Teile  einer  großen  atlantischen  Front,  son¬ 
dern  nur  noch  versprengte  Glieder  einer  einstmals  starken  Kette 
von  maritimen  Stützpunkten.  Kanada  war  einerseits  von  der  sich 
ausbreitenden  Union,  andererseits  aber  auch  vom  Süden  entlang 
des  Mississippi  durch  die  Franzosen  bedroht.  Diese  konnten  sogar 
auf  die  politische  Mitwirkung  ihrer  ehemaligen  katholischen  Lands¬ 
leute  in  der  Provinz  Quibec  rechnen,  wenn  sie  einen  Vorstoß  nach 
Norden  machen  würden.  Englands  politische  Stärke  in  Nord¬ 
amerika  —  sein  Menschenreichtum  —  war  von  der  selbständigen 
Union  aufgenommen  und  es  war  daher,  wie  Frankreich  im  Süden, 
gleichfalls  darauf  angewiesen,  ein  weites  sehr  dünn  besiedeltes 
Gebiet  durch  Machtmittel  der  Heimat  zu  sichern.  In  den  Antillen 
besaßen  England,  Frankreich  und  Spanien  wertvolle  Stützpunkte 
(Jamaika,  Martinique,  Guadelope  und  Kuba),  die  aber  derartig 
gleichwertig  waren,  daß  man  von  einer  Vorherrschaft  eines  der 
drei  Länder  nicht  sprechen  konnte.  In  Indien  waren,  sowohl  Eng¬ 
land,  als  auch  Frankreich,  im  Besitze  von  wichtigen  Häfen,  während 
Ceylon  noch  den  Holländern  gehörte.  Da  das  Frankreich  von  vor 
1789  seine  Position  in  den  überseeischen  Ländern  wegen  Mangel 
an  Geld  und  geeigneten  Führern  nicht  bessern  konnte,  brauchte 
England  damals  also  keine  besonderen  Anstrengungen  für  seine 
eigenen  Kolonien  zu  machen.  Es  konnte  sich  vielmehr  dem  not¬ 
wendigen  Ausbau  seiner  Flotte  und  der  Umgestaltung  seiner 
wirtschaftlichen  Grundlagen  (von  denen  eines  agrarwirtschaftlichen 
zu  denen  eines  exportierenden  Handelsstaates)  widmen.  Diese 
Umwandlung  der  wirtschaftlichen  Struktur  des  Inselreiches  war 
die  Folge  der  raschen  Bevölkerungsvermehrung,  des  fortschreiten¬ 
den  Bauernlegens  und  der  Entwicklung  der  Maschinentechnik. 
Während  noch  um  das  Jahr  1700  England  seinen  eigenen  Nah¬ 
rungsmittelbedarf  decken  konnte  und  es  seine  Handelsgebühren 
also  gewissermaßen  nur  als  Zugabe  zum  Nationaleinkommen  ein¬ 
heimste,  war  das  Land  ein  Jahrhundert  später  schon  darauf 
angewiesen,  viele  Tausende  Menschen  in  den  Fabriken  arbeiten 
zu  lassen,  um  die  Exportwaren  herzustellen,  die  indirekt  die  eng¬ 
lischen  Importbedürfnisse  bezahlen  mußten.  Der  englische  Handel 
bestand  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nicht  nur  zum  Zwecke  des 
Umsatzes  von  Luxusartikeln  und  Überschußprodukten  der  Kolo¬ 
nien,  sondern  er  mußte  sich  mit  dem  Absatz  einheimischer  Pro¬ 
dukte  in  der  Fremde  befassen.  Die  gewinnbringende  Beschäfti¬ 
gung  der  vergangenen  Jahrhunderte  war  zur  nationalen  Lebens- 


35 


notwendigkeit  geworden.  Mit  dieser  veränderten  Bewertung  des 
Handels  und  insbesondere  des  freien  Handels  (Smith)  trat  auch 
eine  andere  Stellungnahme  Englands  in  seiner  auswärtigen  Politik 
zutage.  Während  England  bis  zu  den  Koalitionskriegen  im  wesent¬ 
lichen  offensive  Kriege  zum  Teil  mit  Eroberungsabsichten  geführt 
hatte,  beginnt  jetzt  das  Zeitalter  der  präventiven  Offensivkriege 
zur  Sicherung  des  auswärtigen  Geschäfts  oder  des  auswärtigen 
Besitzes.  Wurde  England  einst  in  Koalitionen  —  manchmal  fast 
nolens  volens  so  unter  Wilhelm  III.  —  hineingezogen,  so  begann 
jetzt  die  Bildung  englischer  Koalitionen  (Pitt  gegen  Frankreich, 
Palmerston  gegen  Rußland)  mit  ausgesprochenen  Spitzen  und 
Tendenzen.  Kennzeichnend  für  sie  alle,  ist  die  übereinstimmende 
Tatsache,  daß  sie  ohne  jede  Berücksichtigung  der  kulturellen,  poli¬ 
tischen  oder  auch  nur  wirtschaftlichen  Zusammengehörigkeit  der 
Bundesgenossen  gebildet  wurden.  Es  einte  sie  stets  nur  ein  nega¬ 
tives  Ziel,  dessen  Erfüllung  im  englischen  Sinne  gewöhnlich  das 
Ende  des  Bündnisses  herbeiführte. 

Das  erste  große  Beispiel  dieser  Art  von  Präventivkriegen 
gab  der  jüngere  Pitt  in  seinem  Ringen  gegen  Napoleon.  Das 
neue  Frankreich,  das  rasch,  ja  teilweise  im  Sinne  einer  dauernden 
Entwicklung  allzu  rasch,  das  mit  der  Bastille  zugrunde  gegangene 
Staatswesen  ersetzte,  war  aus  seinen  innersten  Entstehungsbeding¬ 
ungen  auf  eine  antienglische  Politik  angewiesen.  Das  Königtum 
hatte  vor  allem  gegenüber  England  das  äußere  Ansehen  Frank¬ 
reichs  verkommen  lassen;  die  Demokratie  mußte  es  retten.  Das 
Königtum  vernachlässigte  den  Handel  und  verkaufte,  verlieh  oder 
verschenkte  Monopole  oder  ganze  Gewerbezweige  an  Günstlinge; 
das  souveräne  Volk  beseitigte  die  Vorrechte  der  einzelnen  und  be¬ 
günstigte  die  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  ganzen  Volkes. 
Das  Königtum  hatte  durch  seine  Agrar-  und  Steuerpolitik  Arbeits¬ 
lose  geschaffen;  jede  neue  Regierung  —  sei  sie  Konvent,  Direk¬ 
torium,  Konsulat  oder  Kaiserreich  —  mußte  durch  Förderung  und 
Schutz  des  Gewerbefleißes  dem  Proletariat  lohnende  Arbeit  schaffen. 
Ob  diese  Folgerungen  in  Frankreich  früher  oder  später  aus  der 
Revolution  gezogen  wurden,  konnte  England  gleichgültig  sein. 
Gezogen  mußten  sie  werden;  in  dem  Augenblick  aber  erstand  dem 
Inselreiche  ein  Mitbewerber,  der  ihm  an  Bevölkerung  (27  gegen 
i6V2  Millionen  Einwohner)  überlegen  und  an  Fleiß,  Tatkraft  und 
Intelligenz  mindestens  ebenbürtig  war.  Seit  1789  wurde  das  poli¬ 
tische  Verhältnis  der  beiden  Länder  daher  ohne  eigentlichen  be¬ 
gründeten  Anlaß  immer  schlechter.  Jeder  kleine  Zwischenfall  — 
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so  unter  anderem  die  Nootkafrage  im  Jahre  1790,  die  noch  von 
Mirabeau  beigelegt  wurde,  —  erregte  gleich  einen  Sturm  der  Ent¬ 
rüstung  in  England.  Pitt  sträubte  sich  einstweilen  noch  gegen 
einen  Bruch,  aber  doch  nur,  weil  er  mit  der  Möglichkeit  eines 
völligen  Zusammenbruchs  der  Revolutionsherrschaft  in  auswärtigen 
Kriegen  (Preußen,  Österreich)  oder  während  eines  französischen 
Bürgerkrieges  rechnete.  Erst  als  die  Volksheere  der  Revolution 
unter  Dumouriez  und  Kellermann  die  Kraft  des  neuen  Frankreich 
bewiesen,  und  die  Führer  im  Konvent  durch  die  Hinrichtung  des 
Königs  den  festen  Willen  bekundet  hatten,  endgültig  ein  neues 
durchaus  demokratisches,  antimonarchisches  Frankreich  schaffen  zu 
wollen,  ging  England  1793  zu  seiner  ersten  präventiven  Offensive 
über.  In  22  Kriegsjahren,  die  bis  1815  folgten,  hielt  die  englische 
Regierung  andauernd  einen  halben  Erdteil  gegen  Frankreich  unter 
den  Waffen.  Ehe  noch  der  Vorwand  der  Rächung  des  gegen 
Ludwig  den  XVI.  vollstreckten  Todesurteils  unwirksam  geworden 
war,  gaben  die  selbstherrlichen,  ja  tyrannischen  Pläne  des  ersten 
Napoleon  England  die  gesuchte  Gelegenheit,  seine  wirtschaftlichen 
Interessen  im  Namen  der  verletzten  menschlichen  Freiheit  und  der 
unterdrückten  fremden  Nationen  zu  vertreten.  Auffallend  ist  da¬ 
bei  die  Geschicklichkeit,  mit  der  es  Krieg  führte,  gegen  die  ander¬ 
weitige  Verbreitung  derjenigen  politischen  Bewegungen  und  Be¬ 
griffe,  die  es,  zu  Recht  oder  Unrecht,  als  Säulen  der  eigenen  Kraft  und 
Macht  betrachtete.  Während  England  selbst,  von  Crom  well  bis  zum 
jüngeren  Pitt,  einen  König  tötete  und  einen  vertrieb,  während  es  seine 
Bürgerschaft  zum  Regimente  kommen  ließ  und  während  es  in  etwa 
1 50  Jahren  vier  rücksichtslose,  starke  Männer,  Cromwell,  Marlborough 
und  die  beiden  Pitt,  als  Regenten  nicht  nur  geduldig  ertragen, 
sondern  als  Helden  verehrt  hatte,  wurden  die  Selbsthilfe,  die 
Regeneration  und  der  dazu  nötige  starke  Regent  eines  anderen 
Volkes  (Napoleon)  zu  Schreckgespenstern  des  englischen  Kleinbürgers 
gestempelt  und  ihre  politische  Vernichtung  zum  Dogma  der  eng¬ 
lischen  Politik  erhoben.  England  lebt  eben  schon  seit  langer  Zeit 
—  keineswegs  erst  seit  der  deutschen  Flottenpolitik  —  in  dem 
Wahne,  jeder,  der  in  die  Lage  käme  englische  Methoden  und  Vor¬ 
bilder  in  der  eigenen  politischen  oder  wirtschaftlichen  Entwicklung 
gebrauchen  zu  können  oder  zu  wollen,  sei  damit  zum  geborenen 
Feinde  Englands  geworden.  Dieser  Wahn,  der  dem  völlig  un¬ 
historischen  Denken  der  Engländer  entsprungen  ist,  drängte  Volk 
und  Regierung  des  Inselreichs  seit  der  französischen  Revolution 
mit  geradezu  suggestiver  Gewalt  in  nicht  weniger  als  fünf  Prä- 
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ventivkriege *)  hinein.  Die  Koalitionskriege  als  Einheit  erfaßt, 
dienten  dem  Zwecke  sowohl  England  durch  Machtzuwachs  (Kap- 
land,  Ceylon,  Singapore,  Indien)  zu  stärken,  als  auch  ein  ver¬ 
jüngtes  Frankreich  vor  der  Vollendung  seiner  Reorganisation 
derartig  zu  schwächen,  daß  es  dem  englischen  Kolonialreiche  und 
den  englischen  Wirtschaftsbeziehungen  nicht  gefährlich  werden 
konnte.  Während  der  Koalitionskriege  hatten  sich  nämlich  in 
Indien  und  Amerika  bedeutsame  Änderungen  vollzogen.  In  In¬ 
dien  hatte  vor  allem  der  nachmalige  Herzog  von  Wellington 
kühne  Eroberungszüge  ins  Binnenland  unternommen,  die  entweder 
die  englischen  Herrschaftsgebiete  erweiterten  oder  die  Unter¬ 
werfung  indischer  Fürsten  unter  der  englischen  Oberhohheit  her¬ 
beiführten.  Nicht  nur  in  Indien,  sondern  auch  in  Amerika  hatte 
sich  die  Stellung  der  Franzosen  verschlechtert.  Napoleon  hatte 
nämlich  Louisiana  an  die  Union  abgetreten. 

Damit  schuf  er  eine  Ursache  des  englisch -amerikanischen 
Krieges  (1812 — 15).  Dieser  sollte  die  gerade  im  schönsten  Auf¬ 
schwung  befindlichen  Vereinigten  Staaten,  die  noch  von  Spanien 
Florida  erworben  hatten1 2)  und  die  unter  Führung  ihrer  hervor¬ 
ragenden  Staatsmänner  Madison  und  Monroe  dazu  übergingen, 
das  Föderativprinzip  zu  verwirklichen,  davon  abhalten,  sich  nach 
Kanada  auszudehnen.  Obwohl  eine  solche  Abrundung  unzweifel¬ 
haft  eine  sinngemäße  Entwicklung  des  Territoriums  der  Union  ge¬ 
wesen  wäre,  war  auch  in  diesem  Falle  die  Furcht  ein  schlechter 
Ratgeber  der  Engländer.  In  diesem  Kriege  hat  England  nämlich, 
ohne  ein  eigentliches  Kriegsziel  zu  haben,  schwere  Niederlagen 
erlitten  und  es  doch  nicht  vermocht  —  weder  im  Norden  an  den 
Seen,  noch  im  Süden  bei  New  Orleans  —  seinen  Besitz  auszudehnen. 
Allerdings  hat  es  einen  Erfolg  davon  getragen.  Es  gelang  ihm, 
die  in  hoher  Blüte  stehende  Handelsflotte  der  Union  durch  einen 
rücksichtslosen  Kaperkrieg  empfindlich  zu  schädigen  3).  Dieser  aus¬ 
schließlich  handelspolitische  Erfolg  war  gegenüber  der  englischen 
Öffentlichkeit  bezeichnenderweise  eine  genügende  Rechtfertigung 
des  präventiven  Vorgehens. 

Es  folgte  dann  eine  Pause  bis  zum  Krimkrieg,  der  als  Ko¬ 
alitionskrieg  wiederum  nur  in  der  rein  präventiven  Absicht  be- 

1)  Die  Koalitionkriege  sind  als  ein  Krieg  gezählt,  wobei  die  kurze  Unterbrechung 
durch  den  Frieden  von  Amiens  als  Waffenstillstand  betrachtet  werden  kann. 

2)  Die  Abtretung  des  ganzen  Gebietes  erfolgte  erst  im  Jahre  1819,  aber  schon 
in  den  Jahren  1810 — 12  waren  wesentliche  Teile  des  spanischen  Gebietes  von  den 
Nordamerikanern  besetzt  worden. 

3)  Siehe  Tabelle  auf  S.  55. 
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gönnen  und  geführt  wurde,  Rußland  daran  zu  verhindern,  eine 
Balkan-  und  Levantevormacht  zu  werden.  Gerade  der  Krimkrieg 
ist  ein  wertvoller  Beleg  dafür,  wie  wenig  sich  England  als  Träger 
eines  historischen  Entwicklungsgedankens  fühlte  und  wie  es  stets 
unter  Berücksichtigung  seiner  kleinsten  Interessen  handelspolitische 
Augenblickspolitik  zu  treiben  verstand.  Während  Frankreich  den 
Krimkrieg  zur  Behauptung  seiner  Schutzherrschaft  über  die 
levantinischen  Christen  zu  führen  im  Begriffe  stand,  schloß  sich 
England  diesem  Vorgehen  nur  aus  materiellen  Gründen  an.  Ein 
starkes,  damals  noch  von  England  wirtschaftlich  unabhängiges 
Rußland,  unter  einem  so  energischen  Herrscher,  wie  Nikolaus  I., 
konnte  als  Levantevormacht  Englands  Stellung  in  Malta  ge¬ 
fährden,  sowie  Indien,  das  damals  keineswegs  ein  gesicherter  Be¬ 
sitz  war,  bedrohen.  Sechzig  Jahre  später  war  England  aber 
dennoch  bereit,  dieselbe  Türkei,  die  es  einst  geschützt  hatte,  für 
ein  unschädliches  Rußland  zu  erobern,  das  jetzt  durch  wirtschaft¬ 
liche  Zwangsmittel  im  englischen  Sinne  gelenkt  werden  konnte. 
Darauf  folgte  der  Burenkrieg,  der  verhindern  sollte,  daß  die  auf¬ 
blühenden  Republiken  den  Kern  eines  von  England  unabhängigen 
holländischen  Gemeinwesens  bilden  könnten,  das  sich  nach  seiner 
Erweiterung  —  durch  die  Aufnahme  des  Kaplandes  und  Natals  — 
vermutlich  zwanglos  durch  seine  Stammesverwandtschaft  und  seine 
politische  Schutzbedürftigkeit  den  größeren  deutschen  Kolonien  in 
Afrika  angeschlossen  und  damit  dem  deutschen  Einfluß  erschlossen 
hätte.  Endlich  erleben  wir  im  Weltkrieg  jetzt  den  fünften  Prä¬ 
ventivkrieg,  der  Englands  erfolgreichsten  Konkurrenten  im  Welt¬ 
handel,  Deutschland,  schädigen  und  schwächen  soll. 

Diese  Präventivkriege,  deren  populäre  Vorbereitungen  sich 
mit  photographischer  Treue  wiederholen  A)  (Erzeugung  eines  blinden 
Hasses  gegen  den  Gegner,  Verbreitung  unwahrer  Tatsachen  über 
die  politischen  und  wirtschaftlichen  Maßnahmen,  Ziele  und  Ein¬ 
richtungen  des  gegensätzlichen  Landes,  wiederholte  Betonung  des 
zurückgehenden  Handels  in  Wettbewerbsgebieten),  gehören  der 
Methodik  der  Handelskriege  an.  Diese  haben  in  ihrer  präventiven 
zweiten  Phase  im  Verhältnis  zur  Ausbeute  der  früheren  englischen 
Aktionen,  aber  durchaus  in  Übereinstimmung  mit  ihrem  Charakter, 
nur  geringe  Erfolge  eingebracht.  Das  nunmehr  unter  Englands 
Flagge  vereinigte  Südafrika  und  Ägypten  sind  die  wesentlichsten 
Erweiterungen  des  Greater  Britain  im  19.  Jahrhundert.  Ihr  Wert 


)  Wertvolle  Belege  sind  dafür  die  „Eingesandt“  in  der  Times  seit  1805. 
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wird  von  Kennern  der  Länder  sehr  verschieden  beurteilt.  Die 
Kleinengländer  —  vor  allem  Gladstone  und  heute  Morel  —  ver¬ 
treten  den  Standpunkt,  daß  diese  Länder,  auch  ohne  Kriege  oder 
sonstige  politische  Zwangsmaßnahmen,  Einflußgebiete  der  englischen 
Volkswirtschaft  geworden  wären.  Ihnen  wird  aber  von  den 
Aposteln  und  Strategen  des  Greater  Britain  (Rhodes,  Disraeli, 
Dilke,  Seeley  und  Kitchener)  geantwortet,  daß  keineswegs  ihre 
handelspolitische  Ausbeutung,  sondern,  daß  ihr  militärischer  und 
politischer  Besitz  für  die  Blüte  und  Sicherheit  der  übrigen  inte¬ 
grierenden  Teile  des  Greater  Britain  bedeutungsvoll  ist.  Jeden¬ 
falls  beweist  dieser  Streit  im  eigenen  Lager,  daß  die  bloßen  Er¬ 
weiterungen  des  englischen  Besitzes  im  19.  Jahrhundert  keineswegs 
als  unbedingte  Gewinne  gebucht  werden.  Die  bei  diesen  Aus¬ 
einandersetzungen  vorgebrachten  Ansichten  der  Imperialisten 
bringen  aber  zuerst  in  der  englischen  Geschichte  und  Publizistik 
den  Gedanken  zum  klaren  Ausdruck,  der  in  dieser  Schrift  wirt¬ 
schaftshistorisch  aus  der  englischen  Politik  entwickelt  wird: 
England  kann  nur  in  solchen  Gebieten  dauernd  mit  Er¬ 
folg  Handel  treiben,  in  denen  es  vorher  durch  seine  po¬ 
litischen  Machtmittel  entweder  lästige  Konkurrenten  be¬ 
seitigen  oder  sich  gegen  sie  einseitig  begünstigen  kann. 

Verfolgten  wir  bisher  den  äußerlichen  und  politischen  Werde¬ 
gang  des  britischen  Weltreiches  von  seinen  ersten  Anfängen  unter 
Elisabeth,  als  sich  die  kleine  Insel  als  Zwischenhandelsstelle  vor¬ 
sichtig  in  den  Weltverkehr  einschob,  über  die  Handelsoffensive 
von  Crom  well,  der  seine  Modalitäten  im  Handel  mit  England 
erzwingen  wollte,  und  über  die  machtpolitischen  Offensiven  von 
Pitt  (Vater),  die  England  den  Besitz  von  Indien  und  Kanada  ein¬ 
trugen,  hinaus  bis  zu  den  Zeiten  von  Disraeli  und  Chamberlain,  so 
war  damit  erst  die  Schaffung  der  politischen  Vorbedingungen 
der  englischen  Handelsexpansion  gegeben.  Die  raschen  Fortschritte 
derselben  waren  aber  auch  fernerhin  das  Ergebnis  der  englischen 
Verwaltungssysteme  in  den  Kolonien,  sowie  der  Ansiedlungs-, 
Schiffahrts-  und  Handelspolitik  des  Inselreiches. 

§  4- 

Verwaltungssysteme  in  englischen  Kolonien. 

Die  scheinbar  sehr  große  Verschiedenheit  der  kolonialen 
Verwaltungssysteme  der  Engländer,  scheint  den  Satz  von  Macaulay 
zu  bestätigen:  Die  Eigenart  des  Regierungsgegenstandes,  nicht 
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die  Gestaltung  seiner  Verfassung,  bestimme  sein  Schicksal,  denn 
unter  fast  allen  Systemen  sind  englische  Kolonialgebiete  zu  hoher 
Blüte  gelangt.  Trotz  der  äußerlichen  Verschiedenheit  lassen  die 
Systeme  sich  aber  alle  auf  eine  Grundform  zurückführen,  die,  je 
nach  den  obwaltenden  Umständen,  meist  nur  rein  äußerlichen 
Modifikationen  unterworfen  wurde.  Die  Formel  für  die  Grund¬ 
form  würde  etwa  lauten :  Möglichst  wenig  administrative  und 
militärische  Kräfte  der  Heimat  müssen  möglichst  ausgedehnte,  aber 
geschickt  zusammengefaßte,  koloniale  Gebietskomplexe  unter  Heran¬ 
ziehung  der  einflußreichsten  Elemente  der  einheimischen  Bevölkerung 
derartig  regieren,  das  die  englische  Herrschaft  womöglich  nur 
durch  eine  Revolution  oder  eine  sonstige  Auflösung  der  Ordnung 
im  Bereiche  ihrer  Tätigkeit  entwurzelt  werden  kann.  Diese  Grund¬ 
sätze  waren  zweifellos  vorzüglich  geeignet,  eine  verhältnismäßig 
billige  Verwaltung  der  Kolonie  zu  ermöglichen.  Sie  waren  aber 
deswegen  für  engliche  Kolonien  besonders  geeignet,  da  sie  die 
einflußreichen  —  also  vermutlich  die  wohlhabenden  —  Elemente 
mit  den  Zielen  und  Aussichten  des  englischen  Regimentes  eng 
verbanden.  Durch  eine  geschickte  Berücksichtigung  der  Wünsche 
der  eingeborenen  Kaufmannschaft  —  man  denke  nur  an  die  engen 
Beziehungen  von  Clive,  Warren  Hastings,  Cecil  Rhodes  und 
Chamberlain  zu  den  Kaufleuten  englischer  Einflußsphären  —  wurde 
jedes  Gebiet  im  Sinne  einer  möglichsten  Steigerung  des  Umfanges 
des  rein  englischen  Handels  regiert.  England  konnte  eben  nur 
durch  diese  engen  Beziehungen  zu  den  Sammelstellen  der 
Kolonialproduktion  und  nicht  allein  durch  den  Besitz  der 
Kolonien  eine  so  weitgehende  Konzentration  der  kolo¬ 
nialen  Produkte  in  London  erreichen1).  Die  erste  Ausge¬ 
staltung  dieses  Gedankens  findet  sich  bezeichnenderweise  schon 
in  den  Freibriefen  der  Ostindischen  Kompanie,  die  ihr  im  17.  Jahr¬ 
hundert  von  den  Stuarts  gewährt  wurden.  Diese  Freibriefe,  die 
zuerst  nur  ein  Handelsmonopol  und  noch  keine  richtigen  Besitz¬ 
titel  begründeten,  wurden  durch  die  Zahlung  einer  einmaligen 
Abfindungssumme  erworben.  Sie  überließen  der  Kompanie  das 
Recht,  die  Verwaltung  in  den  von  ihr  zu  Handelszwecken  be¬ 
arbeiteten  Gebieten  einzurichten  und  dort  im  wohlverstandenen 
Interesse  der  Sicherheit  des  Besitzes,  die  Justiz  auszuüben.  Da  die 
Gesellschaft  als  erwerbstätige  Rechtspersönlichkeit  natürlich  darauf 
bedacht  war,  hohe  Gewinne  auszuschütten,  so  lag  es  für  sie  nahe, 


1)  Siehe  Anhang  A  Zeilen  7  und  8. 
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ein  System  der  Verwaltung  einzuführen,  das  möglichst  sparsam 
arbeitete.  Der  habgierige  Warren  Hastings  fand  dafür  das  später 
zur  klassischen  Berühmtheit  gelangte  Verfahren  des  indirekten 
Regimentes1),  das  mit  einer  Rassenjustiz  verbunden  wurde.  Er 
ging  bei  der  Entwicklung  seiner  Methode  von  dem  Bestreben  aus, 
zuerst  durch  Vertragsabschlüsse  mit  den  indischen  Fürsten  nur 
ein  rein  formales  Oberhoheitsverhältnis  (sogenanntes  Beratungs¬ 
recht)  der  Kompanie  herzustellen.  Nachdem  dieser  Vertrag,  als¬ 
dann  scheinbar  vergessen,  einige  Jahre  in  den  Akten  gelegen  hatte, 
mußte  ein  findiger  Jurist  entdecken,  daß  der  betreffende  indische 
Fürst,  durch  einen  tatsächlichen  oder  fingierten  formalen  Verstoß 
gegen  seine  Verpflichtung  den  Rat  der  Gesellschaft  in  gewissen 
Fällen  einzuholen,  seine  Hoheitsrechte  überschritten  habe.  Dafür 
wurde  ihm  dann  nicht  nur  eine  Geldstrafe  auferlegt,  sondern  es 
wurde  ein  englischer  Beamter  (resident  agent)  an  seinen  Hof  ent¬ 
sandt,  der  den  Fürsten  angeblich  über  die  Innehaltung  der  Vertrags¬ 
rechte  ständig'  zu  beraten  habe.  Aus  dieser  beratenden  Stellung 
des  englischen  Beamten  entstand  bald  ein  bestimmender  Einfluß, 
der  in  neuerer  Zeit,  nachdem  die  englische  Krone  im  Jahre  1858  die 
Verwaltung  von  der  Kompanie  übernommen  hat,  entweder  dem 
Regimente  eines  englischen  Gouverneurs,  der  einem  eingeborenen 
Verwaltungsapparat  befehligt,  gewichen,  oder  sonstwie  in  feste 
Formen  gefaßt  worden  ist.  Diese  sind  für  die  noch  vorhandenen 
Fürsten  derartig  bindend,  daß  Verstöße  des  Fürsten  gegen 
Weisungen  des  Residenten  zu  einem  Verfahren  vor  dem  indischen 
Staatsrate  führen  können.  Dieser  Staatsgerichtshof  kann  auf 
schwere  Geldstrafen,  Aberkennung  fürstlicher  Ehrenrechte  und 
sogar  auf  Absetzung  des  renitenten  Fürsten  erkennen.  Die 
Rechtsprechung  in  der  niederen  und  höheren  Strafjustiz  und  im 
bürgerlichen  Rechtsstreite  in  Fällen,  bei  denen  nur  Eingeborene 
beteiligt  sind,  liegt  den  eingeborenen  Richtern  unter  Anwendung 
des  traditionellen  Rechtes  ob.  Für  Verbrechen  und  Vergehen  der 
englischen  Bevölkerung  sind  Sonderbestimmungen  getroffen  worden, 
die  den  Grundsatz  sicherstellen,  daß  Weiße  nur  unter  Mitwirkung 
von  Weißen  gerichtet  werden  können2).  Die  gesamte  Rechtsprechung, 
deren  administrativer  Teil  im  Justizdepartement  von  Engländern 
geleitet  wird,  findet  ihre  europäischen  Spitzen,  entweder  im  Ober- 

1)  Die  indirekte  Verwaltung  vermeidet  nach  Möglichkeit  Exekutivhandlungen  des 
Herrnvolkes,  sondern  sucht  dessen  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  reinen  Direktive  zu 
beschränken.  Die  vollendetsten  Beispiele  sind  Java  und  Ägypten. 

2)  Die  letzte  Instanz  ist  nämlich  immer  der  englische  Staatsrat  (Privy  Council)  in  London. 
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richter  der  Provinz  oder  für  Verwaltungsstreitverfahren,  im  India 
Council,  dem  Staatsrat  des  englischen  Ministers  für  Indien.  Die 
Stellung  des  Vizekönigs  ist  bis  heute  —  wie  so  manche  englische 
Rechtsinstitution  —  zweckmäßigerweise  nur  ungefähr  umschrieben 
worden.  Für  eine  einfache  Umschreibung  würde  vielleicht  die  Kenn¬ 
zeichnung  genügen:  selbständiger  Filialleiter  mit  Gesamt¬ 
prokura.  Was  man  über  seine  Befugnisse  aus  den  staatsrechtlichen 
Kontroversen  der  Vergangenheit  entnehmen  kann,  —  es  wird  der 
Vizekönig,  der  oft  in  London  anfragt  oder  sich  von  dort  viele  An¬ 
weisungen  geben  läßt,  durchweg  als  minderwertig  bezeichnet  — 
läßt  den  Schluß  zu,  daß  sie  bei  sinngemäßer  Anwendung  möglichst 
weit  reichen  sollen.  Die  einzelnen  Provinzen  werden  von  eigenen 
Gouverneuren  regiert,  denen  aus  weißen  und  eingeborenen  Notabein 
zusammengesetzte  Provinzialräte  zur  Seite  stehen.  Die  wenigen 
hohen  Fachbeamten  (Ingenieure,  Forstleute,  Landwirte)  unterstehen 
den  Fachabteilungen  der  Zentralregierung  des  Vizekönigs.  Durch 
ihre  direkte  Berührung  mit  dem  Vizekönig  und  mit  dem  Londoner 
India  Office  sind  sie  Kraft  ihrer  großen  Wirkungsbereiche  und 
ihrer  fast  unbeschränkten  Vollmachten,  vielfach  in  der  Lage,  die 
englischen  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Unternehmer  bei  Liefe¬ 
rungen  und  Bauten  zu  begünstigen.  Im  Sinne  dieser  Begünstigung 
ist  die  Anschuldigung,  daß  Indien  zugunsten  von  England  zu  teuer 
verwaltet  wird,  eher  zu  verstehen,  als  wenn  man  sie  auf  die  Be¬ 
amtengehälter  bezieht,  die  in  Indien  nicht  höher  sind,  als  in 
den  tropischen  Kolonien  anderer  Länder. 

Die  für  Indien  etwas  ausführlicher  beschriebene  Form  der 
indirekten  Verwaltung  ist  auf  große  Gebiete  in  Afrika  (Rhodesien, 
als  Gebiet  der  Chartered  Company,  Zansibar,  Ägypten,  der  Sudan, 
Zululand  und  Betchuanaland)  unter  den  verschiedensten  Namen  über¬ 
tragen  worden.  In  diesen  Ländern  kann  man  noch  heutigen  Tages, 
je  nach  dem  Stande  ihrer  politischen  und  wirtschaftlichen  Zustände, 
die  Zwischenstadien  der  verwaltungstechnischen  Entwicklung  auf¬ 
finden,  die  im  indischen  Kaiserreich  jetzt  schon  zu  einem  gewissen 
Abschluß  gelangt  ist.  Während  in  Rhodesien  die  Chartered  Com¬ 
pany  gleichzeitig  als  Verwaltungsorgan  und  reine  Erwerbsgesell¬ 
schaft  noch  in  vielen  Beziehungen  eine  ähnliche  Stellung  einnimmt, 
wie  sie  einst  die  ostindische  Kompanie  innehatte,  verkörpert  Ägypten, 
mit  seiner  vorwiegend  von  Eingeborenen  geleiteten  Verwaltung  und 
seinen  parlamentarischen  Ansätzen,  schon  den  heutigen  Zustand 
Indiens.  Basutoland  und  Zululand  vertreten  dagegen  in  Südafrika 
das  staatsrechtliche  Verhältnis  der  indischen  Zentralgewalt  zu  den 
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Himalayafürstentümern.  Die  Nigerkolonien  und  Uganda  sind  Ge¬ 
biete,  die  früher  von  privilegierten  Gesellschaften  verwaltet,  aber 
mit  zunehmendem  Umfang  und  fortschreitender  wirtschaftlicher 
Entwicklung  einem  direkt  von  London  abhängigen  Gouverneur 
unterstellt  wurden.  Sie  gingen  damit  zum  Typus  der  sogenannten 
Crown  Colonies,  d.  h.  Verwaltungsgebieten  der  englischen  Krone 
über.  Dieser  Übergang  wurde  stets  da  und  dann  notwendig,  wenn 
sich  in  einem  Gebiete  verschiedene  wirtschaftliche  Interessenten¬ 
gruppen,  die  auch  in  der  Heimat  nicht  zusammengingen,  gegen¬ 
sätzlich  betätigten.  Wenn  klug  abgewogen  werden  mußte,  ob  etwa 
landwirtschaftliche  oder  bergbauliche  Verkehrswünsche  oder  Zoll¬ 
forderungen  größere  Berücksichtigung  verdienten,  pflegten  die 
Gesellschaften  politisch  zu  versagen.  Es  siegte  dann  eben  bei  ihnen 
das  wirtschaftliche  Dividendenbedürfnis  über  staatsmännische  Er¬ 
wägungen,  die  solche  Fragen  im  Rahmen  der  Gesamtentwicklung 
lösen  mußten.  Die  Gesellschaft  würde  den  momentan  lohnendsten 
oder  aussichtsreichsten  Erwerbszweig  auf  Kosten  der  Zukunft  des 
ganzen  Wirtschaftsgebietes  begünstigt  haben.  Nicht  aus  abstrakten 
Gerechtigkeitsgründen,  sondern  aus  Gründen,  die  einer  klugen 
kolonialen  Wirtschaftspolitik  entlehnt  sind,  griff  dann  die  Heimat 
ein,  um  sich  möglichst  lange  Zeit  einen  hohen  Wirtschaftsertrag 
zu  sichern. 

Diese  Entwicklungsreihe,  die  von  der  Handelssphäre 
einer  Privatgesellschaft  ausgeht  und  langsam  zur  voll¬ 
ständigen  politischen  Beherrschung  fortschreitet,  um 
endlich  im  Typus  des  Vasallenstaates  die  Erfüllung  zu 
finden,  setzte  aber  stets  einen  passiven,  sei  es  einen  orientalischen, 
sei  es  einen  afrikanischen,  Regierungsgegenstand  voraus.  Nur  in 
Gebieten,  in  denen  der  einzelne  Europäer  als  unbeschränkter  Herr 
auftreten  konnte,  gelangte  diese  Art  des  indirekten  Regierungs¬ 
systems  zur  hohen  Blüte.  In  anderen  Gebieten  mit  günstigeren 
klimatischen  Verhältnissen  und  einer  größeren  europäischen  Be¬ 
völkerung  ist  eine  völlig  andere  Entwicklung  zu  bemerken.  Diese 
ist  vor  allem  durch  den  unwiderstehlichen  Drang  der  germanischen 
Kolonisten  beeinflußt,  in  der  neuen  Heimat  ihr  politisches  und  wirt¬ 
schaftliches  Schicksal  möglichst  selbständig  und  unbeeinflußt  von 
obrigkeitlichen  Fürsorgemaßnahmen  gestalten  zu  können.  Kanada, 
die  Union  und  Australien  sind  hervorragende  Ergebnisse  des  Unter¬ 
nehmungsgeistes  englischer  Auswanderer.  Der  Ausgangspunkt  der 
Entwicklung  dieser  Siedlungskolonien  war  gewöhnlich  das  Bedürfnis 
des  Mutterlandes,  eine  Reihe  persönlich  ganz  tüchtiger,  aber  politisch 
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•  schwer  zu  ertragender  Elemente,  ohne  Schädigung  der  Volkskraft 
der  britischen  Gesamtheit,  aus  der  Heimat  zu  entfernen.  So  gewährte 
Elisabeth  den  englischen  und  irischen  Katholiken  und  Karl  II. 
den  englischen  Puritanersekten  Freibriefe  zur  Besitzergreifung  und 
Besiedlung  nordamerikanischer  Gebiete.  Zwei  Jahrhunderte  später 
war  England  nach  den  napoleonischen  Kriegen  durch  die  Entlassung 
vieler  Soldaten  und  Matrosen  abermals  in  der  Lage,  für  die  Ver¬ 
sorgung  und  Beschäftigung  eines  unruhigen  Bevölkerungsbestand¬ 
teils  sorgen  zu  müssen.  Diese  Aufgabe  wurde  durch  die  Besiedlung 
und  Aufschließung  von  Australien,  dem  Tasmanien  und  Neuseeland 
später  folgten,  vorzüglich  gelöst.  Während  das  für  Indien  dargestellte 
Verwaltungssystem  von  einer  bloßen  Einflußnahme  der  Engländer 
zu  einem  System  eines  aufgeklärten  autokratischen  Wohlfahrts¬ 
staates  —  Curzon  in  Indien,  Cromer  und  Kitchener  in  Ägypten  — 
überging,  vollzog  sich  in  den  Siedlungskolonien  die  umgekehrte 
Entwicklung.  Zuerst  wurden  diese  Gebiete  zwar  sich  selbst  über¬ 
lassen,  sobald  sich  aber  ein  gewisser  handelspolitischer  Wert  fest¬ 
stellen  ließ,  wurden  königliche  Beamten  aus  England  entsandt,  um 
—  ganz  im  Sinne  der  Navigationsakte  —  Güterumsätze  und 
Handelsmöglichkeiten  der  Kolonien  in  eine  ausschließliche  Be¬ 
ziehung  zum  Mutterlande  zu  setzen.  Diese  Versuche  bedingten 
aber  eine  Anzahl  steuertechnischer  Maßnahmen,  die  von  der  Be¬ 
völkerung  als  Schikanen  empfunden  wurden.  Aus  dem  Bestreben 
heraus,  sich  demgegenüber  die  persönliche  und  politische  Freiheit  zu 
erhalten,  um  derentwillen  man  einst  die  alte  Heimal  verließ,  schlossen 
sich  die  Kolonisten  zuerst  zu  Kirchengemeinden  und  dann  zu  städti¬ 
schen  oder  politischen  Gemeinden  zusammen.  Durch  Zusammenfassung 
einer  Anzahl  solcher  Körperschaften  zu  einer  Verwaltungseinheit  und 
durch  Delegation  von  wohlhabenden  Grundbesitzern  und  Kaufleuten 
aus  ihrer  Mitte  entstand  zuerst  eine  beratende  und  endlich  in  neuerer 
Zeit  meist  eine  beschließende  Volksvertretung.  Mit  wachsender 
Macht  und  wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit  der  betreffenden  Ge¬ 
biete  trat  die  Einmischung  der  Krone  in  die  Verwaltungsangelegen¬ 
heiten  immer  mehr  zugunsten  einer  kolonialen  Notabeinregierung l) 
zurück.  Diese  Notabein,  die  in  Übereinstimmung  mit  der  Ent¬ 
wicklung  der  Machtverhältnisse  in  der  englischen  parlamentarischen 
Geschichte  den  Kreisen  der  Großhändler  und  Großgrundbesitzer 
entnommen  wurden,  bekamen  zuerst  Sitz  und  Stimme  in  beraten- 

J.)  Die  australische  Arbeiterregierung  steht  zu  der  obigen  Feststellung  in  einem 
scheinbaren  Widerspruch.  Man  vergleiche  aber  dazu  weiter  unten  die  Ausführungen 
über  die  australische  Bevölkerung  (S.  51 — 52). 
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den  Ausschüssen,  die  den  Kolonialverwaltungen  der  „Crown  Colonies“ 
beigegeben  wurden.  Bei  der  Umwandlung  der  Kolonien  in  Domi¬ 
nions  ging  dieser  Ausschuß  in  ein  modernes  Parlament  auf.  Die 
führenden  Geister  der  Ausschüsse  waren  gewöhnlich  die  gegebenen 
Spitzen  der  späteren  Parteikabinette.  Hiermit  gelangte  dann  aber 
auf  anderem  Wege  auch  in  den  Siedlungskolonien  der  Grundsatz 
der  indirekten  Herrschaft  zur  Durchführung.  Sorgen  nämlich  in 
Indien  und  Ägypten  einige  wenige  aber  durchweg  hervorragende 
Berufsbeamten  für  die  Durchdringung  der  eingeborenen  Verwaltung 
mit  englischem  Geiste,  so  sind  es  die  englischen  Einrichtungen 
der  Kolonialverfassung,  die  eine  englandfreundliche  Richtung  der 
Politik  der  Dominions  bedingen.  Mag  die  Wirtschaftsordnung,  die 
Handelspolitik  oder  die  Sozialpolitik  der  Kolonialreiche  sich  noch 
so  sehr  von  den  Begriffen  der  Heimat  unterscheiden,  das  Band, 
das  den  Zusammenhang  mit  England  aufrecht  erhält,  ist  die  Gleich¬ 
artigkeit  des  politischen  Apparates.  Bemerkte  doch  kürzlich  ein 
australischer  Arbeiterführer,  die  Dominions  müßten  Englands  Welt¬ 
machtstellung  schon  allein  deswegen  stützen,  weil  sonst  der  Fort¬ 
bestand  der  parlamentarischen  Zustände  in  den  großen  Kolonial¬ 
gebieten  gefährdet  wäre.  Daß  diese  Äußerung  keineswegs  einer 
einseitigen  Auffassung  entsprang,  geht  aus  der  Tatsache  hervor, 
daß  Kanada,  Australien  und  neuerdings  nach  dem  Burenkriege 
Südafrika  fast  stets  bekannte  englische  Politiker  als  General-Gou¬ 
verneure  gehabt  haben.  Diese  Persönlichkeiten,  die  sich  oft  schon 
in  der  Heimat  — vor  ihrer  Ernennung —  als  administrative  Unzu¬ 
länglichkeiten  erwiesen  haben  (Gladstone  der  Sohn  und  Lord  Dud- 
ley)  wurden  später  in  den  Kolonien  als  hervorragende  Gouverneure 
gepriesen,  wenn  sie  es  nur  verstanden  im  Sinne  einer  Vertiefung 
der  Traditionen  der  englischen  Parteiregierung  zu  wirken.  Durch 
geschickte  Parlamentsauflösungen,  durch  Ernennungen  politischer 
Faiseure  zu  Ministern,  sowie  durch  fortwährende  Fühlungnahme 
mit  den  stärksten  Strömungen  in  der  öffentlichen  Meinung  ver¬ 
stehen  es  diese  Routiniers  der  Verfassungstechnik,  in  dem  Sinne 
Geschichte  zu  machen,  daß  in  ihren  Verwaltungsgebieten  alle  be¬ 
deutsamen  Ergebnisse  der  inneren  Politik  äußerlich  als  eklatante 
Siege  der  englischen  Verfassungsprinzipien  erscheinen. 

Beide  Verwaltungssysteme,  das  indische  und  das  kanadische, 
um  nur  die  anschaulichsten  Beispiele  hervorzuheben,  konnten 
wirkungsvoll  die  Notwendigkeit  des  Fortbestandes  der  englischen 
Herrschaft  in  den  betreffenden  Gebieten  zur  Geltung  bringen.  Die 
geschickt  gewählte  Herrschaftsform  war  in  der  neueren  Zeit 
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zweifellos  die  stärkste  Stütze  für  die  wirtschaftliche  Vorherrschaft 
der  Heimat  in  weiten  reichen  Gebieten,  die  wie  Kanada  und 
Australien,  eben  so  leicht,  ja  vielleicht  sogar  leichter,  von  anderen 
Ländern  (Union,  Japan)  versorgt  oder  ausgebeutet  werden  könnten. 

§  5- 

Englische  Siedlungs-  und  Rassenpolitik. 

Die  Siedlungspolitik  eines  kolonisierenden  Landes  wird  be¬ 
dingt  durch  seine  eigenen  Bevölkerungsverhältnisse,  die  klimatischen 
Verhältnisse  in  den  Kolonien,  die  Stellungnahme  zu  den  Schich¬ 
tungen  und  Lebensverhältnissen  (Bodenfrage)  der  einheimischen 
Bevölkerung  der  Kolonien  und  endlich  durch  das  wirtschaftliche 
Kultursystem  des  Herrschaftsvolkes.  In  der  englischen  Kolonial¬ 
politik  —  wie  überhaupt  in  der  gesamten  englischen  Politik  — 
vermissen  die  gewissenhaften  Forscher,  die  überall  scharf  abge¬ 
grenzten  Stufenfolgen  suchen,  die  Aufeinanderfolge  oder  Parallelität 
grundsätzlich  bedeutungsvoller  Entwicklungserscheinungen.  Die 
englische  Verwaltung  hat  niemals  und  an  keinem  Orte  auf  dem 
Gebiete  der  Siedlungspolitik  durch  grundsätzliche  Entschlüsse,  die 
um  jeden  Preis  durchgeführt  wurden,  Konflikte  geschaffen,  sondern 
sie  hat  stets  den  Augenblick  in  der  Entwicklung  der  betreffenden 
Kolonie  abgewartet,  der  ihr  ausgleichendes  Eingreifen  erforderte. 
Um  es  sogleich  vorweg  zu  nehmen.  Die  englische  Kolonialver¬ 
waltung  hat  es  in  durchaus  befriedigender  Weise  verstanden,  die 
gröbsten  Mißstände,  die  sich  aus  einer  weitherzigen  Auffassung  der 
kolonisatorischen  Siedlungsaufgaben  ergeben  konnten,  zu  vermeiden. 

Drei  Beispiele :  Indien,  Australien  und  Britisch  -  Ostafrika 
sollen  die  Entwicklung  der  englischen  Siedlungsgedanken  er¬ 
möglichen.  Bei  der  Erörterung  der  englischen  Verwaltung  in 
Indien  und  Afrika  haben  wir  schon  gesehen,  wie  zielbewußt  gegen¬ 
über  minderwertigen  Rassen  der  Herrngedanke  dem  Wirken 
der  Engländer  zugrunde  gelegt  worden  ist.  Ein  Engländer 
mit  hunderten  von  eingeborenen  Unterbeamten  verwaltet  z.  B.  ein 
Wegenetz  oder  einen  Waldkomplex,  dessen  Ausdehnung  die  Fläche 
eines  deutschen  Herzogtums  mittlerer  Größe  umfassen  würde.  Ein 
englischer  Polizeikommissar  leitet  den  Sicherheitsdienst  eines  Ge¬ 
bietes  von  ähnlicher  Größe.  Überträgt  man  diese  verwaltungs¬ 
technischen  Wirkungsbereiche  —  cum  grano  salis  —  auf  das 
Wirtschaftsleben,  die  Verkehrsanstalten  oder  die  Rechtspflege,  so 
finden  sich  ähnliche  Ausdehnungen  der  Einzeltätigkeit  des  Euro- 
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päers.  Aus  diesem  Umfange  der  Wirksamkeit  des  einzelnen  Eng¬ 
länders  ergab  sich  frühzeitig  die  Notwendigkeit  einer  möglichst 
weitgehenden  örtlichen  Zusammenfassung  dieser  herrschenden 
Klasse.  Sie  mußte  für  ein  jeweiliges  Verwaltungsgebiet  räumlich 
zusammengebracht  werden,  um  den  einzelnen  Persönlichkeiten, 
einen  möglichst  weitgehenden  Genuß  der  wichtigsten  Kulturgüter 
zu  ermöglichen,  und  um  es  ihnen,  vor  allem  auch  als  Träger  der 
Zentralgewalt,  zu  erleichtern,  sich  fortdauernd  über  die  gegenüber 
den  Eingeborenen  zu  befolgende  Lokalpolitik  einigen  zu  können. 
Man  findet  daher  in  der  Nähe  aller  größeren  indischen  Orte 
größere  oder  kleinere  Ansiedlungen  der  Weißen.  Diese  Ansied¬ 
lungen  zerfallen  meist  in  zwei  Abteilungen,  die  sogenannten 
Dienstwohnungen,  die  den  Engländern  meist  vom  Staate  oder  von 
den  Arbeitgebern  gestellt  werden,  und  in  nächster  Nähe  davon 
—  höchstens  einen  halben  Tagesritt  entfernt  —  eine  aus  kleineren 
Häusern  bestehende  Erholungskolonie.  Dort  werden  die  so¬ 
genannten  weekends  verbracht  und  dort  finden  auch  die  berühmten 
Polowettspiele  und  andere  sportlichen  Ereignisse  statt,  die  unter 
den  möglichst  vollständigen  Ausschluß  eingeborener  Elemente  vor 
sich  gehen.  Der  Engländer,  der  amtlich  oder  geschäftlich  in  Be¬ 
rührung  mit  den  Eingeborenen  kommt,  ist  im  Dienste  von  einer 
außerordentlichen  Hoheit  und  Steifheit  des  Gebarens.  Unter  allen 
Umständen  gilt  es  für  ihn,  das  Gesicht  zu  wahren.  Engländer 
zanken  sich  niemals  im  Beisein  von  Eingeborenen.  Abgesehen  von 
den  in  England  erzogenen  Fürsten  behandeln  sie  die  eingeborene 
Bevölkerung  —  und  wenn  es  auch  geistige  Spitzen  mit  höchster 
Bildung  sind  —  keineswegs  als  Gleichberechtigte.  Hieraus  folgt, 
daß  Mischehen  zwischen  Herrscher  und  Beherrschte  ausnahmslos 
für  die  Beteiligten  und  ihre  Nachkommen  zum  Hinabsinken  in  die 
niedrigere  Kategorie  führen  müssen.  Dieser  schroffe  Standpunkt  ist 
der  Förderung  des  englischen  Handels  insofern  dienlich,  als  die 
aufstrebenden  und  wirtschaftlich  regsamen  Elemente  der  indischen 
Bevölkerung  das  Bedürfnis  empfinden,  sich  um  so  reichlicher  mit 
den  äußeren  Symbolen  der  Herrnkultur  (Pears  Soap,  Fahrräder  und 
Grammophone)  der  Europäer  zu  umgeben.  Sie  lassen  ihre  Söhne  in 
England  erziehen,  sie  ahmen  englische  Einrichtungen  in  indischen 
Anstalten  nach  (Colleges)  und  werben  damit  unausgesetzt  für  den 
Verbrauch  und  Bezug  englischer  Waren  und  —  was  schwer  ins 
Gewicht  fällt  —  englischer  Stoffe  und  Kleider. 

Eine  bestimmte  Bodenpolitik  für  ganz  Indien  ist  bisher  des¬ 
wegen  von  geringer  Bedeutung  gewesen,  weil  sich  nur  Verhältnis- 
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mäßig  wenige  Bestandteile  des  landwirtschaftlich  wertvollen  Grund¬ 
besitzes  in  den  Händen  von  schutzbedürftigen  Kleineigentümern 
befinden,  die  gegen  den  Landhunger  von  Spekulanten  zu  schützen 
sind.  Soweit  sich  der  Boden  zu  Plantagenzwecken  eignet,  ist  er 
fast  durchweg  im  Besitz  der  unzähligen  —  zum  Teil  schon  ent¬ 
thronten  —  Kleinfürsten,  der  vielen  Tempel-  und  Priesterorgani- 
sationen,  die  keineswegs  alle  Gegner  des  Eigentums  sind,  und 
endlich  in  den  Händen  von  Großgrundbesitzern,  die  sich  meist  aus 
den  Kreisen  der  reich  gewordenen  Kaufleute  und  Händler  empor¬ 
gearbeitet  haben.  Englische  Privatpersonen  oder  Erwerbsgesell¬ 
schaften,  die  zu  privatwirtschaftlichen  Zwecken  Grundbesitz  zu 
erwerben  wünschen,  müssen  sich  also  stets  im  Falle  des  Ankaufes 
großer  Komplexe,  und  nur  solche  eignen  sich  für  den  Plantagen¬ 
betrieb,  an  die  indischen  Großgrundbesitzer  wenden.  Da  sich  nun 
aber  diese  Kategorie  von  Wirtschaftssubjekten  fast  ausnahmslos 
gegen  eine  intensive  technische  Ausnutzung  ihres  Eigentums 
sträubt,  kann  die  englische  Regierung  einen  Besitzwechsel  nur 
begrüßen,  da  es  auf  diesem  Wege  bei  der  intensiven  Kultur  der 
von  Europäern  geleiteten  Plantagen  wahrscheinlich  möglich  ist, 
auf  einer  gegebenen  Fläche  eine  größere  Anzahl  Arbeiterfamilien 
lohnend  zu  beschäftigen.  Damit  streifen  wir  nun  schon  die  Lösung 
der  eigentlichen  indischen  Bevölkerungs-  und  Hungersnotfrage. 
Entgegen  der  Ansicht  einiger  indischer  Publizisten,  die  auch  in 
Europa  Anklang  gefunden  haben,  muß  festgestellt  werden:  Indien 
ist  noch  nicht  reich  und  es  ist  gegenüber  dem  gegenwärtigen 
Stande  seiner  wirtschaftlichen  und  verkehrspolitischen  Kultur  un¬ 
bedingt  als  ein  Gebiet  der  Überbevölkerung  anzusehen.  Das  hohe 
Alter  der  indischen  Kunst  und  Kultur  verbunden  mit  der  Jahr¬ 
tausende  währenden  Möglichkeit,  die  Erzeugnisse  und  Denkmäler 
der  menschlichen  Arbeit  von  300  Millionen  durch  die  unbeschränkte 
Allmacht  der  Fürsten  und  Priester  an  verhältnismäßig  wenigen 
Orten  in  verhältnismäßig  wenigen  Händen  zu  vereinigen,  hat  zu 
einer  Täuschung  über  die  vorhandene  und  liquide  Vermögenskraft 
des  Volkes  geführt.  Es  haben  im  Laufe  der  Jahrtausende  wenige 
Wirtschaftssubjekte  die  intensive  Arbeit  des  indischen  Proletariats, 
der  Künstler  und  der  Intelligenz  in  schwer  realisierbare  Formen 
aufgespeichert.  Die  Summe  der  Arbeit  und  der  Tauschwert  der 
vielfach  überaus  kostbaren  Rohstoffe,  die  zur  Herstellung  der  in¬ 
dischen  Schätze  und  Kunstdenkmäler  verwendet  wurden,  sind  auf 
Kosten  der  Hebung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Kultur,  dem 
gesamten  Volke  entzogen  worden.  Infolgedessen  ist  eine  patho- 
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logische  Verschiebung  der  Verteilung  der  Arbeitsprodukte  in  dem 
Sinne  vor  sich  gegangen,  wie  sich  bisher  die  Sozialdemokraten  die 
„Verelendung“  Europas  als  Entwicklungsergebnis  des  Kapitalismus 
gedacht  haben  mögen.  In  Indien  soll  daher  tatsächlich  das  eherne 
Lohngesetz1)  in  vollem  Umfange  zutreffen.  Die  englische  Regierung 
hat  sich  in  den  letzten  20  Jahren  andauernd  bemüht,  durch  Förde¬ 
rung  des  Besitzwechsels  des  Bodeneigentums,  durch  Meliorations¬ 
arbeiten,  durch  landwirtschaftliche  Unterweisung  der  Kleingrund¬ 
besitzer,  und  durch  von  gelindem  Zwang  begleitete  Umsiedlung  einiger 
Bevölkerungsteile  die  schwerste  Not  zu  lindern.  Hervorragende 
Kolonialbeamten  und  Sachkenner  (Franzosen  und  Holländer)  be¬ 
haupten,  daß  auf  diesem  Gebiete  seitens  der  englischen  Regierung 
viel  geleistet  worden  ist.  Die  Vertreter  der  indischen  Revolutions¬ 
partei  machen  es  der  englischen  Regierung  aber  fortwährend  zum 
Vorwurf,  daß  sie  es  bisher  versäumt  habe,  den  übermäßigen  Besitz 
der  großen  Expropriateure,  nämlich  jener  wenigen  Reichen,  durch 
konfiskatorische  Vermögenssteuern  zu  enteignen.  Die  bedeutendsten 
Regenten  Indiens  —  darunter  vor  allem  Curzon  —  halten  diesen 
Vorschlag  für  unausführbar,  da  jene  Reichen  einen  zu  starken  Rückhalt 
an  den  völlig  ungebildeten  Elementen  ihrer  Kasten  haben  würden. 
Die  revolutionären  Parteien  haben  gegenwärtig  in  der  stumpfen 
unterernährten  und  verseuchten  Masse  noch  nicht  genug  Einfluß,  um 
Putsche,  die  von  Priestern  und  Kapitalisten  durch  etwas  Geld  leicht 
herbeigeführt  werden  können,  von  den  europäischen  Elementen  ab¬ 
zulenken,  um  sie  auf  die  wahren  Feinde  des  indischen  Volkes  zu 
richten.  Es  kommt  der  Umstand  noch  hinzu,  daß  jede  Erschütte¬ 
rung  der  indischen  Kapitalgrundlagen  nicht  nur  den  direkten  eng¬ 
lischen  Handel  auf  Indien,  der  sich  fast  nur  durch  Vermittlung 
der  eingeborenen  Kaufleute  abspielt,  stören  würde,  sondern  das 
gesamte  Kreditgebäude  könnte  zum  Verhängnis  der  Europäer  und 
der  Eingeborenen  ins  Wanken  geraten.  Kreditkrisen  sind  schon 
in  Europa  folgenschwer  gewesen;  in  Indien  führen  sie  unbedingt 
zu  Hungersnöten  und  Hungerrevolten,  als  Folgen  der  zu  erwarten¬ 
den  wucherischen  Thesaurierung  der  Reis-  und  Weizen  Vorräte. 
England  tat  in  der  neuesten  Gegenwart  schon  so  viel,  als  es  eben 
für  Indien  tun  kann,  denn  es  hat  ein  zu  großes  materielles  Inter¬ 
esse  an  der  Kaufkraft  des  Volkes.  Die  wirtschaftlichen  Folgen 


1)  Das  eherne  Lohngesetz  besagt  —  im  wesentlichen  —  daß  der  durchschnittliche 
Arbeitslohn  die  Tendenz  habe,  sich  um  den  Geldbetrag  des  Existenzminimums  der  be¬ 
treffenden  Volkswirtschaft  zu  bewegen. 

Edwards,  Englische  Expansion  usw. 
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der  Jahrtausende  vermag  es  von  heute  auf  morgen  aber  doch  nicht 
zu  überwinden1). 

Waren  die  Verhältnisse  in  Indien  schon  zur  Zeit  der  ersten 
englischen  Niederlassung  wirtschaftlich  derartig  erstarrt  oder  man 
kann  wohl  sagen  eingerostet,  daß  es  der  Arbeit  von  Jahrhunderten 
bedarf,  um  dort  nur  erträgliche  wirtschaftliche  Verhältnisse  herbei¬ 
zuführen,  so  eröffnete  sich  durch  die  Erschließung  von  Australien 
für  England  in  der  neueren  Zeit  die  erste  Aussicht  auf  die  Ein¬ 
leitung  und  Durchführung  der  Besiedlung  eines  großen  für  Europäer 
bewohnbaren  Gebietes,  dessen  eingeborene  Bevölkerung  nach  Zahl 
und  Wert  als  Gegenstand  der  Fürsorge  vernachlässigt  werden 
konnte.  Diese  Aufgabe  wurde  zuerst  infolge  der  innerpolitischen 
Kämpfe  in  England  (1828 — 1842)  sehr  dilatorisch  behandelt  Ja, 
der  englische  Staat  ging  zeitweilig  sogar  soweit,  die  Bedeutung 
dieses  neuen  Erdteils  völlig  zu  verkennen,  indem  er  große  Be¬ 
standteile  der  schon  erschlossenen  Gebiete  als  Arbeitsstätten  für 
Verbrecherkolonien  und  als  Siedlungsland  für  die  entlassenen 
Sträflinge  zu  verwenden  suchte.  Ein  solcher  Fehlgriff  in  der 
Behandlung  eines  Kolonialreiches  konnte  sich  nur  aus  einer  falschen 
Orientierung  der  kolonialpolitischen  Ansichten  der  Heimat  erklären. 
In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  war  noch  die  Auffassung 
in  England  verbreitet,  daß  wertvolle  Kolonien  solche  seien,  die  in 
großen  Mengen  Erzeugnisse  hervor  brachten,  die  in  europäischen 
Ländern  nicht  gewonnen  werden  konnten.  Kolonien.,  die 
durch  ihre  Produktion  nicht  zur  Befestigung  der  Vor¬ 
herrschaft  des  Londoner  Warenmarktes  oder  des  Lon¬ 
doner  Zwischenhandels  beitrugen,  wurden  von  den  Nütz¬ 
lichkeitsaposteln  (u.  a.  Mill  der  Vater)  als  unnötiger  Ballast 
empfunden. 

Nun  war  in  diesem  Sinne  Australien  scheinbar  eine  Art 
Wüste,  von  der  nichts  zu  ernten  war.  Wie  in  England  die 
Sträflinge  nach  den  Vorschlägen  von  Howard  dazu  verwendet 
wurden ,  die  öden  Moore  von  Devonshire  und  Yorkshire  zu 
meliorieren,  gedachte  man  auch  die  unfruchtbaren  Flächen  des 
neuen  Erdteils  durch  Sträflinge  urbar  machen  zu  lassen.  Die  eng¬ 
lischen  und  irischen  Agrar-  und  Wirtschaftskrisen  der  vierziger 
Jahre  drängten  aber  die  Deportation  zugunsten  der  freiwilligen 
Auswanderung  immer  mehr  zurück.  Englische  Industriearbeiter, 
exmittierte  irische  Pächter  und  viele  Kriegswaisen  der  Koalitions- 

1)  Hierbei  berücksichtige  man,  daß  die  preußische  Agrarreform  zu  ihrer  Vollendung 
mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  brauchte. 
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kriege  waren  gern  bereit  unter  günstigen  Bedingungen,  die  nur 
geringe  Fachkenntnisse  erforderten  (extensive  Schafzucht),  Farmei 
zu  werden.  So  gingen  1841 — 52  rund  9  °/0,  1853 — 60  schon  etwa 
2 8%,  dagegen  1861  —  70  nur  noch  17%  der  britischen  Aus¬ 
wanderer  nach  Australien.  Dieser  scharfe  Anstieg  der  freiwilligen 
Einwanderung,  die  keineswegs  nur  durch  die  Goldfunde  hervor¬ 
gerufen  wurde,  erschloß  dem  englischen  Handel  erst  diese  wichtige 
Rohstoffquelle  (Weizen,  Wolle  und  Erze).  So  wurden  denn  die 
Folgen  der  Deportation,  soweit  sie  in  Erscheinung  traten,  durch 
die  Ansiedler  und  besonders  durch  die  Bemühungen  der  Wakefield- 
gesellschaft  paralysiert.  Diese  machte  es  sich  zur  Aufgabe,  durch 
Bereitstellung  von  gleich  großen  Grundstücken,  die  eine  mittlere 
Größe  nicht  überschreiten  sollten,  anständige  ärmere  Elemente  aus 
der  Heimat  anzusiedeln.  Endlich  bemühten  sich  —  als  Australien 
Mode  wurde  —  auch  eine  Reihe  kapitalkräftiger  Personen,  meist 
junge  Aristokraten  oder  reiche  Kaufleute,  um  den  Erwerb  von 
großen  Grundstücken  zu  Zwecken  der  Schafzucht.  Sobald  es  den 
wichtigsten  Kolonien  gelungen  war,  aus  dem  Zusammenschluß  der 
besseren  Elemente  der  Ansiedler  eine  öffentliche  Meinung  zu  bilden, 
wurde  die  Ablehnung  der  weiteren  Aufnahme  der  Verbrecher  zur 
Durchführung  gebracht.  Die  schon  angesiedelten  Verbrecher  er¬ 
wiesen  sich  aber  in  der  Folgezeit  keineswegs  durchweg  als  un¬ 
erfreuliche  Bewohner  der  Kolonien,  sondern  es  sind  im  Gegenteil  aus 
ihren  Reihen  eine  ganze  Anzahl  tüchtiger  Kolonialpioniere  hervor¬ 
gegangen.  Die  Tatsache  ist  nicht  weiter  erstaunlich,  wenn  man 
in  Betracht  zieht,  daß  die  Mehrzahl  der  Deportierten  Roheits¬ 
und  Leidenschaftsverbrecher  und  nur  eine  verschwindende  Minder¬ 
zahl  Gewohnheitsverbrecher  waren.  Die  fehlende  Großstadt-  oder 
Hafenstadtumgebung  und  die  andauernde  angestrengte  Arbeit  unter 
günstigen  gesundheitlichen  Verhältnissen  haben  nicht  wenig  zur 
soziologischen  Besserung  dieser  Elemente  beigetragen.  Fielen  also 
die  Schattenseiten  der  Zwangseinwanderung  nicht  besonders  ins 
Gewicht,  so  ergaben  sich  aber  um  so  größere  Übelstände  aus  dem 
Gewährenlassen  gegenüber  der  freiwilligen  Einwanderung.  Einer¬ 
seits  bewährte  sich  der  Landverteilungsmodus  der  Wakefield- 
gesellschaft  nicht,  da  in  den  einzelnen  Grundstücken,  die  den 
Farmern  überwiesen  wurden,  kein  Ausgleich  der  Bonität  des  Landes, 
sondern  nur  eine  Gleichsetzung  des  Flächenraumes  vorgenommen 
war.  Sehr  gute  und  sehr  schlechte  Stücke  wurden  bei  gleicher 
Oberfläche  zu  gleichen  Preisen  verkauft.  Infolgedessen  kam  nur 
eine  sehr  ungleichmäßige  dauernde  Besiedlung  und  Ausnutzung 
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der  Bodenfläche  des  Landes  zustande,  da  viele  Ansiedler  nach 
kurzer  Zeit  sich  auf  ihren  schlechten  Grundstücken  nicht  halten 
konnten.  Auch  der  billige  Erwerb  größerer  Ländereien  seitens 
wohlhabender  Personen  führte  zu  unerfreulichen  Erscheinungen. 
Es  ergab  sich  nämlich,  daß  diese  Ländereien  von  den  eigentlichen 
Besitzern  vielfach  nur  aus  Spielerei  und  Sport  für  billiges  Geld 
erworben  worden  waren;  bot  sich  ihnen  in  England  ein  günstigeres 
Fortkommen  oder  wurde  ihnen  die  Sache  überhaupt  leid,  so  ließen 
sie  diese  geringe  Kapitalanlage  brach  liegen  oder  bestenfalls  von 
einem  Verwalter  ganz  oberflächlich  verwalten  und  bewirtschaften. 
Dadurch  summierten  sich  große  Gebietsteile,  die  nur  unvollkommen 
und  ungleichmäßig  bewirtschaftet  wurden.  Gegen  beide  Übelstände 
sind  die  australischen  Regierungen  in  der  neueren  Zeit,  in  ihrer 
sogenannten  sozialistischen  Epoche,  energisch  eingeschritten.  Unter 
den  verschiedensten  Modalitäten  und  Rechtgarantien  werden  bessere 
Grundstücke,  deren  Eigentümer  nicht  mehr  zu  ermitteln  sind,  quasi 
als  Fundstücke  zugunsten  des  Fiskus  verwertet,  während  gegen  die 
abwesenden  oder  unwirtschaftlich  verfahrenden  Großgrundbesitzer 
mittels  einer  scharfen  Grundsteuer  vorgegangen  wird.  Die  spätere 
Gestaltung  der  australischen  Siedlungsverhältnisse,  also  etwa  von  1880 
ab,  wurde  —  wie  bei  Kanada  —  von  der  englischen  Regierung  nur 
wenig  beeinflußt.  Alle  Gesetze  auf  diesem  Gebiete  mußten  zwar 
bis  zur  Gründung  des  australischen  Bundes  grundsätzlich  in  London 
genehmigt  werden,  sie  waren  aber  alle  Erzeugnisse  der  Kolonien 
und  der  Kolonialintelligenz.  Die  englische  Regierung  hätte  auch 
keine  sachlich  berechtigten  Gründe  für  eine  Einmischung  geltend 
machen  können.  Die  australische  Regierung,  die  sich  im  Gegen¬ 
satz  zu  den  anderen  kolonialen  Selbstverwaltungen  nicht  aus  einer 
plutokratischen  Oberschicht,  sondern  —  etwa  wie  die  dänische 
Regierung  —  aus  Bauern-  und  Handwerkerkreisen  rekrutierte,  war 
und  ist  stets  bestrebt,  die  gleichmäßige  Entwicklung  und  damit 
auch  die  Produktivkraft  des  Landes  zu  heben.  Wie  viele  Bauern¬ 
regierungen  —  Labourparty  ist  nur  eine  Namensentlehnung  aus 
der  englischen  Politik  —  ist  sie  geneigt,  Nutzungs-  und  Besitz¬ 
formen,  die  einer  intensiven  Bodenbestellung  und  einer  rationellen 
Viehzucht  entgegenstehen,  zu  beseitigen.  Daß  die  englische  Re¬ 
gierung  die  sogenannten  sozialistischen  Agrargesetze  des  austra¬ 
lischen  Bundes  eher  begünstigt,  als  bekämpft  hat,  entspricht  ihrem 
Streben  in  jedem  Teile  des  Greater  Britain,  nach  Möglichkeit  die 
rationellste  Wirtschaftsform,  die  ihrerseits  die  größte  Kaufkraft  der 
Bevölkerung  bedingt,  zur  Einführung  gelangen  zu  lassen. 
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Das  eigentliche  Gebiet  einer  spezifisch  englischen  und  aus 
England  geleiteten  Siedlungspolitik  ist  Britisch -Ostafrika.  Dieses 
Gebiet,  dessen  wirtschaftliche  Bedeutung  als  Brennpunkt  des  Han¬ 
dels  der  Ostküste  schon  frühzeitig  (1884)  von  Dr.  Karl  Peters 
erkannt  worden  war,  bietet  die  Möglichkeit  neben  einer  zahl¬ 
reichen  Negerbevölkerung  eine  große  Anzahl  Europäer  als  An¬ 
siedler  in  den  Gebirgsgegenden  ernähren  zu  können.  Es  mußte 
also  bei  der  Bodenverteilung  derartig  verfahren  werden,  daß  der 
Negerbevölkerung  genügend  Boden  zur  Verfügung  stand,  um  sich 
ausreichend  ernähren  und  vermehren  zu  können.  Ferner  mußte 
aber  auch  in  den  Gegenden  Platz  geschaffen  werden,  die  für  die 
europäische  Ansiedlung  geeignet  waren.  Die  englische  Regierung 
hat  dabei  keine  neue  Methode  zutage  gefördert,  sondern  sie  be¬ 
diente  sich  einer  Kombination  der  nordamerikanischen  Indianer¬ 
und  Ansiedlungspolitik.  Für  die  Schwarzen  wurden  Reservate 
geschaffen,  die  soviel  Land  enthielten  (berechnet  pro  Kopf  der 
Bevölkerung),  daß  sich  die  Bevölkerung  nur  eben  den  notwen¬ 
digsten  Lebensbedarf  selbst  erzeugen  konnte.  Damit  sollte  eine 
gelinde  Erziehung  zur  Arbeit  erreicht  und  ein  Anreiz  geboten 
werden,  durch  Nebenerwerb  bei  den  Weißen  sich  etwas  mehr  als 
die  Notdurft  des  Lebens  verdienen  zu  können.  Den  Weißen  wurde 
nun  aber  keineswegs  ohne  weiteres  die  beliebige  Niederlassung  in 
den  Berggegenden  gestattet,  vielmehr  wurde  jeder  Familie  ein 
beschränkter  Besitz,  dessen  Größe  gewechselt  hat,  der  aber  den 
Umfang  eines  mittleren  Gutes  in  Nordwest-Deutschland  kaum  über¬ 
schreiten  durfte,  zur  Verfügung  gestellt. 

Trotz  dieser  vernünftigen  Lösung  der  Bevölkerungsfrage  hat 
England  in  diesem  Gebiete  wenig  Freude  erlebt.  Weder  die 
Weißen,  die  infolge  des  Arbeitermangels  ungenügende  Erträge 
erzielten  und  dann  wiederholt  Putsche  veranstaltet  haben,  um  eine 
weitergehende  Enteignung  der  Reservate  herbeizuführen,  noch  die 
Krieger,  deren  Jagdgründe  beschnitten  wurden,  sind  zufrieden. 
Es  hat  den  Anschein  als  ob  Weiße  und  Neger  nicht  nebenein¬ 
ander,  sondern  nur,  wie  es  die  Holländer  in  Südafrika  durchge¬ 
führt  haben,  im  Verhältnis  von  Herr  und  Arbeitstier  leben  können. 
Sonst  kommt  weder  ein  befriedigendes  Rassenverhältnis,  noch  ein 
befriedigender  Wirtschaftsertrag  in  solchen  Gegenden  zustande, 
wo  der  Weiße  durch  Bodenbeschaffenheit  oder  Klima  dauernd  auf 
Negerarbeiter  angewiesen  bleibt. 
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§  6. 

Die  Schiffahrtspolitik. 

Sämtliche  Maßnahmen  und  Gesetze  der  englischen  Schiff¬ 
fahrtspolitik  standen  im  Zeichen  dreier  handelspolitischer  Forde¬ 
rungen:  der  Einstellung  der  wirtschaftspolitischen  Beziehungen  der 
Kolonien  auf  das  Mutterland,  der  Bildung  einer  englischen  Handels¬ 
flotte  und  der  Förderung  des  Londoner  Marktes  als  Weltstapel¬ 
platz  und  Weltmarkt  für  die  wertvollsten  Erzeugnisse  des  eng¬ 
lischen  Kolonialreiches  und  anderer  Rohstoff  Produzenten.  Wir 
haben  gesehen,  wie  schon  Elisabeth  durch  die  Schließung  des 
hansischen  Stahlhofes  und  Cromwell  durch  den  Erlaß  der  Navi¬ 
gationsakte  zur  Beseitigung  lästiger  Konkurrenten  und  zur  national¬ 
politischen  Orientierung  der  Handelspolitik  beigetragen  und  damit 
die  Grundlage  für  die  spätere  englische  Handelsvormacht  gelegt 
haben.  Die  Schiffahrtspolitik,  die  sich  aus  der  Navigationsakte 
entwickelte  und  mit  der  Aufhebung  dieses  Gesetzes  einen  Abschluß 
erreichte,  war  keineswegs  nur  protektionistisch,  wie  vielfach  be¬ 
hauptet  worden  ist,  sondern  sie  war  vor  allem  darauf  gerichtet, 
nach  Zahl  und  Umfang  der  Schiffe  und  Frachtgeschäfte  expansiv 
zu  wirken.  Indem  sie  die  Vermittlung  aller  Warengeschäfte  nach 
England  zu  ziehen  suchte,  sicherte  sie  den  englischen  Kaufleuten 
eine  viel  größere  jährliche  Umsatzmasse,  als  sie  aus  den  Bedürfnissen 
Englands  und  seiner  Kolonien  herrühren  konnte.  Nur  in  diesem 
Sinne  sind  die  Verbote  zu  verstehen,  die  es  den  englischen  Kolo¬ 
nien  untersagten,  mit  fremden  Ländern  in  Verkehr  zu  treten,  und 
nur  so  ist  die  Krisis  zu  verstehen,  die  zu  dem  amerikanischen 
Unabhängigkeitskriege  geführt  hat.  Als  unmittelbare  Nachwirkung 
dieses  Krieges  mußte  sich  England  dann  dazu  verstehen,  in  zu¬ 
nehmendem  Maße  seinen  Kolonien,  die  Gelegenheit  zu  geben, 
auch  mit  den  Vereinigten  Staaten  und  anderen  Ländern  in 
Handelsverkehr  zu  treten.  Etwas  später  als  der  wissenschaftliche 
Umschwung  vom  Merkantilismus  zum  Individualismus  vollzog  sich 
die  Wandlung  der  englischen  Schiffahrtspolitik.  England  hatte 
im  Anfänge  des  19.  Jahrhunderts  —  nicht  zum  wenigsten  dank 
seiner  vorzüglichen  Seeversicherung  —  einen  derartigen  Vorsprung 
im  Raumgehalt  und  in  der  Laderaumausnutzung  seiner  Handelsflotte 
gewonnen,  daß  es  das  wichtigste  Förderungsmittel  seiner  handels¬ 
politischen  Vorherrschaft  (die  Navigationsakte)  glaubte  zum  größten 
Teil  außer  Kraft  setzen  zu  können.  Aus  der  damals  noch  viel 
mehr  als  heute  überwiegenden  Stellung  des  Londoner  Waren- 
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marktes  und  dem  beträchtlichen  jährlichen  Massenzuwachs  des 
Welthandels  infolge  des  Übergangs  zur  maschinellen  Fabrikations¬ 
technik  und  der  raschen  Bevölkerungsvermehrung  in  Europa,  er¬ 
wuchsen  den  Engländern  nach  ihrer  Schätzung  genügende  Ge¬ 
legenheiten  zur  Stärkung  und  Vergrößerung  ihrer  Handelsflotte. 
So  betrug  die  Gesamttonnenzahl  der  Schiffe  des  Vereinigten 
Königreiches 

1790  1376000  Tonnen 

1800  1698000  „ 

1810  2211  000  „ 

1820  2219000  „ 

1830  1992000  „ 

1840  2340000  „ 

Der  Verzicht  auf  die  Navigationsakte  war  aber  offenbar  noch 
zu  früh  erfolgt,  da  in  den  Vereinigten  Staaten  trotz  des  schweren 
Rückschlages  nach  dem  englisch-amerikanischen  Kriege  (1812  —  1815) 
eine  starke  Handelsflotte  im  Werden  begriffen  war.  Ihre  Tonnen¬ 
zahl  betrug: 


1790 

475  50° 

1800 

972  900 

1810 

1  424  400 

1820 

1  279  500 

1830 

1  19 1  200 

1840 

2  180  200 

Die  wichtigsten  Konkurrenten  der  englischen  Handelsflotte 
im  19.  Jahrhundert  waren  in  der  ersten  Hälfte  in  der  Segelschiff¬ 
fahrt  die  Amerikaner,  und  es  sind  im  letzten  Drittel  in  der  Dampf¬ 
schiffahrt  die  Deutschen  gewesen.  Von  1812  bis  zum  Bürger¬ 
kriege  hat  England,  da  ihm  wirtschaftliche  und  schiffahrtspolitische 
Waffen  fehlten,  jede  revolutionäre  Partei  in  der  Union  und  jeden 
äußeren  Feind  der  Union  moralisch  und  materiell  unterstützt. 
Als  die  amerikanische  Handelsmarine  infolge  des  Bürgerkrieges 
und  des  Überganges  zur  Dampfschiffahrt  ihre  bedeutsame  Stellung 
im  Welthandel  zu  verlieren  im  Begriffe  stand,  entschied  sich  die 
Bundesregierung  dahin,  diesen  Vorgang  nicht  zu  hindern,  sondern 
Europa  zu  zwingen,  seinen  Bedarf  auf  eigenen  Schiffen  aus 
Amerika  zu  holen.  Dadurch  ersparte  sich  die  Union  die  Haltung 
einer  großen  Flotte  und  entzog  gleichzeitig  den  Engländern  ein 
wichtiges  Pfand,  das  sie  gegen  die  amerikanische  Politik  aus¬ 
werten  konnten.  Die  englische  auswärtige  Politik  änderte  denn 
auch  ihren  Kurs  dahin,  die  Union  nun  entgegenkommend  zu  be¬ 
handeln,  um  Kanada  sicher  zu  stellen,  dagegen  aber  das  Haupt¬ 
gewicht  auf  die  Schädigung  der  deutschen  wirtschaftlichen  und 
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Seehandelsinteressen  zu  legen1).  Je  mehr  sich  nämlich  die  Dampf¬ 
schiffahrt  gegenüber  der  Segelschiffahrt  durchsetzte,  desto  schwerer 
wurde  nun  die  auflebende  deutsche  statt  der  erlöschenden  ameri¬ 
kanischen  Konkurrenz  für  England  fühlbar.  Die  Zahl  der  Dampfer 
und  ihre  Wasserverdrängung  betrug  (Nettogehalt) 

Deutschland  Großbritannien 


Jahr 

Zahl 

Tonnen 

Jahr 

Zahl 

Tonnen 

1891 

896 

723  652 

1890 

7  410 

5  042  000 

1896 

1068 

1  319  060 

1895 

8386 

6121  000 

1901 

1390 

1  347  875 

1900 

9  209 

7  208  000 

IW 

1657 

1  774072 

1905 

10  522 

9  065  000 

1909 

1953 

2  302  910 

1908 

11  626 

10  139  OOO 

Die  scharfe  deutsche  Konkurrenz  kommt  in  der  Tatsache 
zum  Ausdruck,  daß  die  deutschen  und  englischen  Vermehrungsquoten 
der  Tonnenzahl,  bezogen  auf  die  Zahlen  von  1890,  3  und  2  be¬ 
tragen.  Ferner  betrug  der  Tonnengehalt  der  deutschen  Dampfer¬ 
flotte  im  Jahre  1890  rund  14%,  aber  1909  schon  über  23%  der 
englischen  Dampferflotte.  Sollte  einmal  der  Tag  kommen,  an  dem 
die  englische  Handelsflotte  nicht  mehr  die  einzige  große  Handels¬ 
flotte  der  Welt  sein  würde  —  sagten  sich  die  Engländer  —  so 
müßten  sie  auch  mit  Naturnotwen  digkeit  einen  wesent¬ 
lichen  Teil  ihrer  Vermittlertätigkeit  zugunsten  des 
neuen  Besitzers  eines  größeren  Teiles  des  Schiffs¬ 
raumes  einbüßen.  Die  Möglichkeit  der  beschränkten  Umsatz¬ 
provision  und  des  verringerten  Reederlohnes  haben  nicht  wenig 
zum  englischen  Haß  gegen  Deutschland  beigetragen.  Seine 
klassische  Formulierung  fand  derselbe  kürzlich  in  einem  englischen 
Gerichtsurteil2),  das  die  Aufhebung  eines  zugunsten  einer  deutschen 
Firma  wirksamen  Lieferungsvertrages  mit  der  Begründung  aus¬ 
sprach. 

„Wenn  die  Klägerin,  wie  es  der  Vertrag  bezweckt,  alle 
von  ihr  aufbereiteten  Konzentrate3)  für  die  Beklagte  zurück¬ 
stellte,  so  würden  diese  in  der  Lage  sein,  bei  Friedensschluß 
ihren  Handel  so  schnell  und  in  so  großem  Umfange  wie 
möglich  wieder  aufnehmen;  damit  würden  aber  die  Wirkungen 
des  Krieges  auf  die  kommerzielle  Blüte  des  feindlichen 
Landes  abgeschwächt,  deren  Zerstörung  das  Ziel  unseres 
Landes  während  des  Krieges  ist.  Einen  solchen  Vertrag 

1)  In  diesem  Bestreben  ging  die  englische  Regierung  im  Widerspruch  zu  ihrer 
sonstigen  Verkehrspolitik  neuerdings  zur  Subventionierung  der  Cunardgesellschaft  über. 

2)  Frankfurter  Zeitung,  Jahrgang  1916,  Nr.  121. 

3)  Der  Gegenstand  der  Klage  war  ein  Erzpräparat. 
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anzuerkennen  und  ihm  Wirksamkeit  zu  geben  durch  die  An¬ 
nahme,  daß  er  für  die  Vertragsteile  rechtsverbindlich  ge¬ 
blieben  sei,  hieße  das  Ziel  dieses  Landes  die  Lähmung  des 
feindlichen  Handels  vereiteln.  Es  hieße  durch  britische  Ge¬ 
richte  das  Werk  wieder  ungeschehen  machen,  das  für  die 
Nation  von  ihren  See-  und  Landstreitkräften  vollbracht 
worden  ist“ 


§  7- 

Handels-  und  Gewerbepolitik. 

Die  Beziehungen  einer  aufsteigenden  nationalen  Volkswirt¬ 
schaft  erfordern  zu  ihrem  Ausbau  und  zu  ihrer  dauernden  Festi¬ 
gung,  soweit  sie  den  Rahmen  eines  unverbindlichen  Tausch  Verkehrs 
überschreiten,  entweder  eine  allseitige  Herrschaft  des  territorialen 
Besitzes  (England)  oder  eine  allseitige  Geistesherrschaft  in  der 
Wirtschaftstechnik  (Deutschland).  Im  19.  Jahrhundert  hat  sich 
herausgestellt,  daß  die  Kompromisse  zwischen  diesen  beiden  Systemen 
zu  „großartigen“  und  dauernden  Mißerfolgen  führen  (die  portugiesi¬ 
schen  Kolonien,  Indo-China,  der  belgische  Kongo  und  Kuba). 

Beide  Systeme  gehen  trotz  ihrer  verschiedenen  Wirkung  von 
demselben  Grundsätze  aus,  daß  der  Anbahnung  der  einzel¬ 
nen  engeren  ausländischen  Verkehrs-  und  Handelsbeziehungen 
eine  Einflußnahme  der  ganzen  Heimat  dieser  Volkswirtschaft 
entweder  als  Staats-  oder  Wirtschaftseinheit  in  der  neuen 
handelspolitischen  Einflußsphäre  nebenher  zu  gehen  hat.  So  ist 
Englands  Kolonialgebiet,  wie  man  aus  dessen  Erweiterung  ent¬ 
nehmen  kann,  an  den  Handelslinien  seiner  Kauffahrteiflotte  ge¬ 
wachsen.  Die  Unfreiheit  der  Meere  oder  die  Freiheit  der  See¬ 
räuber  in  vergangenen  Jahrhunderten,  also  das  Schutzbedürfnis 
der  Verkehrsmittel,  nicht  die  Sucht  nach  dem  Besitze  großer  Länder 
oder  Weltreiche  (Spanien),  wies  England  zuerst  den  Weg  zum 
„Greater  Britain“.  Die  Friedensverträge,  die  England  seit  den 
Zeiten  von  Cromwell  bis  zum  Siebenjährigen  Kriege  geschlossen 
hat,  brachten  außer  New  York  eigentlich  nur  mehr  oder  weniger 
wertlose  Inseln  ein.  Sie  dienten  dagegen  dem  englischen  Handel 
als  unentbehrliche  Stützpunkte,  Stapelplätze  und  leicht  zu  ver¬ 
teidigende  Sammelstellen  wertvoller  Kauffahrteiflotten  oder  der 
Begleitgeschwader  der  Indienfahrt. 

Infolge  der  vorwiegend  expansiven  Betätigungsform  des  eng¬ 
lischen  Seehandels,  der  mit  möglichst  vielen  Ländern  in  Beziehung 
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zu  treten  suchte  und  der  im  Interesse  der  Entwicklung  der  Londoner 
Märkte  möglichst  viele  Rohstoffe  und  Kolonialprodukte  nach  Eng¬ 
land  bringen  sollte,  waren  die  englischen  Regenten  darauf  an¬ 
gewiesen,  die  Handelspolitik  im  Rahmen  der  Kolonial-  und 
Schiffahrtspolitik  einzufügen.  Dieser  so  überaus  wesentliche  Gegen¬ 
stand  der  kontinentalen  Staatspolitik  mußte  in  England  also,  als 
komplementärer  Faktor  bei  der  Entwicklung  des  englischen  Welt¬ 
handels  in  die  Erscheinung  treten. 

So  haben  sich  die  Grundlagen  der  englischen  Handelspolitik 
keineswegs  regelmäßig  von  Stufe  zu  Stufe  (Marktverkehr  —  Wohl¬ 
fahrtsstaat  —  Handels-  und  Gewerbefreiheit)  aus-  und  weitergebildet, 
sondern  sie  sind  viel  öfter  unter  dem  starken  Zwange  äußerer 
Ereignisse  als  durch  innere  Anschauungs Wandlungen  verändert 
worden.  Zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Engländer  in  dem  Weltverkehr 
unter  der  Regierung  der  Tudors  (1485 — 1603)  finden  wir  in  Eng¬ 
land  ein  den  englischen  Erzeugnissen  schutzgewährendes  Zoll¬ 
system,  während  andererseits  im  Gegensatz  zur  kontinentalen  Zunft¬ 
wirtschaft  und  zu  den  provinziellen  Zollschranken  Frankreichs  im 
englischen  Inlande  eine  gewisse  Handelsfreiheit  herrschte.  So 
durfte  die  Hanse  den  Londoner  Stahlhof  unterhalten,  so  durften 
die  Lombardischen  Kaufleute  in  London  in  einem  besonderen 
Quartiere  zusammenwohnen  und  so  durften  die  Genuesen  die 
Grundlagen  des  englischen  Geld-  und  Devisenhandels  legen.  Der 
Merkantilismus,  der  auch  in  England  einige  markante  Anhänger 
besaß,  drängte  das  Inselreich  in  der  Folgezeit  nun  aber  keineswegs 
zu  allen  den  Maßnahmen  der  typischen  Wohlfahrtsstaaten  des 
Kontinents.  Während  die  europäischen  Länder  das  wirtschaftliche 
Heil  in  einer  weitgehenden  Reglementierung  des  Absatzes  und 
des  Verbrauches  ausländischer  Produkte  sahen,  haben  die  eng¬ 
lischen  Staatsmänner  es  verstanden,  andere  Konsequenzen  aus  dem 
Bestreben  der  Herstellung  einer  positiven  Handelsbilanz  zu  ziehen. 
Sie  förderten  den  Zugang  nach  London,  aber  sie  erblickten  mit 
Recht  in  den  engen  Beziehungen  der  ausländischen  Kaufleute  zu 
ihren  Heimatländern  einen  steten  Anlaß  für  Kontinentalmächte  in 
die  politischen  oder  wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  Großbritannien 
einzugreifen.  Daraus  folgte  naturgemäß  die  Schließung  des  Stahl¬ 
hofes  und  die  langsame  Verdrängung  der  Italiener  aus  den  Ämtern 
und  Ehren  der  Londoner  Kaufmannschaft.  England  stellte  sich 
damit  auf  den  grundsätzlich  anderen  handelspolitischen  Standpunkt 
als  der  Kontinent,  nämlich  nicht  die  Art  und  den  Umfang  des 
Handels  mit  dem  Auslande  (eigentlicher  Protektionismus), 
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sondern  die  ausländischen  Träger  des  Handels  als  solche  zu  be¬ 
kämpfen,  in  ihrem  Wirkungskreise  zu  beschränken  oder  unschädlich 
su  machen.  Dieses  Prinzip  findet  seine  schärfsten  Ausprägungen 
in  der  wiederholt  erwähnten  Navigationsakte,  in  den  Handels¬ 
verboten  für  die  Kolonien  und  in  der  neueren  Zeit  in  den  beiden 
Handelsgesetzen  zum  Schutze  der  englischen  Arbeit  von  1887  und 
1907.  Das  erste  dieser  beiden  Gesetze  erfordert  die  Angabe  des 
Ursprungslandes  ausländischer  Waren  (Made  in  Germany)  und  das 
zweite  beschränkt  den  englischen  Patentschutz  auf  solche  aus¬ 
ländischen  Erfindungen,  die  binnen  einer  gewissen  Zeit  in  England 
fabrikatorisch  verwertet  werden. 

Indem  sich  also  auch  hier  wieder  die  Einstellung  aller 
Handelsbeziehungen  auf  England  wie  ein  roter  Faden  durch 
gewisse  Teile  der  Gesetzgebung  zieht,  soll  doch  nicht  verkannt 
werden,  daß  die  Entwicklung  des  zollpolitischen  Verhältnisses  des 
Inselreiches  zu  den  Kolonien  und  zum  selbständigen  Auslande  im 
letzten  Jahrhundert  einer  anderen  Richtlinie  gefolgt  ist.  Die  Er¬ 
fahrungen  des  amerikanischen  Unabhängigkeitskrieges  führten 
nämlich  einen  Umschwung  in  der  handelspolitischen  Praxis  Eng¬ 
lands  herbei,  indem  die  Ausnutzung  der  Kolonien  zugunsten  des 
Mutterlandes  von  einer  Begünstigung  desselben  in  den  Kolonien 
abgelöst  werden  mußte.  Die  zwangsweise  Durchführung  einer 
ausschließlich  englische  Interessen  berücksichtigenden  Handelspolitik 
konnte  von  England  aus  geleitet  werden,  aber  die  erfolgreiche  Be¬ 
günstigung  des  englischen  Handels  erforderte  an  Ort  und  Stelle 
der  Wirksamkeit  die  Einräumung  eines  weitgehenden  wirtschaft¬ 
lichen  Mitbestimmungsrechtes  der  Kolonien  und  der  großen  Selbst¬ 
verwaltungsgebiete.  Das  Mutterland  behielt  sich  unter  den  neueren 
Zollsystemen  der  Kolonien  nur  das  Vorbegünstigungsrecht  vor. 
Um  die  Entwicklung  der  Produktivkraft  und  damit  der  Kaufkraft 
der  Dominions  zu  fördern,  hat  die  englische  Regierung  es  den 
Selb  verwaltungsgebieten  sogar  gestattet,  selbständige  Handels¬ 
verträge  mit  fremden  Staaten  abzuschließen.  Es  erleichterte  diese 
Politik  die  Divergenz  in  der  Entwicklung  der  Zollsysteme  des 
Mutterlandes  (Freihandel)  und  der  Kolonien  (Schutzzoll).  Der  im 
englischen  Finanzsystem  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  immer 
weiter  vollzogene  Übergang  zum  Freihandel  hängt  nämlich  nicht 
mit  der  eigentlichen  englischen  Überseepolitik  zusammen,  sondern 
ist  eine  Folge  des  Bestrebens  der  Fabrikherrn,  durch  einen  künstlich 
herbeigeführten  Zusammenbruch  der  englischen  Landwirtschaft  die 
Landbevölkerung  als  billiges  Arbeitermaterial  den  Städten  zuzu- 
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treiben,  während  andererseits  die  billige  Einfuhr  ausländischer 
Nahrungsmittel  unter  eben  diesem  seitens  der  Fabrikanten  ge¬ 
forderten  Freihandel  (C  ob  den)  für  eine  billige  Ernährung  des 
ständig  wachsenden  Industrieproletariats  zu  sorgen  hatte.  Der 
große  Umfang  der  englischen  Heimarbeit,  die  ungewöhnlich  große 
Reservearmee  im  Sinne  von  Marx,  verkörpert  in  den  zahlreichen 
Arbeitslosen,  und  der  verhältnismäßig  niedrige  Lohnstandard  wich¬ 
tiger  Berufszweige  —  Eisenbahner  und  Bergleute  —  sind  Folgen 
dieser  Umwandlung.  Als  gleichzeitig  mit  dem  Wachsen  der  in¬ 
dustriellen  Leistungsfähigkeit  und  der  fortschreitenden  technischen 
Überlegenheit  der  deutschen  Fabrikationsmethoden  der  Lebens¬ 
unterhalt  in  England  verteuert  wurde,  während  die  Löhne  nicht 
dementsprechend  stiegen,  mußte  notgedrungen  eine  scharfe,  ja 
feindselige  Stimmung  in  der  englischen  Arbeiterschaft  gegen  die 
stillen  aber  erfolgreichen  Ansprüche  des  deutschen  Fabrikanten 
und  Arbeiters  auf  einen  Anteil  am  Welthandel  entstehen1).  Die 
sachliche  Unmöglichkeit,  die  englischen  Produktionsgrundlagen 
ohne  schwere  Opfer  und  Krisen  auf  eine  neue  und  nunmehr  ge¬ 
sicherte  Grundlage  umstellen  zu  können  —  die  von  Chamberlain 
entfachte  und  von  Hewins  geleitete  Schutzzollbewegung  im  vorigen 
Jahrzehnt  brach  bekanntlich  in  drei  Wahlfeldzügen  zusammen  — 
ließ  in  der  englischen  Regierung  und  Kaufmannschaft  den  Ge¬ 
danken  reifen,  den  Konkurrenten,  den  man  nicht  mehr  durch 
handelspolitische  Maßnahmen  abwehren  konnte2),  durch  andere 
Mächte  politisch  zu  bedrängen  und  zu  schädigen.  Da  dieses 
politische  Mittel  seinen  Zweck  verfehlt  hat,  steht  England  nach 
diesem  Kriege  um  einen  guten  Teil  ärmer  da,  und  wird  doch  dazu 
übergehen  müssen,  sich  —  vermutlich  durch  Wiederaufnahme  des 
vorzeitig  aufgegebenen  Schutzzolls  —  eine  neue  Handelspolitik  zu 
schaffen.  Die  englischen  Vorschläge  für  den  Wirtschaftskrieg  nach 
diesem  Kriege  bestehen  nur  in  der  Wiederbelebung  alter  Gesetze, 
nämlich  aus  einer  neuen  Navigationsakte  (Schiffe  der  Mittelmächte 
dürfen  Häfen  der  Entente  nicht  anlaufen)  und  der  Einführung  einer 
doppelten  Zollskala,  jeweils  eine  gültig  für  die  Einfuhr  aus  ver¬ 
bündeten  und  ehemals  feindlichen  Ländern. 

Aus  diesen  Betrachtungen  ersieht  man,  daß  die  Ursachen  des 
deutsch-englischen  Krieges  keineswegs  Personenfragen  (Grey  als 


1)  Sie  kam  besonders  in  den  Wahlresultaten  der  Midlands  zum  Ausdruck,  wo 
in  großen  Industriezentren  konservative  Vertreter  des  Schutzzolls  gewählt  wurden. 

2)  Hierzu  vergleiche  man  Anhang  A. 
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Sündenbock)  oder  ethische  Schuldprobleme  sind,  die  mit  einem 
sittlichen  Werturteil  abgetan  werden  können,  sondern  daß  sie  aus 
den  geschichtlichen  Entwicklungsbedingungen  des  englischen 
Volkes  herrühren,  die  durch  kein  Sonderabkommen  beider  Länder 
über  die  Teilung  portugiesischer  Kolonien  oder  die  Festlegung  eines 
Verhältnisses  der  dienstbereiten  Schlachtschiffe  hätten  beseitigt 
werden  können.  Wie  das  Anwachsen  des  deutschen  Welthandels 
und  der  deutschen  gewerblichen  Produktion  auf  die  bisher  zur 
Darstellung  gelangten  Grundzüge  der  englischen  Welthandelspolitik 
gefährdend,  ja  vielleicht  zerstörend  ein  wirken  mußte,  ist  schon 
kurz  gestreift  worden,  soll  aber  noch  des  näheren  aus  der  ent¬ 
wicklungsgesetzlich  entstandenen  Eigenart  des  deutschen  Welt¬ 
handels,  seiner  Methoden  und  seiner  neuen  Organe  dargetan 
werden.  Erst  aus  der  Gegenüberstellung  der  Kampfmittel  und 
Kampfziele  der  beiden  Handelsmächte  läßt  sich  eine  gewisse  Ein¬ 
sicht  in  die  zukünftigen  Entwicklungsmöglichkeiten  der  Welt¬ 
wirtschaft  gewinnen. 

Im  Lichte  unserer  bisherigen  Ausführungen  und  des  an¬ 
gezogenen  englischen  Urteils1)  muß  man  es  bezweifeln,  durch  Ver¬ 
träge  eine  Freiheit  der  Meere  festlegen  zu  können.  Die  Möglich¬ 
keit  der  Führung  des  Handelskrieges  durch  Kriegsunterseeboote  — 
ein  Machtmittel,  das  keine  Flotte  eines  großen  oder  kleinen  Staates 
wird  entbehren  wollen  oder  können  —  liegt  für  Inselstaaten,  wie 
Japan,  England  und  die  Union,  so  überaus  nahe,  daß  man  einen 
allseitigen  durchgeführten  Verzicht  auf  den  Unterseebootbau  kaum 
erhoffen  kann. 


i)  Siehe  S.  56. 


II.  Teil. 

Vom  Stahlhof  zum  Stahlwerksverband. 

Motto :  Deutsch  sein  heißt 
arbeiten. 

§  8- 

Die  ersten  Ausdehnungsbestrebungen  der  deutschen  Volks¬ 
wirtschaft  (1300 — 1550). 

In  dem  ersten  Teil  dieser  Ausführungen  ist  gezeigt  worden, 
daß  die  Ergebnisse  der  eigenen  gewerblichen  Produktion  von  ge¬ 
ringerer  Bedeutung  für  den  Massenumsatz  des  englischen  Handels 
gewesen  sind,  als  Englands  wirtschaftliche  Beziehungen  zu  anderen 
Produktionsquellen  oder  Verbrauchsgebieten,  seien  dieselben  fremde 
Staaten  oder  fremde  und  eigene  Kolonien.  Es  gibt  zwar  immer 
noch  kurzsichtige  Leute,  die  glauben,  England  sei  eine  Insel,  etwa 
so  groß  wie  Frankreich  und  ebenso  dicht  bevölkert.  Dieser 
Vergleich  erfaßt  nicht  das  Wesentliche.  Das  Inselreich  ist  nichts 
als  der  Markt  des  ganzen  Weltreichs  und  das  Verwaltungs¬ 
gebäude  eines  vollen  Drittels  der  bewohnten  Erde.  Ob  in  diesem 
Riesenpalast  irgendwo  abseits  ein  wenig  gehämmert,  gegossen 
oder  gesponnen  wird,  ist  im  größeren  Sinne  ohne  Bedeutung, 
denn  England  lebt  recht  eigentlich  von  seinem  Handel,  vom  Re¬ 
gieren  und  vom  Beschützen.  Durch  die  eng  begrenzte  Wohnfläche 
und  die  verfehlte  Landpolitik  ist  bisher  eine  parallele  Entwicklung 
der  englischen  Volks-  und  Machtfülle  unterblieben.  Im  Gegen¬ 
satz  dazu  hat  sich  das  deutsche  Wirtschaftsleben  (Anfänge  sind  die 
Hanse  und  die  süddeutschen  Stadtwirtschaften),  das  sich  schon 
lange  vor  dem  deutschen  Staate  entwickelte,  zwar  stets  auf  rela¬ 
tiv  große  Menschenmassen  mit  außerordentlich  starker  Zeugungs¬ 
fähigkeit,  und  fast  unbegrenzter  Produktionskraft,  aber  bis  zur 
Gründung  des  neuen  Reiches,  niemals  auf  politischem  Machtwillen 
oder  der  notwendigsten  Machtfülle  stützen  können.  Die  im  mo- 
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dernen  Staate  zum  Ausdruck  kommende  Einheit  des  Zieles  von 
Politik  und  Wirtschaft  ermöglichte  es  England  schon  unter  Elisabeth 
und  den  Stuarts  eine  weltgeschichtliche  und  weltwirtschaftliche 
Rolle  zu  spielen,  während  schon  Zwiespältigkeiten  in  der  Führung 
der  Hanse  minderwertigen  Gegnern  die  Gelegenheit  gaben,  diesen 
stolzen  Anfang  eines  deutschen  Welthandelssystem  es  zu  unter¬ 
graben  und  einem  sicheren  Verfalle  entgegenzuführen. 

Obwohl  man  sich  bis  heute  noch  nicht  über  den  staatsrecht¬ 
lichen  Charakter  des  politischen  Bandes  oder  Bundes,  der  die 
Hanse  bildete,  hat  einigen  können,  ist  eine  solche  Kennzeichnung 
in  moderner  Terminologie  unschwer  zu  treffen.  Nach  Maßgabe 
ihrer  Handlungen  und  nach  dem  Sinne  ihres  Daseins  ist  die  Hanse, 
als  ein  Schutzverein  auf  Gegenseitigkeit  oder  als  ein  politischer 
Zweckverband  zu  betrachten. 

Aus  der  Entwicklung  dieses  Zweckverbandes  sind  einige 
Züge  kurz  hervorzuheben,  die  Ansätze  der  Eigenart  oder  der 
Einseitigkeit  des  deutschen  Handels  auf  decken.  In  erster  Linie 
finden  wir  die  Licht-  und  Schattenseiten  einer  handelspolitischen 
Arbeitsteilung.  Die  großen  Hauptstützpunkte  der  Hanse:  Hamburg, 
Lübeck,  Bremen  und  Danzig  hatten  ihre  besonderen  Handels¬ 
aufgaben  zu  erledigen,  die  sich  entweder  aus  ihrer  geographischen 
Lage  —  Lübeck  als  Durchgangshafen  für  südeuropäische  Waren, 
die  nach  Schweden  bestimmt  waren,  und  Hamburg  als  Durchgangs¬ 
hafen  derselben  Waren  nach  Norwegen  oder  flämischer  Tuche,  die 
nach  Danzig  bestimmt  waren  —  oder  aus  alten  politischen  Be¬ 
ziehungen  ergaben.  Diese  Arbeitsteilung  ermöglichte  zwar  eine 
ausgedehnte  und  vorteilhafte  Entwicklung  reicher  Handelshäuser, 
führte  aber  auch  vielfach  zu  einer  Überbewertung  der  Bedeutung 
eines  bestimmten  Handelszweiges  für  die  betreffende  Stadt  oder 
sogar  in  mancher  Hinsicht  für  die  gesamten  Interessen  der  Hanse. 
Durch  diese  Einseitigkeit  der  Handelsaufgaben  hatten  es  energische 
fremde  Machthaber  (die  nordischen  Könige)  in  der  Hand  einzelne 
an  einem  Handelszweige  interessierte  Glieder  der  Hanse  vom 
Gesamtvorgehen  des  Bundes  in  allgemeinen  Fragen  abzulösen, 
indem  sie  mit  einer  Schädigung  dieser  besonderen  Interessen  des 
Gliedes  drohten  Das  Glied  war  natürlich  seinerseits  in  solchen 
Streitfällen  geneigt,  mildernd  auf  die  Genossen  einzuwirken,  was 
natürlich  um  so  erfolgreicher  geschehen  konnte,  je  höher  die 
machtpolitische  Stellung  und  die  militärische  Beihilfe  des  be¬ 
treffenden  Gliedes  bewertet  wurden.  Die  Gründung  der  fremden 
Faktoreien  und  der  mit  ihnen  zusammenhängenden  Handels- 
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monopole  der  einzelnen  Städte  hatten  über  diese  innere  und  äußere 
Schwächung  des  Bundes  hinaus,  noch  insofern  für  die  gesamte  Organi¬ 
sation  eine  gewisse  Bedeutung,  als  sie  eine  Ausbildung  von  Hinter¬ 
landsparteien  zur  Folge  hatten.  Je  mehr  nämlich  die  wichtigsten 
Glieder  dazu  übergingen,  ihre  eigenen  Interessen  der  Gesamtpolitik 
des  Verbandes  überzuordnen,  desto  wichtiger  wurde  für  sie  die 
Heranführung  von  eigenen  Kraftreserven  an  Menschen  und  Geld»  Bei 
der  verhältnismäßigen  räumlichen  Beschränkung  der  Wohnflächen 
der  großen  Städte  des  Mittelalters  mußten,  über  die  jeweilige  Be¬ 
völkerungsvermehrung  hinaus,  neue  Quellen  erschlossen  werden. 
Es  wurde  dies  dadurch  erreicht,  daß  die  Städte  im  Hinterlande, 
die  teilweise  überhaupt  keine  eigenen  außerdeutschen  Interessen 
besaßen,  veranlaßt  wurden,  der  Hanse  beizutreten  und  sich  der 
Führerschaft  eines  großen  Vorortes  zu  überantworten.  Diese 
Binnenstädte  taten  dies  damals  um  so  lieber,  da  sie  bei  den  zer¬ 
fahrenen  Zuständen  im  alten  Deutschen  Reiche  zur  eigenen 
Sicherung  eines  angesehenen  Rückhalts  bedurften.  Beide  Parteien 
sind  bei  diesem  Geschäft  trotzdem  nicht  auf  ihre  Kosten  gekommen. 
Die  wichtigsten  Hansestädte  erhielten  aus  ihren  Hinterländern 
keineswegs  die  zur  Durchführung  eines  Vormachtskampfes  not¬ 
wendigen  Hilfstruppen.  Dagegen  wurde  der  Bund  doch  vielfach 
—  nolens  volens  —  in  ständische  und  ritterschaftliche  Kämpfe 
verwickelt,  die  erhebliche  Opfer  forderten.  Die  Landstädte  waren 
ihrerseits  enttäuscht  über  das  Ausmaß  der  Unterstützung,  das 
ihnen  von  den  Hauptorten  ihres  Kreises  erwiesen  wurde  und  sie 
klagten  ständig  über  die  Ansprüche,  die  die  Hanse  und  vor  allem 
die  im  Binnenlande  reisenden  hanseatischen  Kaufleute  an  sie  stellten. 

Ein  zweiter  prägnanter  Zug  der  Verbandsgeschichte  ist  die 
vorhin  schon  angedeutete  Zwiespältigkeit  des  politischen  und 
wirtschaftlichen  Wollens.  Während  die  Hanse  als  Gesamtheit  vor 
allen  Dingen  den  nordischen  Fürsten  mit  großer  Schroffheit  entgegen¬ 
trat  und  sich  vielfach  direkt  in  die  Angelegenheiten  jener  Länder 
einmischte,  erforderte  die  Spezialisierung  des  Handelsbetriebes  der 
einzelnen  Städte  eine  entgegengesetzte  Politik.  In  der  Blütezeit 
der  Hanse  war  es  stets  eine  Personenfrage,  ob  bei  einem  be¬ 
stimmten  Konflikte  die  Gesichtspunkte  der  Machtpolitik  des  Bundes 
oder  die  Gesichtspunkte  einer  lokalen  Handelspolitik  den  Ausschlag 
geben  würden.  Es  standen  sich  vielfach  auf  der  einen  Seite 
Ehrgeiz  und  Geist  und  auf  der  anderen  Seite  Geld  und  Krämer¬ 
gesichtspunkte  gegenüber.  Einsichtige  Bürgermeister  erblickten 
in  der  Hanse  ein  Instrument,  das  zu  einem  deutsch-nordeuro- 
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päischen  Reiche  mit  mehreren  Hauptkulturzentren  ausgestaltet 
werden  könnte,  während  dagegen  andere  kleinliche  Geschäfts¬ 
politiker  streng  an  den  Wortlaut  der  verbrieften  Rechte  und 
Pflichten  festhielten,  damit  ja  nicht  einer  für  den  anderen  etwa  zu 
viel  zu  leisten  habe,  und  damit  keine  großzügigen  Pläne,  die  mehr 
zugunsten  der  starken  und  reichen,  als  der  schwachen  und  kleinen 
Glieder  wirksam  werden  könnten,  von  den  letzteren  mit  aus¬ 
geführt  wurden. 

Diese  beiden  Hauptzüge  der  hansischen  Politik  hätten  an 
sich  vielleicht  kaum  genügt,  den  Zweckverband,  der  als  solcher 
ohne  bestimmte  Politik  schon  lebensfähig  war,  erheblich  zu  schwächen. 
Das  Ende  der  Hanse  ist  vielmehr  vor  allem  darauf  zurückzuführen, 
daß  sie  zwei  historische  Entwicklungsprinzipien,  die  sich  in  der 
politischen  Geschichte  Europas  im  15.  und  16.  Jahrhundert  durch¬ 
rangen,  nicht  anerkennen  wollte  oder  glaubte  nicht  anerkennen  zu 
können.  Die  zu  der  Zeit  hervortretende  neue  Gestaltung  der  Staaten 
nach  Stämme  und  Nationalitäten,  statt  nach  dynastischen  Erwägungen 
und  Zielen  wurde  von  den  Hanseaten  systematisch  bekämpft.  In 
den  nordischen  Ländern,  in  den  ungeteilten  Niederlanden  und  in 
England  empfanden  die  Träger  der  jungen  Zentralgewalten  den 
Einfluß  der  Hanse  als  eine  Unterstützung  ihrer  Oppositionen.  In¬ 
dem  die  Hanseaten  in  diesen  Ländern  den  unzufriedenen  und 
antizentralistischen  Elementen  systematisch  Vorschub  leisteten, 
brachten  sie  es  innerhalb  weniger  Jahrzehnte  dahin,  daß  die 
reichsten  Außenglieder  des  Bundes  —  die  holländischen  und  flä¬ 
mischen  Städte  —  von  der  Hanse  abfielen.  Ein  weiterer  Fehler 
hansischer  Politik  bestand  darin,  daß  zwar  nicht  der  Gesamt¬ 
bund,  aber  wohl  die  einzelnen  Städte  gegenüber  den  neuen 
Staaten  in  engherzigster  Weise  auf  die  Innehaltung  ihrer 
Handelsprivelgien  bestanden.  Statt  sich  mit  der  Tatsache  ab¬ 
zufinden,  daß  sich  in  diesen  erstarkenden  Ländern  eigene  Kauf¬ 
mannschaften  bildeten,  die  natürlich  bestrebt  waren,  als  Ver¬ 
mittler  zwischen  den  hansischen  Großhändlern  und  der  ein¬ 
heimischen  Bevölkerung  tätig  zu  sein,  hielten  die  Hansen  daran  fest, 
zugleich  königliche  Kaufleute  und  fliegende  Messe-  und  Straßen¬ 
händler  in  Salz  und  Arzneien  zu  sein.  In  der  Folge  vermochten 
sie  weder  den  Kleinhandel,  noch  den  Großhandel  zu  behaupten, 
sondern  wurden  gerade  aus  dem  nordischen  Handel  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  größtenteils  durch  Holländer  und  Engländer  ver¬ 
drängt,  die  sich  mit  den  Massen  Zufuhren  und  -ausfuhren  be¬ 
gnügten  und  den  Kaufleuten  der  betreffenden  Länder,  die  Aus- 
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einandersetzung  mit  der  Produktion  und  dem  Kleinbedarf  ihres 
Landes  überließen. 

Einige  in  die  Blütezeit  der  Hanse  fallende  deutsche  über¬ 
seeische  Unternehmungen  seien  hier  noch  kurz  gestreift.  Es  sind 
dies  die  Expeditionen  der  süddeutschen  Kaufmannschaft  und  vor 
allem  der  Familie  Welser  nach  Venezuela.  Diese  Expeditionen 
verfolgten  den  Zweck,  nach  dem  Muster  von  Spanien  und  Portugal, 
in  den  Ländern  Fuß  zu  fassen,  um  dort  Reichtümer  zu  sammeln. 
Da  diese  Versuche  von  privater  Seite  ausgingen  und  eine  dauernde 
Behauptung  der  errungenen  Gebiete  oder  der  angeknüpften  Be¬ 
ziehungen  daher  jederzeit  in  Frage  stand,  erübrigt  sich  eine  nähere 
Erörterung  ihres  Schicksals. 

Diese  schon  vor  der  Reformation  entstandenen  Ansätze  zur 
heutigen  deutschen  Volkswirtschaft  verkörpern  mit  ihren  Tugenden 
—  wie  Gründlichkeit  der  geleisteten  qualifizierten  Arbeit,  Festigung 
des  deutschen  Kredits  im  Handelsverkehr  —  und  mit  ihren  Ein¬ 
seitigkeiten  —  wie  Nichtberücksichtigung  großer  Gesamtinteressen 
und  einem  gewissen  Unverständnis  für  fremde  politische  Denk¬ 
art  —  dennoch  den  wertvollsten  Teil  einer  deutschen  Wirtschafts¬ 
tradition.  Man  kann  an  ihr  nicht  Vorbeigehen,  wenn  man  die 
Wurzeln  des  deutschen  Welthandels  aufzudecken  sucht.  Für 
diesen  Zusammenhang  von  einst  und  jetzt  fand  Bismarck  (am 
io.  April  1895)  den  treffenden  Ausdruck  in  den  Worten: 

„Die  Uneinigkeit  der  Deutschen  beruht  nicht,  wie  man  ge¬ 
wöhnlich  meint,  auf  der  Stammesverschiedenheit,  man  kann  nicht 
sagen,  daß  die  Bayern  und  Sachsen  sich  nicht  vertragen,  wenn 
sie  beieinander  sind,  sondern  es  sind  die  dynastischen  Verschieden¬ 
heiten,  welche  Grenzen  geschaffen  haben,  die  das  Gebiet  gleicher 
Standesgenossen  gern  durchschneiden,  zwischen  den  plattdeutschen 
Altmärkern  und  den  plattdeutschen  Bückeburgern,  zwischen  den 
Wettiner  Landschaften  und  dem  alten  Thüringen,  wie  in  den 
hohenzollernschen  Gebieten,  und  wie  dort  in  Schwaben  die  Bei¬ 
spiele  am  schärfsten  sind,  wie  der  Schwabe  gegen  den  Schwaben 
sich  abschanzte  als  Reichsritter  in  den  Reichsdörfern  und  Reichs¬ 
städten,  so’  war  es  auch  in  Westfalen.  Man  muß  also  nicht  die 
Stammesverschiedenheit  anklagen.  Es  ist  die  Verschiedenheit  der 
Herrscher  gewesen,  die  Fürsten  vertrugen  sich  nicht  miteinander, 
und  so  wurden  die  Untertanen  nach  der  Farbe  und  Uniform,  die 
sie  tragen,  veranlaßt,  aufeinander  zu  schießen.  Daß  dies  ab¬ 
geschafft  worden  ist,  danken  wir  den  regierenden  Autoritäten,  die 
auf  das  traurige  Privilegium  verzichtet  haben,  ihre  deutschen 
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Untertanen  gegeneinander  fechten  zu  lassen,  und  da  sind  die 
hanseatischen  Regierungen  besonders  nützlich  und  wirksam  ge¬ 
wesen.  Sie  haben  Sonderinteressen  gehabt,  aber  sie  haben  schließ¬ 
lich  doch  das  Gefühl,  einem  großen  deutschen  Volke  anzugehören, 
behalten,  weil  sie  die  deutsche  Flagge  zur  See  beinahe  allein 
vertreten  haben.  Dieses  Privilegium  der  Hanseaten  ist  ein  Pri¬ 
vilegium,  von  dem  man  sagen  kann:  „noblesse  oblige“,  und  sie 
haben  daher  in  ihrem  Berufe,  die  deutsche  Flagge  zur  See  zu 
führen,  sich  frühzeitig  gewöhnt,  deutsch  zu  fühlen  und  deutsch  zu 
denken.  Der  alte  Ruhm  der  Hansa,  wie  er  sich  in  den  Baulich¬ 
keiten  der  Städte  verkörpert  —  der  Stahlhof  in  London  wird 
Ihnen  noch  in  Erinnerung  sein  —  und  die  hanseatische  Herrschaft 
in  den  nordischen  Königreichen,  die  ist  zugrunde  gegangen,  und 
die  Flamme,  die  ihr  Wirken  hervorrief,  hatte  lange  geruht  unter 
der  Asche  und  jetzt  schlägt  sie  ins  Vaterland,  und  jetzt  ist  es 
nicht  mehr  die  Ehre  von  Bremen  oder  Hamburg  und  Lübeck, 
sondern  die  Ehre  der  ganzen  deutschen  Nation,  die  in  Ihren 
Schiffen  und  deren  Flaggen  hängt.“ 

§  9- 

Die  fürstlichen  und  privilegierten  Handelsunternehmungen 

(1650—1790). 

Die  in  den  nord-  und  süddeutschen  Stadtrepubliken  ent¬ 
standenen  Handelsbeziehungen  haben  nur  teilweise  den  Dreißig¬ 
jährigen  Krieg  überlebt.  Sie  wurden  von  dem  Zeitalter  des 
fürstlichen  Handels  gefolgt.  Von  größerem  Interesse  sind  nur 
die  handelspolitischen  und  kolonialpolitischen  Experimente  der 
Hohenzollern  im  17.  und  18.  Jahrhundert  gewesen.  Der  Große 
Kurfürst,  der  fruchtbare  Lehrjahre  in  Holland  verbracht  hatte  und 
der  als  Gatte  einer  holländischen  Prinzessin  diese  Beziehungen 
auch  in  späteren  Jahren  aufrecht  erhielt,  als  Holland  unter  den 
Brüdern  de  Witt  zur  republikanischen  Staatsform  überging,  wurde 
durch  die  kolonialpolitischen  Erfolge  der  Holländer  zu  ähnlichen 
Versuchen  angeregt.  Er  erkannte,  daß  die  Grundlagen  der 
holländischen  Erfolge  in  einer  glücklichen  Vereinigung  macht¬ 
politischer  Hilfsmittel  (der  Flotte)  und  persönlichen  Eigenschaften 
des  Volkes  und  seiner  Führer  zu  suchen  waren.  Sein  Bestreben 
ging  daher  zuerst  dahin,  einen  gesicherten  Hafen  für  eine  branden- 
burgische  Seemacht  zu  erwerben  und  Persönlichkeiten  heran¬ 
zuziehen,  die  sowohl  dazu  geeignet  waren,  eine  Flotte  zu  schaffen, 
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als  auch  kolonialpolitische  Unternehmungen  zu  leiten  und  für  ihre 
Bedeutung  in  Brandenburg  Verständnis  zu  erwecken.  Die  Er¬ 
gebnisse  der  Zusammenarbeit  des  Fürsten  und  seines  seemännischen 
Gehilfen  Benjamin  Raule  gehören  der  Geschichte  an.  Sie  be¬ 
standen  räumlich  in  dem  Besitze  einiger  westafrikanischer  Fak¬ 
toreien  und  befestigter  Siedlungen,  die  unter  dem  Nachfolger  des 
Großen  Kurfürsten  als  unhaltbare  Außenposten  wieder  aufgegeben 
wurden,  und  sie  stellten  in  geistiger  Beziehung  eine  vollständige 
Ablehnung  aller  Kolonialprojekte  seitens  eines  Staates  dar,  dessen 
Lebensbedingungen  damals  in  erster  Linie  eine  Zusammenfassung 
aller  Staatsmittel  zur  Hebung  der  nationalen  Wirtschaft  erforderten. 
Diese  Versuche  enthalten  eine  vielfach  nicht  genügend  gewürdigte 
Lehre:  Kolonien  erfordern  zu  ihrer  dauernden  Behaup¬ 
tung  die  räumliche  Zugehörigkeit  zu  einem  als  Ge¬ 
samtheit  (Canada,  Südafrika)  gestalteten  Kolonialreiche, 
dessen  Entstehungsgeschichte  in  der  Geschichte  der  Heimat 
wurzelt. 

Trotzdem  die  ersten  kolonialpolitischen  Versuche  eines  deutschen 
Staates  keinen  dauernden  wirtschaftlichen  Gewinn  eingebracht  hatten, 
bedingten  sie  aber  keineswegs  einen  Verzicht  von  Brandenburg- 
Preußen  auf  eine  Überseepolitik.  Angeregt  durch  die  gleichartigen 
Bestrebungen  der  Österreicher  und  der  Dänen,  einen  größeren  ost¬ 
indischen  Handel  ins  Leben  zu  rufen,  hat  Friedrich  der  Große  aus¬ 
gehend  von  erstem  preußischen  Nordseehafen  Emden,  wiederholt 
Versuche  begünstigt,  privilegierte  ostindische  Gesellschaften  zu 
gründen.  Die  drei  bedeutsamsten  Versuche  in  den  Jahren  1750, 
1753  und  1781 — 87  sind  aber  in  keiner  Beziehung  Anfangsstadien 
eines  preußischen  Großhandels  geworden.  Einzelne  Fahrten  jener 
Gesellschaften,  an  denen  eine  Reihe  Ausländer  beteiligt  waren, 
erbrachten  günstige  wirtschaftliche  Ergebnisse,  andere  schlossen 
dagegen  mit  großen  Verlusten  ab.  Im  ganzen  aber  bestand  damals 
keine  Möglichkeit  einen  dauernden  Wettbewerb  mit  England  und 
Holland  erfolgreich  durchhalten  zu  können.  Die  Kontinentalkriege 
der  Regierungszeit  Friedrich  des  Großen  nahmen  die  Mittel  des 
preußischen  Staates  derartig  vollständig  in  Anspruch,  daß  für 
kolonialpolitische  Staatssubventionen  keine  ausreichende  Einnahme¬ 
quellen  zur  Verfügung  standen,  während  andererseits  die  Kauf¬ 
mannschaft  im  jungen  von  drei  schweren  Kriegen  heimgesuchten 
Preußen  noch  nicht  genügend  kapitalkräftig  geworden  war,  um 
Unternehmungen  großen  Stils  —  wie  etwa  in  England  unter 
Wilhelm  III.  —  aus  eigenen  Reserven  durchführen  zu  können. 
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Die  ausländischen  Unternehmer  mit  denen  der  König  in  Verbindung 
trat,  um  durch  ihre  Hilfe  die  mangelnde  Initiative  der  einheimischen 
Kaufmannschaft  auszugleichen,  waren  nur  geneigt,  Mittel  herzu¬ 
geben,  wenn  sich  der  Ertrag  lohnender  gestaltete,  als  dasselbe 
Kapitalrisiko  in  der  eigenen  Heimat.  Einige  —  bei  solchen 
Unternehmungen  selbstverständliche  —  Mißerfolge  genügten,  um 
die  fremden  Unternehmer  abzuschrecken  oder  zur  Aufgabe  ihrer 
Tätigkeit  zu  veranlassen.  Das  wertvollste  Ergebnis  dieser  Be¬ 
strebungen  läßt  sich  dahin  zusammenfassen,  daß  sich  gefestigte 
Handelsbeziehungen  nur  durch  die  historische  Entwicklung  eines 
Volkes  —  England  —  oder  durch  die  sachliche  Überlegenheit 
seiner  im  Welthandel  und  Weltverkehr  gebotenen  Leistungen  — 
wie  z.  B.  die  heutige  deutsche  Schiffahrt  —  anknüpfen  und  auf¬ 
recht  erhalten  lassen,  daß  sie  aber  niemals  ohne  solche  sachlichen 
Vorbedingungen  durch  Regierungsmaßnahmen  oder  Prämien¬ 
systeme  aus  dem  Nichts  geschaffen  werden  können. 


§  io. 

Der  Deutsche  Handel  vor  der  Reichsgründung  (1815—1871). 

Indem  man  die  kaum  noch  merkbaren  Todeszuckungen  der 
drei  Hansestädte  in  der  napoleonischen  Zeit  übergeht,  gelangt  man 
zur  wirtschaftlichen  Lage  Deutschlands  in  den  Jahrzehnten  vor 
der  Reichsgründung.  Vor  der  Reichsgründung  konnte  von  einer 
einheitlichen  auswärtigen  und  Handelspolitik  des  Gebietes  des 
heutigen  Deutschen  Reiches  nicht  die  Rede  sein.  Der  1834  Se~ 
gründete  Zollverein  beseitigte  zwar  die  inneren  deutschen  Zoll¬ 
schranken,  konnte  aber  infolge  seiner  unsicheren  Struktur  (als 
Konfliktsobjekt  im  Gegensatz  Österreich-Preußen)  nach  außen  keine 
tiefgreifenden  Einwirkungen  auf  die  Lage  des  deutschen  Handels 
ausüben.  Oldenburg,  die  Hansestädte,  Preußen  und  Mecklenburg 
sandten  unter  eigenen  Flaggen  ihre  Schiffe  aufs  Weltmeer.  Die 
überseeischen  Staatsangehörigen  dieser  Länder  waren  also  durch 
das  Vorhandensein  ihrer  Flaggen  in  Mittel-  und  Südamerika  oder 
in  Ostafrika  zwar  noch  keineswegs  gegen  politische  oder  wirt¬ 
schaftliche  Übergriffe  geschützt,  aber  sie  waren  doch  gegenüber 
den  Angehörigen  jener  deutschen  Staaten  formal  begünstigt,  die 
keinen  Küstenstreifen  und  infolgedessen  keine  Handelsflotte  be¬ 
saßen.  Ihre  Schwierigkeiten  schilderte  Bismarck  in  den  Worten: 

„In  diesem  Augenblick  geht  mir  zufällig  eine  Zeitschrift  zu 
aus  Caracas  in  Südamerika  von  den  dort  wohnenden  Deutschen, 
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2000  an  der  Zahl,  die  darin  der  freudigen  Zuversicht  Ausdruck 
geben,  mit  welcher  sie  in  der  neuen  Bundesflagge  das  Symbol  des 
Schutzes  erblicken,  den  der  große,  hoffentlich  bald  alle  deutschen 
Stämme  umfassende  Bund  auch  den  Deutschen  gewähre,  welche 
in  dem  zuerst  von  Deutschen  betretenen  Tropenlande  wohnen,  und 
welche  das  äußere  Zeichen  des  mächtigen  Schutzes  einer  großen 
genialen  Nation,  als  deren  Glied  sie  sich  zum  erstenmal  gehoben 
fühlen,  mit  besonderer  Genugtuung  begrüßt  haben.  Meine  Herren! 
Ist  denn  diese  Genugtuung,  die  seit  Auferlegung  dieser  Lasten 
unsere  deutschen  Landsleute  in  allen  Weltteilen  und  mit  tiefer 
Bewegung  empfinden,  so  daß  man  sagen  möchte,  daß  der  deutsche 
Patriotismus  in  Amerika,  in  Neu -Südwales  usw.,  ich  will  nicht 
sagen,  lebendiger  ist,  aber  lebhafter  zum  Ausdruck  kommt,  als 
wenn  das  im  engeren  Vaterlande  geschieht,  gar  nichts  wert? 

Ist  Ihnen  das  nichts  wert,  meine  Herren,  zu  hören, 
daß  unsere  Landsleute  in  so  fernen  Gegenden  jetzt 
mit  uns  stolz  auf  das  Vaterland  blicken  und  mit 
Selbstgefühl  sagen:  ,Wir  sind  Deutsch.e*,  während 
sie  früher  verschämt  die  Augen  niederschlugen.“ 

Infolge  ihrer  Lage  war  es  nur  wenigen  deutschen  Kaufleuten 
vor  1867  möglich,  Unternehmungen  großen  Stiles  in  der  Fremde 
einzuleiten  oder  zu  gründen.  Obwohl  die  einzelnen  Vertreter  der 
deutschen  Kaufmannschaft  schon  vor  Gründung  des  Reiches  wegen 
ihrer  Tüchtigkeit  und  Ehrenhaftigkeit  in  reichem  Maße  persönliches 
Ansehen  genossen,  konnten  sie,  je  unsicherer  die  politische  Lage 
ihres  Tätigkeitsgebietes  war,  nur  mit  desto  größeren  Schwierig¬ 
keiten  gute  langfristige  Aufträge  und  Abschlüsse  tätigen.  Die 
anderen  Vertragsparteien,  seien  sie  Einheimische  oder  andere  Aus¬ 
länder,  mußten  mit  Recht  befürchten,  daß  die  schutzlosen  Deutschen 
zuerst  das  Opfer  der  „gesetzlichen“  oder  „revolutionären“  Militärmaß¬ 
nahmen  der  problematischen  —  gesetzlichen  oder  ungesetzlichen  — 
Staatsgewalten  jener  exotischen  Länder  werden  mußten.  Eine  weitere 
Erschwerung  des  Handels  mit  den  Deutschen  und  einer  Ausbreitung 
eines  deutschen  Einflusses  auf  dem  Wege  des  Handels  war  in 
dem  Fehlen  einer  deutschen  Volkswirtschaft  und  ihres  staatlichen 
Apparates  (Wechselrecht,  Notenbank,  Maß-  und  Gewichtseinheit  u.  a.) 
begründet.  Endlich  spielte  seit  Einführung  der  Maschinentechnik 
ein  eigenartiger  Übelstand  in  der  deutschen  Produktion  eine  be¬ 
deutsame  und  für  Deutschland  ungünstige  Rolle.  England  hatte 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  durch  seine  hervorragenden 
Fabrikerzeugnisse  erheblich  zur  Verdrängung  der  Handwerks- 
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erzeugnisse  durch  Fabrikware  beigetragen.  Englands  Maschinen, 
Schiffe,  Kleiderstoffe,  Papiersorten,  Porzellan  und  Teppiche  galten 
in  jener  Zeit  nicht  nur  als  hervorragende  Qualitätswaren,  sondern 
wurden  vielfach  als  Modegegenstände  betrachtet.  Als  sich  nach 
den  Befreiungskriegen  die  Maschinentechnik  auch  in  der  deutschen 
Produktion  Eingang  verschaffte,  gelang  es  ihr  nicht  auf  dem  ein¬ 
heimischen  Markte  mit  den  englischen  Erzeugnissen  den  Wett¬ 
bewerb  aufzunehmen  und  gleichzeitig  in  großem  Maßstab  Handwerks¬ 
erzeugnisse  durch  Maschinenerzeugnisse  zu  ersetzen.  In  dieser 
schwierigen  Lage,  die  das  Aufkommen  einer  leistungsfähigen 
deutschen  Qualitätsindustrie,  des  notwendigen  Rückgrats  jedes 
zukunftsreichen  Industrielandes,  in  Frage  stellte,  besaß  nur  Friedrich 
List  die  Einsicht,  ein  Schutzzollsystem  als  Windschatten  der  eigenen 
Produktion  vorzuschlagen.  Seine  Ansichten  und  Vorschläge,  die 
alle  mit  der  Ausgestaltung  des  Zollvereins  in  Verbindung  standen, 
fanden  nicht  die  Aufnahme,  die  sie  sachlich  verdienten,  weil  die 
Wissenschaft,  die  Regierungen  und  die  Parlamente  jener  Zeiten 
mit  eiserner  Konsequenz  an  den  Grundsätzen  des  Freihandels  fest¬ 
hielten,  und  zwar  derart,  daß  der  Zollverein  als  Institut  und 
Förderungsmittel  des  Freihandels  betrachtet  wurde.  Nach  der 
herrschenden  Anschauung  der  fünfziger  und  sechziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  sollten  die  Zölle  nach  Möglichkeit  nur  Fiskal¬ 
zölle  sein;  eigentliche  Schutzzölle  wurden,  soweit  sie  noch  be¬ 
standen,  theoretisch  und  praktisch  energisch  bekämpft.  Die  Ab¬ 
geordneten  der  Paulskirche,  der  preußischen  Fortschrittspartei  und 
des  Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  waren  ganz  oder  in  ihrer 
überwiegenden  Mehrheit  Vertreter  des  Freihandels.  Vor  der 
Reichsgründung  war  also  die  deutsche  Industrie  darauf  angewiesen, 
durch  weitgehende  Unterbietung  fremder  Konkurrenz  im  In- 
und  Auslande,  durch  i weitgehende  Anwendung  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit,  sowie  endlich  durch  die  Herstellung  billiger  Schund¬ 
artikel,  sich  größere  Absatzgebiete  zu  verschaffen. 


§  ii- 

Der  neudeutsche  Handel  (1871 — 1914). 

Für  den  deutschen  Kaufmann  in  der  Fremde  bedeutete  die 
Reichsgründung  zwar  einen  sofort  wirksamen  erhöhten  Schutz 
seiner  Person  und  seines  Besitzes  gegen  fremde  Willkür,  aber 
noch  keineswegs  eine  sachliche  Unterstützung  und  Erweiterung 
seiner  Tätigkeit  durch  politische  Maßnahmen  der  Heimat.  Erst 
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iq  Jahre  nach  der  Reichsgründung  waren  diejenigen  Einrichtungen 
im  Deutschen  Reiche  geschaffen  worden,  die  als  notwendige  Vor¬ 
bedingungen  für  eine  lebensfähige  Übersee-  und  Welthandelspolitik 
zu  betrachten  sind.  Die  Reichsbank,  die  Markwährung,  der  erste 
Schutzzolltarif  und  die  Postdampfersubventionen  waren  die  wich¬ 
tigsten  Etappen  auf  dem  Wege  zum  wirtschaftlichen  neuen  Deutsch¬ 
land.  Während  die  Bedeutung  der  ersten  beiden  Einrichtungen 
als  Selbstverständlichkeiten  für  ein  Handelsvolk  ohne  weiteres  ein¬ 
leuchten,  sei  noch  auf  die  Begründung  der  neuen  Schutzzollpolitik 
—  unter  Ausschaltung  der  Agrarzölle,  die  außerhalb  des  Rahmens 
dieser  Ausführungen  fallen  —  kurz  eingegangen.  Die  Gründer¬ 
krisis  im  Jahre  1873  bewies,  daß  sich  die  deutsche  Produktions¬ 
kraft  ohne  den  festen  Rückhalt  großer  Absatzgebiete  entwickelt 
hatte.  Einige  Jahre  später  erhielt  die  industrielle  Vertretung 
Deutschlands  auf  der  Weltausstellung  in  Philadelphia  das  Prä¬ 
dikat  schlecht  und  billig.  Diese  Erfahrungen  veranlaßten  die 
Reichsregierung,  im  Zolltarif  von  1879  der  deutschen  Industrie  als 
Erziehungsmittel  ein  Schutzzollsystem  zu  errichten.  Die  Begründung 
dieser  ersten  deutschen  Handelspolitik  entnehmen  wir  der  Denk¬ 
schrift  Bismarcks  vom  13.  April  1879: 

„Der  Zolltarif,  welchen  das  Deutsche  Reich  aus  dem  Zoll¬ 
verein  übernommen  hat,  genügt  unter  den  jetzigen  veränderten 
Verhältnissen  weder  in  finanzieller  noch  in  volkswirtschaftlicher 
Beziehung  den  berechtigten  Anforderungen. 

Neben  dem  finanziellen  Bedürfnis  sind  es  volkswirtschaft¬ 
liche  Interessen,  welche  eine  umfassende  Revision  des  Zolltarifs 
dringend  erheischen.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  die  geschicht¬ 
liche  Entwicklung  der  deutschen  Verhältnisse  es  mit  sich  gebracht, 
daß  der  Zolltarif  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  den  Anforde¬ 
rungen  nicht  genügt,  welche  die  nationale  Erwerbstätigkeit  mit 
Recht  stellt. 

Der  Zollverein  fand  bei  seinem  Entstehen  den  preußischen 
Zolltarif  vor,  an  welchem  er  sich  im  wesentlichen  anzulehnen  hatte. 
Neben  der  großen  und  für  die  gesamte  Bedeutung  des  Zollvereins 
zunächst  entscheidenden  Errungenschaft  der  Verkehrsfreiheit  im 
Innern  enthielten  die  bei  der  Gründung  des  Zollvereins  getroffenen 
tarifarischen  Bestimmungen  eine  angemessene  Berücksichtigung 
der  damaligen  Bedürfnisse  der  deutschen  Volkswirtschaft  und  der 
einzelstaatlichen  Finanzen. 

Abgesehen  von  einzelnen  Schwankungen,  von  welchen  die 
in  den  vierziger  Jahren  eingetretene,  auf  einen  stärkeren  Schutz 
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der  heimischen  Produktion  abzielende  Strömung  Erwähnung  ver¬ 
dient,  verblieb  es  während  der  ersten  beiden  Vertragsperioden 
des  Zollvereins  im  wesentlichen  bei  den  ursprünglichen  zoll-  und 
handelspolitischen  Grundlagen  des  Vereins. 

Die  Verfassung  des  Zollvereins  mit  dem  vertragsmäßigen 
Erfordernis  der  Übereinstimmung  sämtlicher  Vereinsmitglieder 
stand  einer  autonomen  Fortbildung  des  Tarifs  hindernd  entgegen. 
Es  ist  deshalb  erklärlich,  daß  wesentliche  Änderungen  des  Tarifs 
erst  auf  dem  Wege  des  Abschlusses  von  Zoll-  und  Handelsver¬ 
trägen  mit  fremden  Staaten  zustande  kamen. 

In  beschränktem  Maße  war  dies  zunächst  bei  dem  österreichisch¬ 
deutschen  Handelsvertrag  vom  19.  Februar  1853  der  Fall,  da 
neben  den  im  Zwischenverkehr  mit  Österreich  gewährten  Zoll¬ 
erlei  chtCrun  gen  der  allgemeine  Tarif  als  Regel  für  den  Verkehr 
mit  dem  übrigen  Auslande  in  Kraft  blieb.  Dagegen  wurde  vom 
1.  Juli  1865  ab  das  Ergebnis  der  Vertragsverhandlungen  mit  aus¬ 
wärtigen  Staaten,  insbesondere  Frankreich  und  Österreich,  maß¬ 
gebend ‘für  den  gesamten  deutschen  Zolltarif.  Was  jenen  Staaten 
vertragsmäßig  zugesichert  war,  wurde  ohne  Vorbehalt  differentieller 
Behandlung  anderer  Staaten  in  den  allgemein  gültigen  Tarif  vom. 
1.  Juli  1865  aufgenommen.  Das  gleiche  fand  nach  Abschluß  des 
Handelsvertrags  mit  Österreich  im  Jahre  1868  statt. 

Die  frühere  Organisation  des  Zollvereins  hätte  den  Versuch 
aussichtslos  erscheinen  lassen,  vor  dem  Abschlüsse  der  Handels¬ 
verträge  durch  autonome  Vereinsgesetzgebung  eine  für  die  Ver¬ 
tragsverhandlungen  günstigere  Grundlage  zu  schaffen.  Es  erübrigte 
daher  nichts  anderes,  als  auf  Grund  des  aus  älterer  Zeit  über¬ 
kommenen  Tarifs  mit  den  fremden  Staaten  in  Unterhandlung  zu 
treten.  Da  letztere  Gewicht  auf  vermehrte  Erschließung  des 
deutschen  Marktes  legen  mußten,  so  war  es  unvermeidlich,  daß 
die  auf  die  Handelsverträge  gegründete  Tarifentwicklung  des  Zoll¬ 
vereins  zu  allmählicher  Abminderung  des  früheren  Schutzes  der 
einheimischen  Produktion  führte.  Nur  teilweise  und  nicht  durch¬ 
weg  im  wünschenswerten  Maße  konnte  hierfür  durch  Anbahnung 
größeren  Absatzes  deutscher  Produkte  im  Auslande  Ersatz  ge¬ 
schaffen  werden. 

In  dieser  Weise  hat  die  deutsche  Tarifpolitik  eine  Wendung 
genommen,  welche  die  Rücksicht  auf  die  einheimische  Produktion 
und  insbesondere  auf  die  Sicherung  des  einheimischen  Marktes  für 
dieselbe  in  den  Hintergrund  treten  ließ.  In  volkswirtschaftlicher 
Hinsicht  konnte  diese  Politik  auf  die  Dauer  nur  unter  zwei  Vor- 
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aussetzungen  dem  Interesse  der  Nation  entsprechen.  Erstens 
mußten  die  übrigen  Staaten,  mehr  und  mehr  dem  von  Deutsch¬ 
land  bei  den  Vertragsabschlüssen  gegebenen  Beispiele  folgend, 
das  Exportinteresse  über  die  Sicherung  des  einheimischen  Marktes 
stellen.  In  der  Tat  war  diese  Hoffnung  in  politischen  wie  in 
volkswirtschaftlichen  Kreisen  bis  vor  wenig  Jahren  weit  verbreitet. 
Auch  im  Zollparlament  und  noch  im  Reichstag  traten,  wenn  auch 
nicht  unbestritten,  gleiche  Anschauungen  so  stark  hervor,  daß  von 
deutscher  Seite  in  den  Tarif änderungen  von  1870  und  1873  auf 
dem  Wege  der  autonomen  Gesetzgebung  noch  unter  die  den 
Vertragsstaaten  zugesicherten  Tarifsätze  heruntergegangen  wurde. 
Heute  besteht  nach  der  Lage  der  fremden  Zollgesetzgebung  und 
den  Tarif projekten  verschiedener  Staaten  darüber  kein  Zweifel, 
daß  diese  erste  Voraussetzung  der  seit  1865  maßgebenden 
deutschen  Tarifpolitik  nunmehr  hinfällig  ist. 

Die  zweite  Voraussetzung,  unter  welcher  die  dauernde  Bei¬ 
behaltung  jener  Tarifpolitik  gerechtfertigt  werden  konnte,  besteht 
darin,  daß  keine  für  Deutschland  ungünstige  Änderung  in  den 
wirtschaftlichen  Machtverhältnissen  der  Nationen  gegenüber  dem 
Zustande  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Handelsverträge  in  den 
sechziger  Jahren  eintrat.  Auch  diese  Voraussetzung  ist  nich  ein¬ 
getroffen.  Die  großartige  Entwicklung  der  Verkehrsanstalten  hat 
die  Produktionstätten  und  Absatzgebiete  wesentlich  anders  gestaltet, 
als  vor  10  oder  20  Jahren.  Der  einheimische  Absatz  der  wich¬ 
tigsten  deutschen  Produkte  der  Land-  und  Forstwirtschaft  wie 
der  Industrie  ist  durch  eine  Massenproduktion  des  Auslandes  und 
die  erleichterte  Ableitung  derselben  auf  den  deutschen  Markt  in 
einer  Weise  bedroht,  wie  es  noch  vor  kurzer  Zeit  nicht  voraus¬ 
gesehen  werden  konnte.  Dazu  kommt  weiter,  daß  umgekehrt  die 
fremden  Nationen  vielfach  —  es  genügt,  an  Nordamerika  zu  er¬ 
innern  —  gelernt  haben,  durch  die  Zollgesetzgebung  und  die 
Schaffung  einer  eigenen  Industrie  die  Einfuhr  aus  Deutschland  zu 
entbehren. 

Der  bisherige,  im  wesentlichen  auf  den  Vertrags  Verhandlungen 
mit  Österreich  und  Frankreich  beruhende  deutsche  Tarif  ist  deshalb 
—  wenn  auch  zur  Zeit  seiner  gesetzlichen  Feststellung  mancher 
gute  Grund  für  denselben  geltend  gemacht  werden  konnte  —  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
nicht  mehr  genügend. 

Waren  die  vorstehend  angeführten  Gründe  entscheidend  dafür, 
daß  die  verbündeten  Regierungen  das  Bedürfnis  einer  umfassenden 
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Reform  des  Zolltarifs  anerkannten,  so  zeigten  sie  zugleich  im 
wesentlichen  die  Art  und  Weise  an,  wie  die  Reform  des  Tarifs 
auszuführen  sei. 

Hinsichtlich  des  finanziellen  Zwecks  der  Reform  konnte  die 
Frage  entstehen,  ob  derselbe  nicht  in  der  Weise  zu  erreichen  wäre, 
daß  —  neben  der  gleichzeitig  in  Aussicht  genommenen  höheren 
Besteuerung  von  Bier  und  Tabak  —  nur  einzelne  Artikel,  welche 
dazu  besonders  geeignet  erscheinen,  als  Gegenstand  höherer  Zoll¬ 
belastung  behandelt  würden.  Allein  abgesehen  davon,  daß  sich 
eine  scharfe  Grenzlinie  zwischen  sogenannten  Finanzzöllen  und 
sogenannten  Schutzzöllen  überhaupt  nicht  ziehen  läßt,  so  mußte 
es  auch  aus  anderen  Gründen  Tätlicher  erscheinen,  die  erforderliche 
Vermehrung  der  Reichseinnahmen  aus  den  Zöllen  nicht  durch  eine 
sehr  starke  Belastung  einiger  weniger  Artikel,  sondern  durch  eine 
größere  Reihe  von  mäßigen  Zollbelegungen  und  Zollerhöhungen 
zur  Verwirklichung  zu  bringen.  Ein  solches  System  der  Tarif  - 
reform  schließt  sich  der  besonderen  Natur  der  deutschen  Ver¬ 
hältnisse  an,  weil  gerade  in  der  Mannigfaltigkeit  der  zur  Be¬ 
steuerung  heran  gezogenen  Gegenstände  die  Gewähr  dafür  liegt, 
daß  trotz  der  in  den  einzelnen  Staaten  des  Reichs  sehr  verschieden-' 
artig  gelagerten  Konsumtionsverhältnisse  keine  einseitige  Über¬ 
lastung  bestimmter  Gebietsteile  ein  trete.  Nur  bei  diesem  Verfahren 
erschien  es  möglich,  die  unentbehrliche  breite  Grundlage  für  die 
deutsche  Steuerreform  zu  gewinnen,  durch  welche  eine  Erleichterung' 
auf  dem  Gebiete  der  direkten  Steuern  gesichert  wird. 

Auch  die  bei  der  Tarifrevision  in  Betracht  kommenden  volks¬ 
wirtschaftlichen  Rücksichten  konnten  nur  dann  zur  vollen  Geltung 
gelangen,  wenn  die  Revision  sich  von  vornherein  auf  alle  Positionen 
des  Zolltarifs  erstreckte. 

Im  Hinblick  auf  die  eben  geschilderte  Lage  der  deutschen 
Industrie,  sowie  der  deutschen  Land-  und  Forstwirtschaft  handelt 
es  sich  nicht  darum,  nur  einzelnen  Industriezweigen  durch  besondere 
Schutzzölle  zu  Hilfe  zu  kommen,  sondern  vielmehr  darum,  der 
gesamten  inländischen  Produktion  einen  Vorzug  vor  der  aus¬ 
ländischen  Produktion  auf  dem  einheimischen  Markte  zu  gewähren, 
soweit  überhaupt  nach  der  Lage  der  betreffenden  Produktionszweige 
die  Gewährung  eines  solchen  Vorzugs  angemessen  erscheint. 

In  diesem  Sinne  wurden  die  sämtlichen  Positionen  des  Zoll¬ 
tarifs  von  der  dazu  niedergesetzten  Kommission  einer  Prüfung 
unterstellt. 
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Die  letztere  führte  zunächst  bei  den  wichtigsten  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Produkten  zu  dem  Vorschläge  der  Wieder¬ 
einführung  mäßiger  Zölle,  deren  eingehende  Motivierung  zu  den 
betreffenden  Positionen  des  Tarifs  gegeben  ist. 

Unter  den  gleichen  Gesichtspunkten  wurde  die  Lage  der 
verschiedenen  deutschen  Industriezweige  gewürdigt.  Auch  hier 
ergab  sich,  daß  verschiedenartige  Anordnungen  des  bisherigen 
Tarifs  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  geboten  waren. 

Die  bereits  oben  erwähnte  Verschiebung  in  der  ökonomischen 
Machtstellung  der  Nationen,  verbunden  mit  mannigfaltiger  Über¬ 
produktion  in  anderen  Ländern,  mußte  es  bedenklich  erscheinen 
lassen,  der  fremden  Industrietätigkeit  den  deutschen  Markt  in  dem 
gleichen  Maße  zugänglich  zu  lassen  wie  bisher.  Es  kam  dabei 
insbesondere  in  Betracht,  daß  in  anderen  Ländern,  und  auch  in 
solchen,  die  schon  bisher  vom  Freihandel  viel  weiter  entfernt  waren, 
als  Deutschland,  das  Bestreben  zutage  tritt,  der  inländischen  Pro¬ 
duktion  durch  erhöhte  Zölle  in  erster  Linie  den  Absatz  auf  dem 
einheimischen  Markte  zu  sichern. 

Während  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  schon  seit 
längerer  Zeit  ihrer  Industrie  einen  solchen  Schutz  erfolgreich  haben 
zuteil  werden  lassen  und  Rußland  seit  dem  i.  Januar  1877  durch 
die  vorgeschriebene  Zahlung  der  Zölle  in  Gold  die  fremden  Waren 
höher  belastet  hat,  haben  Österreich-Ungarn  und  Italien  bei  dem 
Ablaufe  der  Handelsverträge  Anlaß  genommen,  die  Wareneinfuhr 
durch  neu  festgestellte  allgemeine  Tarife  zum  Teil  beträchtlich  zu 
erschweren,  und  auch  in  Frankreich  —  welches  seinerseits  unter 
dem  Schutze  der  Handelsverträge  den  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
festzuhalten  gewußt  hatte  —  sind  weitere  Erwägungen  über  An¬ 
passung  des  Zollsystems  an  die  Bedürfnisse  der  einheimischen 
Erwerbstätigkeit  im  Gange. 

Da  die  gegenwärtige  Notlage  der  deutschen  Industrie  nicht 
erst  in  neuester  Zeit  entstanden  ist,  so  fehlte  es  nicht  an  Material 
zur  Beurteilung  der  berechtigten  Ansprüche  der  Industrie  an  die 
deutsche  Zollpolitik.  Über  zwei  der  wichtigsten,  von  dem  Not¬ 
stände  ganz  besonders  betroffenen  Industriezweige  standen  überdies 
die  Ergebnisse  der  von  den  verbündeten  Regierungen  bereits  im 
Sommer  vorigen  Jahres  eingeleiteten  planmäßigen  Untersuchungen 
zur  Verfügung. 

Das  Ergebnis  der  Prüfung  der  Bedürfnisse,  welche  für  die 
einzelnen  Industriezweige  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
geltend  gemacht  wurden,  ist  in  den  einschlägigen  Positionen  des 
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Tarifs  enthalten  und  weiter  unten  motiviert.  Als  Gesamtresultat 
darf  hier  folgendes  bezeichnet  werden: 

Der  einheimischen  industriellen  Produktion  soll  da,  wo  ein 
dringendes  Bedürfnis  nachgewiesen  ist,  ein  etwas  höherer  Schutz 
als  bisher  gewährt  werden.  Im  ganzen  aber  soll  derselben  mehr 
als  ein  mäßiger  Vorsprung  vor  der  fremden  Konkurrenz  nicht  ein¬ 
geräumt  werden.  Auch  ist  überall  sorgsam  in  Erwägung  gezogen, 
daß  die  Exportfähigkeit  der  deutschen  Industrie  erhalten  und  durch 
Sicherung  des  einheimischen  Marktes  angemessen  verstärkt  werden/* 

Diese  Ausführungen,  die  auch  noch  in  der  Gegenwart  —  gerade 
im  Hinblick  auf  die  Pläne  der  Entente  —  ihre  volle  Gültigkeit  be¬ 
halten  haben,  enthalten  die  wichtigsten  Grundlagen  der  deutschen  In¬ 
dustriepolitik.  Bismark  begnügte  sich  aber  nicht  nur  mit  ihrer  Durch¬ 
führung  im  Tarif  von  1879,  sondern  er  entwickelte  einige  Jahre  später 
eine  wesentliche  Ergänzung  dieser  Richtlinien  in  der  Postdampfer¬ 
politik  des  Reiches.  In  der  Begründung  der  ersten  Subventions¬ 
vorlage  (1884)  werden  u.  a.  die  folgenden  Gesichtspunkte  ausgeführt: 

Es  wird  darauf  hingewiesen,  daß  die  deutschen  Dampfschiffs¬ 
linien,  welche  Hamburger  Reeder  nach  asiatischen  und  australischen 
Verkehrsorten,  und  auch  nach  Orten  der  afrikanischen  Westküste 
hergestellt  haben,  fast  ausschließlich  auf  das  Frachtgeschäft  ge¬ 
richtet  seien;  ihre  Dampfer  besäßen  keine  große  Fahrgeschwindig¬ 
keit  und  erforderten  deshalb,  insbesondere  wegen  des  geringen 
Kohlenverbrauchs  und  wegen  der  geringeren  Stärke  der  Schiffs¬ 
mannschaft,  einen  verhältnismäßig  geringen  Kostenaufwand  für  die 
Unterhaltung.  Die  Unternehmer  suchten  in  der  Regel  auf  der 
Fahrt  Ladung,  wo  solche  zu  finden  sei;  es  werde  zu  diesem  Zwecke 
vielfach  längerer  und  kürzerer  Aufenthalt  in  verschiedenen  fremd¬ 
ländischen  Häfen  genommen  und  kein  Wert  darauf  gelegt,  pünkt¬ 
liche,  fahrplanmäßige  Überfahrtszeiten  einzuhalten.  Aus  dieser 
Veranlassung  sei  die  Reichspostverwaltung  gezwungen,  namentlich 
im  Verkehr  mit  Asien  und  Australien,  von  der  Benutzung  deutscher 
Dampfer  zur  Postbeförderung  wegen  der  Unregelmäßigkeit  und 
der  langen  Dauer  der  Fahrten  überhaupt  abzusehen  und  sich  der 
Vermittelung  fremdländischer  Dampferlinien  zuzuwenden,  welche 
durch  staatliche  Beihilfe  in  die  Lage  gesetzt  seien,  regelmäßige 
und  beschleunigte  Fahrten  nach  und  von  bestimmten  Handels¬ 
plätzen  der  betreffenden  Weltteile  auszuführen.  Es  wird  betont, 
daß  für  die  Verbindung  mit  Ostasien  und  Australien  sich  das  Fehlen 
unmittelbarer  deutscher  Dampfschiffslinien  mit  regelmäßigem  Fahr¬ 
plane,  beschleunigter  Fahrtdauer  und  bestimmten  auf  jeder  Fahrt 
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einzuhaltenden  Zwischenstationen  um  so  empfindlicher  fühlbar 
mache,  je  mehr  der  Postverkehr  zwischen  Deutschland  und  den 
betreffenden  Ländern  im  Laufe  der  Jahre  an  Umfang  und  Bedeu¬ 
tung  gewonnen  hat.  Der  Stellung  und  Bedeutung  Deutschlands 
im  Weltpostverein  entspreche  es  nicht,  daß  in  jenen  ausgedehnten 
und  verkehrsreichen  Gegenden  seine  Postflagge  nicht  vertreten  sei. 

Im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Nationen  nehme  Deutschland 
mit  seinen  Dampfern  auch  nach  der  durch  die  Zusatzkonvention 
vom  31.  März  1880  zu  dem  deutsch-chinesischen  Handelsverträge 
vom  2.  September  1861  herbeigeführten  Vermehrung  der  kommer¬ 
ziellen  Berührungspunkte  immer  noch  die  sechste  Stelle  ein.  Es 
sei  seitdem  der  deutschen  Reederei  auch  bei  Benutzung  der  bei 
der  letzten  Revision  des  deutsch-chinesischen  Handelsvertrages  ge¬ 
botenen  Vorteile  ungeachtet  aller  Bestrebungen  bisher  nicht  ge¬ 
lungen,  sich  im  Wettbetriebe  mit  anderen  Nationen  den  gebüh¬ 
renden  Anteil  in  den  Verkehrsbeziehungen  mit  China  zu  sichern. 

Zu  einer  Abhilfe  in  dieser  Hinsicht,  hauptsächlich  aber  auch 
zur  Erweiterung  des  Absatzmarktes  für  deutsche  Erzeugnisse  in 
den  betreffenden  überseeischen  Ländern  wird  nach  den  bisher  ge¬ 
wonnenen  Erfahrungen  die  Herstellung  direkter  deutscher  Post¬ 
dampferlinien  mit  China,  Japan  und  Australien  als  von  wesentlichem 
Nutzen  bezeichnet.  Dieselben  würden  als  ein  wirksames  Mittel 
zur  Anknüpfung  bzw.  Erweiterung  direkter  Geschäftsverbindungen, 
Vermehrung  des  Absatzes  der  Erzeugnisse  des  heimischen  Gewerbe¬ 
fleißes,  Begründung  neuer  Unternehmungen  anzusehen  sein,  und 
sie  würden  auch  darüber  hinaus  die  allgemeinen  nationalen  Interessen 
in  dem  Maße  fördern,  wie  dies  überall  geschieht,  wo  die  deutsche 
Flagge  weht.  Die  deutschen  Postdampfer  würden  die  Träger  der 
sicheren  und  regelmäßigen  Verbindungen  sein,  welche  deutschem 
Gewerbefleiß,  deutschem  Einfluß  und  deutscher  Gesittung  auch 
jenseits  der  Meere  weite  Länder  gebiete  erschließen.  Die  deutsche 
Industrie  würde  bei  dem  Absätze  der  überall  geschätzten  Erzeug¬ 
nisse  ihrer  Gewerbetätigkeit  von  der  benachteiligenden  Vermitte¬ 
lung  fremdländischer  Beförderungsangelegenheiten  freigemacht 
werden. 

Diese  Vorlage  hat  zwar  damals  keine  Gesetzeskraft  erlangt, 
aber  einige  Jahre  später  wurde  ein  ähnliches  Gesetz  vom  Reichstag 
angenommen. 

Als  notwendige  Folge  dieser  weitsichtigen  und  geschickt 
durchgeführten  Maßnahmen  ergab  sich  die  Entwicklung  der  Groß¬ 
banken,  der  Schiffahrtsgesellschaften  in  Hamburg  und  Bremen  und 
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einer  leistungsfähigen  Montan-  und  Textilindustrie1).  Gleichzeitig 
wurde  durch  die  Ausbildung  eines  mustergültigen  technischen  und 
kaufmännischen  Bildungswesen  für  einen  gut  geschulten  Nach¬ 
wuchs  an  jungen  Kaufleuten  und  Technikern  Sorge  getragen. 

Fassen  wir  zuerst  einmal  die  Ergebnisse  dieser  wirtschaft¬ 
lichen  Wiedergeburt  des  Deutschen  Reiches  vom  Standpunkte  des 
deutschen  Kaufmannes  in  fremden  Ländern  ins  Auge.  Während 
er  bisher  unter  den  schwierigsten  äußeren  und  sachlichen  Be¬ 
dingungen  zu  leiden  hatte,  stand  er  fast  mit  einem  Schlage  seinen 
Konkurrenten  überall  als  der  überlegenere,  der  leistungsfähigere, 
der  stärkere  gegenüber.  Diese  Umwandlung  wurde  durch  die 
vollendete  gegenseitige  Ergänzung  aller  wirtschaftlichen  Einrich¬ 
tungen  der  jungen  deutschen  Volkswirtschaft  herbeigeführt. 

Vor  der  Reichsgründung  beruhte  die  Stellung  des  deutschen 
Kaufmanns  im  wesentlichen  auf  seine  persönlichen  und  unter 
ihnen  wieder  vor  allem  auf  seine  moralischen  Eigenschaften.  Die 
Ware,  die  er  anbot,  war  vielfach  schlecht  und  billig,  die  Fabriken, 
die  er  zu  vertreten  hatte,  waren  durchweg  auf  die  Herstellung  von 
Massenware  eingerichtet  und  wurden  von  billigen  Praktikern  (der 
Monteur  als  Direktor)  geleitet,  die  durchweg  die  billigsten  und 
minderwertigsten  Arbeitskräfte  verwendeten.  Wer  im  Auslande  gute 
Qualitätsware  haben  wollte,  die  nicht  nach  der  Schablone,  sondern 
nach  eigenem  Bedarf  oder  eigenem  Entwurf  des  Käufers  hergestellt 
werden  mußte,  wer  auf  pünktliche  Lieferung  Wert  legte,  wer  nur 
mit  wirtschaftlich  leistungsfähigen  Lieferanten  verkehren  wollte,  mußte 
meist  deutsche  Waren  und  deutsche  Firmen  meiden.  In  den  achtziger 
Jahren  kehrte  sich  dieses  Verhältnis  schon  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  um.  Die  deutschen  Firmen  boten  Qualitätsware,  die  meist 
besser  war  als  die  englische,  zu  etwas  billigeren  Preisen  an,  sie 
stellten  gestützt,  auf  eine  leistungsfähige  Technik,  die  Lieferung 
jeder  gewünschten  Sonderabart  eines  Artikels  in  Aussicht  und 
verbürgten  sich,  gestützt  auf  eine  leistungsfähige  Handelsflotte,  für 
prompte  Lieferung  und  sichere  Ankunft  des  Fabrikates  am  Be¬ 
stimmungsorte.  Damit  hatte  der  deutsche  Handel  Englands  alte 
einflußreiche  Stellung  wett  gemacht2),  wenn  nicht  sogar  schon  auf 
manchen  Gebieten  durch  bessere  Leistungen  bei  gleichem  Entgelt 
übertroffen.  Die  gleiche  Stellung  im  Handelswettkampfe  hätte  an 
sich  aber  noch  nicht  genügt,  um  den  deutschen  Handel  zu  seinem 
großen  Aufschwünge  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  zu  ver- 


1)  Hierzu  vergleiche  man  den  Anhang  B. 

2)  Natürlich  nur  in  qualitativer  Leistungsfähigkeit. 
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helfen.  Das  bewirkten  zwei  andere  Faktoren:  Die  entgegen¬ 
kommenden  deutschen  Zahlungsmodalitäten  und  die  einzigartige 
Vormachtstellung  der  deutschen  elektrotechnischen,  optischen  und 
chemischen  Industrien. 

Während  die  Engländer,  Franzosen  und  Amerikaner  in  den 
Ländern  primitiverer  Wirtschaftskultur  gestützt  auf  ihre  politische 
und  wirtschaftliche  Macht  ihren  Abnehmern  die  eigenen  Zahlungs¬ 
bedingungen  diktierten,  war  der  deutsche  Kaufmann  in  den  Zeiten 
seiner  vereinsamten  Lage  —  also  vor  Gründung  des  Reiches  — 
darauf  angewiesen,  sich  den  Zahlungsmöglichkeiten  des  betreffenen 
Landes  anzupassen.  Je  nachdem,  welche  Stufe  der  wirtschaftlichen 
Kultur  und  welche  Produktionsweise  in  einem  Lande  vorherrscht, 
regelt  sich  ein  gewisser  zeitlicher  Zwischenraum  zwischen  den  Zeiten 
der  Warenfülle  und  der  Geldfülle  im  Kreislauf  einer  Volkswirtschaft. 
Wer  es  nun  versteht,  die  Perioden  der  Zahlungspflichten  eines 
landwirtschaftlichen  Exportlandes  (wie  z.  B.  Argentien)  an  seine 
Importländer1)  (wie  z.  B.  Deutschland)  in  den  Zeiten  größter  Geld* 
fülle  zu  konzentrieren,  stabilisiert  die  Währung  dieses  Landes  und 
trägt  dort  zur  Festigung  und  Kräftigung  des  eigenen  Einflusses 
bei.  Unterstützt  durch  die  Ergebnisse  angewandter  Wissenszw^tge 
(Handelsgeographie,  Praktische  Nationalökonomie)  hat  es  der 
deutsche  Kaufmann  meisterhaft  verstanden,  durch  Anpassung  des 
Zahlungsmodus  an  die  gegebenen  Verhältnisse  seiner  Kunden, 
sein  Absatzgebiet  zu  erweitern.  Alle  ernsthaften  feindlichen  Ver¬ 
suche,  deutsche  Absatzgebiete  während  des  Weltkrieges  zu  erobern, 
scheitern  stets  wieder  an  der  Unmöglichkeit,  die  konservativen 
Zahlungssitten  der  Ententeländer  zu  diesem  Zwecke  umzustellen. 
Während  die  Engländer  und  Franzosen  durchweg  nur  kurzfristige 
Kredite  einräumen  können,  die  keine  Rücksicht  auf  die  Produktions¬ 
verhältnisse  nehmen,  ist  der  deutsche  Kaufmann  in  der  Lage,  viel¬ 
fach  bis  zu  18  Monatswechsel  zu  gewähren.  Diese  unterschiedliche 
Behandlung  der  Kreditfrage  ist  die  Folge  eines  deutschen  Or¬ 
ganisationserfolges.  Die  Engländer  und  die  Franzosen  arbeiten 
nämlich  bei  ihren  Handelsunternehmungen  fast  immer  mit  ihren 
in  der  Heimat  domizilierenden  Banken2),  die  neben  ihrer  sonstigen 
Tätigkeit  in  England  oder  Frankreich  und  nur  nach  Maßgabe  der 

1)  Es  decken  sich  nämlich  keineswegs  immer  die  Länder,  die  mit  den  größten 
Beträgen  an  der  Einfuhr  und  an  der  Ausfuhr  beteiligt  sind. 

2)  Diese  Banken  tragen  vielfach  exotische  Namen,  sie  beschränken  ihre  aus¬ 
ländischen  Geschäfte  auch  meistens  auf  diesen  Ort  oder  seine  nächste  Umgebung,  während 
sie  gleichzeitig  in  der  Heimat  in  großem  Umfange  Bankgeschäfte  betreiben. 
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jeweiligen  Geldmarkt-  und  Börsenlage  in  der  Heimat  Geld  für  über¬ 
seeische  Geschäfte  freimachen  können.  Da  diese  Banken  das  Über¬ 
seegeschäft  also  nicht  als  ausschließlichen  Geschäftszweig  betreiben, 
sind  sie  meist  nur  an  wenigen  Punkten,  dann  allerdings  vielfach  zu 
ihrem  Verhängnis  mit  den  größten  Beträgen  (Overend  Gurney,  Societe 
Generale)  engagiert.  Das  Gegenstück  zu  diesem  dilettantischen  und 
eklektischen  Verfahren  sind  die  deutschen  Überseebanken.  Diese 
Banken  beschäftigen  sich  nur  mit  der  Erledigung  der  Geldgeschäfte, 
die  sich  aus  den  effektiven  Handelsgeschäften  Deutschlands  mit 
den  Gebieten  ihrer  Tätigkeit  ergeben.  Sie  sind  keine  deutschen 
Depositen-  oder  Effektenbanken,  stehen  also  außerhalb  des  Wirkungs¬ 
kreises  deutscher  Börseneinflüsse.  Durch  eine  geschickte  Ver¬ 
teilung  des  Risikos  auf  die  verschiedenen  Erwerbszweige  und 
durch  eine  möglichst  weitausgedehnte  Begrenzung  ihres  Wirkungs¬ 
kreises  (etwa  ganz  Südamerika  oder  ganz  Deutsch-Afrika)  haben 
sie  es  bisher  verstanden,  sowohl  jede  ernste  finanzielle  Schwierig¬ 
keit  im  eigenen  Betriebe  zu  vermeiden,  als  auch  gleichzeitig  den 
deutschen,  überseeischen  Kaufmann,  von  jeder  Möglichkeit  der 
Störung  seiner  Tätigkeit  durch  wirtschaftliche  Schwierigkeiten  im 
Kreisläufe  der  deutschen  Volkswirtschaft  zu  befreien. 

Der  deutsche  Typus  der  überseeischen  Bank  verkörpert  daher 
wohl  als  Organisationsform  das  wichtigste  Machtmittel  der  volks¬ 
wirtschaftlichen  Durchdringung  entwicklungsfähiger  Gebiete.  In 
Südamerika  spielen  die  Deutsche  Überseeische  Bank,  die  Deutsch- 
Südamerikanische  Bank  und  die  von  Hamburg  aus  gegründeten 
Banken  für  Brasilien,  für  Chile  und  für  Bolivien  eine  überwiegende 
Rolle.  Der  Einfluß  der  deutschen  Industrie  wird  in  Südamerika 
ferner  wirkungsvoll  unterstützt  durch  die  Deutsch  -  Überseeische 
Elektrizitätsgesellschaft.  Diese  Gesellschaft  verkörpert  abermals  eine 
eigenartige  und  neuartige  deutsche  Unternehmungsform  und  ein 
wichtiges  Hilfsmittel  der  Erschließung  fremder  Länder.  Von  der 
richtigen  Einsicht  ausgehend,  daß  die  rasch  auf  blühenden  süd¬ 
amerikanischen  Städte  lokale  Verkehrsmittel  und  moderne  Be¬ 
leuchtungsanlagen  brauchten  und  daß  dieser  ständige  Bedarf  ein 
lohnendes  Absatzgebiet  für  die  deutsche  Elektrotechnik  abgeben 
würde,  ging  die  A.  E.-G.  vor  mehr  als  20  Jahren  dazu  über,  eine 
Tochtergesellschaft  zu  gründen,  die  ihrerseits  nur  dazu  bestimmt 
war,  im  Auslande  als  Finanzierungsgesellschaft  deutscher  elek¬ 
trischer  Unternehmungen  zu  wirken.  Diese  Tochtergesellschaft 
gründete  nämlich  unter  den  Gesetzen  des  betreffenden  Staates  an 
geeigneten  Orten  einheimische  Aktiengesellschaften,  deren  ge- 

Edwards,  Englische  Expansion  usw.  6 
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samtes  Aktienkapital  in  ihren  Händen  verblieb.  Während  die 
Engländer  und  Franzosen  sich  hier  und  dort  an  einzelnen  ver¬ 
streuten  ausländischen  elektrischen  Unternehmungen  beteiligten 
und  infolgedessen  bei  den  wechselnden  Geschicken  jener  Länder 
vielfach  Mißerfolge  und  Entwertungen  ihres  Eigentums  erlebten, 
konnte  die  deutsche  Gesellschaft  auf  eine  ununterbrochene  Ent¬ 
wicklung  in  aufsteigender  Richtung  zurückblicken.  Die  Zusammen¬ 
fassung  zahlreicher  Einzelunternehmungen,  deren  Geschäftssitze  sich 
über  ein  weites  Gebiet  —  in  diesem  Fall  ganz  Südamerika  —  ver¬ 
teilten,  sicherte  eine  angemessene  Risikoverteilung.  Ferner  hat 
die  deutsche  Form  für  die  Kapitalbeschaffung  große  Vorteile,  da 
sie  es  verhütet,  daß  kleine  Unternehmungen  südamerikanischer 
Städte  ihre  Obligationen  und  Aktien  zu  äußerst  ungünstigen  Be¬ 
dingungen  auf  den  Kapitalmarkt  bringen  müssen.  Statt  dessen 
fungiert  eine  große  Gesellschaft,  die  kraft  ihres  Bankkredites  in 
der  Lage  ist,  die  günstigsten  Geldmarktverhältnisse  abzuwarten, 
als  Geldnehmerin  in  Europa.  Die  wirtschaftlichen  Erfolge  und  der 
handelspolitische  Einfluß  einer  Deutsch-Überseeischen  Elektrizitäts¬ 
gesellschaft  sind  zwar  nach  den  Ansichten  der  Idealisten  keine 
würdigen  Träger  „deutscher“  Gedanken,  aber  sie  sind  dennoch  die  wirk¬ 
samsten  Werbemittel  für  eine  Anerkennung  deutscher  Organisations¬ 
gedanken  und  deutscher  Wirtschaftsgrundsätze  in  der  ganzen  Welt. 

Diese  Kampfmittel  sind  mutatis  mutandis  mit  gleichem  Er¬ 
folge  im  nahen  Orient  (Konstantinopler  Untergrundbahn),  in  China 
(Schantungbahn),  Japan  (Siemens-Schuckert werke)  und  Rußland 
angewendet  worden.  Sie  erklären  die  vor  dem  Kriege  schon  er¬ 
rungene  und  während  des  Krieges  größtenteils  behauptete  Vor¬ 
machtstellung  der  deutschen  Kaufleute  oder  der  deutschen  Unter¬ 
nehmungsform.  Sie  können  aber  keineswegs  sämtliche  Erfolge 
der  überseeischen  Wirtschaftspolitik  des  jungen  Reiches  erklären. 
Die  umfangreichen  Handelsbeziehungen  mit  der  Union,  Australien, 
Südafrika,  Kanada  und  Niederländisch-Indien  lassen  sich  nicht 
ohne  weiteres  auf  diese  einfachen  Ursachen  zurückführen.  Neben  der 
guten  Organisation  des  deutschen  Exportes  und  der  Zuverlässigkeit 
der  deutschen  industriellen  Leistungen  mußte  noch  ein  anderes 
Element  hinzutreten,  um  den  Wettbewerb  der  in  den  Gebieten  ein¬ 
heimischen  bzw.  der  in  den  englischen  Kolonien  durch  die  Schutz¬ 
zölle  begünstigten  englischen  Industrie  überwinden  zu  können.  Es 
war  dies  eine  geschickte  aber  keineswegs  unsoziale  Ausnutzung 
eines  deutschen  Qualitätsmonopols.  In  der  Feinmechanik,  in  der 
Optik  und  vor  allem  in  der  chemischen  Industrie  besitzt  Deutsch- 
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land  infolge  des  Zusammenwirkens  sozialer,  kultureller  und  tech¬ 
nischer  Umstände  einen  Vorsprung  vor  allen  anderen  Ländern. 
Die  Möglichkeit,  Lebensnotwendigkeiten  der  meisten  anderen  Völker 
zu  wirtschaftlichen  Bedingungen  liefern  zu  können,  die  sowohl  den 
ausländischen  Kleinhändlern  beim  Weiterverkauf  noch  einen 
schönen  Gewinn  abwerfen,  als  auch  im  Großhandel  quantitativ  und 
?  qualitativ  noch  günstiger  sind,  als  die  Angebote  anderer  Länder, 
gewährt  dem  deutschen  Exporthandel  schon  eine  Vorzugsstellung.  Der 
Umfang  des  deutschen  Exportes  in  diesen  Artikeln  würde  aber 
an  sich  immer  noch  nicht  ausreichen,  um  die  Absatzmöglichkeiten 
aller  deutschen  Waren  in  den  Bedarfsländern  deutscher  Qualitäts¬ 
waren  erheblich  zu  steigern.  Erst  eine  systematische,  von  dem  Ver¬ 
trieb  dieser  Monopolartikel  ausgehende  Werbetätigkeit  zugunsten 
der  deutschen  Einfuhr  vermag  die  nackten  Zahlen  der  deutschen 
Außenhandelsziffern  begreiflich  zu  machen.  Der  Erfolg  des  deut¬ 
schen  Handels  in  diesen  Gebieten,  die  keine  politische  Einfluß¬ 
sphären  des  Reiches  sind  und  die  eigentlich  Hauptabsatzgebiete 
anderer  Volkswirtschaften  sein  müßten,  wird  durch  die  so¬ 
genannte  kombinierte  Vertretung  bewirkt.  Die  weitgehende  Ar¬ 
beitsteilung  der  Handelszweige  und  des  Exporthandels  in  der  eng-- 
lischen  und  französischen  Volkswirtschaft  hatte  schon  frühzeitig 
darauf  hingewirkt,  daß  die  einzelnen  Industriezweige  im  Auslande 
stets  gesondert  vorgehende  Vertreter  anstellten.  Die  einzelnen  Ver¬ 
treter  pflegten  zwar  gelegentlich  mehrere  englische  bzw.  fran¬ 
zösische  Firmen  derselben  Branche  zu  vertreten,  und  zwar  vor  allem 
dort,  wo  gleichzeitig  Bedarf  an  Massenware  und  an  Qualitätsware 
desselben  Artikels  vorhanden  war,  aber  sie  versäumten  es  stets, 
die  gesamten  Interessen  ihrer  nationalen  Industrie 
wirkungsvoll  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  in  Deutschland 
seit  der  Gründung  des  Reiches  in  ständig  zunehmendem  Maße 
ausgebildeten  industriellen  Zweckverbände  (Syndikate,  Kartelle, 
Verkaufsvereinigungen)  legten  dagegen  auf  die  Entwicklung  der 
zweckmäßigsten  Vertretungsorgane  im  Auslande  besonderen  Wert. 
Sie  erkannten  frühzeitig,  daß  ein  Gesamtvertreter  mit  einem  großen 
Bureau  und  einem  großen  Reklameapparat  die  gemeinsamen  und 
besonderen  Interessen  vieler  oder  aller  deutschen  Firmen  viel 
wirkungsvoller  vertreten  konnte,  als  eine  Reihe  von  Fach  Vertretern, 
denen  jede  Branche  nur  beschränktere  Mittel  zur  Verfügung  stellen 
konnte.  Aus  dieser  Erwägung  ging  das  Verfahren  hervor,  die 
Vertretung  der  wichtigsten  deutschen  Gewerbezweige  in  jedem 
Lande  möglichst  den  dort  gut  eingeführten  Vertretern,  der  dort 
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nötigst  ens  deutschen  Exportartikel  anzuvertrauen.  So  über¬ 
nehmen  die  Vertreter  der  deutschen  chemischen  Industrie  in  der 
Union  gleichzeitig  die  Vertretung  der  Interessen  von  anderen 
Fabriken.  In  Rußland  sind  die  Vertreter  der  großen  Maschinen¬ 
fabriken  die  begünstigsten  Förderer  des  deutschen  Absatzes,  während 
in  Niederländisch-Indien  und  Japan  die  Vertreter  der  elektrischen 
Großindustrie  die  Vermittlung  und  Erweiterung  der  deutschen 
Einfuhr  betreiben. 

Die  bisher  geschilderten  wirtschaftlichen  Organisationsformen 
dienten  im  wesentlichen  dem  deutschen  überseeischen  Exporthandel. 
Der  Importhandel,  der  sich  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  noch 
überwiegend  mit  der  Beschaffung  ausländischer  Rohstoffe  befaßte, 
muß  im  wesentlichen  aus  diesen  Betrachtungen  ausgeschieden 
werden,  da  man  zur  Zeit  nicht  in  der  Lage  ist  zu  überblicken, 
inwiefern  alte  Verbindungen  tmit  den  bisherigen  Rohstoffquellen 
wieder  angeknüpft  oder  durch  neue  ersetzt  werden  und  inwiefern 
deutsche  Erfindungen  während  des  Krieges  den  Umfang  einer 
späteren  Rohstof  feinfuhr  wesentlich  verringert  haben.  Salpeter, 
Manganerze,  einige  Kraftfuttermittel  und  die  Kohleneinfuhr  aus 
England,  die  durch  einen  raschen  Ausbau  der  Wasserkräfte  über¬ 
flüssig  geworden  ist,  dürften  in  Zukunft  aus  dem  deutschen  Ein¬ 
fuhrbedarf  vollständig  ausscheiden  und  die  Erzeugnisse  der  neuen 
Verfahren  dürften  vielleicht  statt  dessen,  teilweise  Bestandteile 
der  deutschen  Ausfuhr  werden. 

§  12. 

Die  Anfänge  einer  deutschen  Kolonialpolitik. 

Die  bis  zum  Kriegsausbruch  ständig  wachsende  Rohstoff¬ 
einfuhr  Deutschlands  führte  seit  1884  zu  einer  zögernden,  tastenden 
Kolonialpolitik,  der  die  Aufgabe  zugewiesen  wurde,  der  ein¬ 
heimischen  Industrie  aus  den  Gebieten  eigener  politischer  Ober¬ 
hoheit  und  aus  Zweiggründungen  der  eigenen  Volkswirtschaft  in 
zunehmendem  Maße  die  Rohstoffzufuhr  zu  sichern.  Ob  dieses  Ziel 
im  Falle  einer  friedlichen  Weiterentwicklung  des  bisherigen  deut¬ 
schen  Kolonialbesitzes  in  absehbarer  Zeit  erreicht  worden  wäre, 
war  schon  vor  dem  Kriege  kaum  und  ist  jetzt  überhaupt  nicht  zu 
entscheiden.  Über  die  Lage,  die  Begrenzung  und  den  Wert  der 
einzelnen  Kolonien  könnte  man  nur  gerecht  urteilen,  wenn  die 
Akten  über  die  auswärtige  Politik  und  die  Kolonialpolitik  aus  den 
Jahren  1884  bis  1890  der  Forschung  zugänglich  wären.  Zwei 
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leitende  Gesichtspunkte  lassen  sich  immerhin  aus  den  innen-  und 
außenpolitischen  Kämpfen  jener  Jahre  herausschälen. 

Die  weiteren  Kreise  der  öffentlichen  Meinung  in  Deutschland 
waren  einer  großzügigen  Kolonialpolitik  durchaus  abgeneigt,  wie 
aus  der  Äußerung  Bismarcks  hervorgeht  (1884):  Die  überseeische 
Politik  lege  Verantwortlichkeiten  auf,  die  man  nur  übernehmen 
könne,  wenn  die  Nation  mit  Begeisterung  der  Regierung  zur  Seite 
stehe  und  man  sich  auf  eine  nationalempfindende  Vertretung  der 
Nation  stützen  könne,  welche  solche  Fragen  nicht  wie  Additions¬ 
und  Subtraktionsexempel  behandele.  Den  lauen  und  mißtrauischen 
Kleinbürgern  stand  eine  energische  hanseatische  Expansionspartei 
gegenüber,  die  mit  allen  Mitteln  versuchte,  das  Reich  in  großzügige 
Kolonialprojekte  zu  verwickeln.  Den  beiden  Extremen  gegenüber 
vertrat  Bismarck  den  Standpunkt  eines  ehrlichen  Maklers.  Wo 
wesentliche  deutsche  Interessen  (Wörmann  und  Lüderitz  in  Afrika) 
in  Frage  standen,  erhielten  sie  den  vollen  Schutz  des  Reiches. 
Andererseits  hielt  es  Bismarck  nicht  für  zweckmäßig,  wegen  jeder 
kolonialen  Faktorei  Schwierigkeiten  mit  anderen  Großmächten  her¬ 
beizuführen.  Schon  in  jenen  Jahren  rührten  die  meisten  Schwierig¬ 
keiten  der  deutschen  Kolonialpolitik  von  England  her.  Den 
lebhaftesten  Notenverkehr  führte  die  deutsche  Regierung  in  den 
Jahren  1884 — 1885,  als  die  Engländer  im  Anschluß  an  die  Gründung 
einiger  recht  bescheidener  deutscher  Kolonien  in  Afrika  und 
Australien  eine  Sturzflut  von  Protesten  über  den  Reichskanzler 
ergossen.  In  seiner  bekanntesten  kolonialpolitischen  Rede  (Loki- 
und  Hödurrede)  äußerte  Bismarck,  daß  er  in  jener  Zeit  in 
7 — 8  Monaten  128  englische  Noten  von  zusammen  700 — 800 
Seiten  erhalten  habe.  Er  erhielt  in  jenen  Monaten  von  England 
allein  mehr  Noten,  als  in  seiner  damals  bereits  23jährigen  Amts¬ 
tätigkeit  von  allen  übrigen  Staaten  zusammengenommen.  In  dieser 
Rede  kommt  Bismarck  des  näheren  dann  auch  auf  die  damals 
schon  vorhandenen,  seitdem  oft  beschwichtigtigten  aber  niemals 
beseitigten  englischen  Verstimmungen  gegen  Deutschland  zu 
sprechen.  Seine  Ausführungen  gipfeln  in  den  Sätzen: 

„Ich  suche  den  Grund  dieser  Verstimmung  in  der  Erfahrung, 
daß  man,  wenn  man  überhaupt  übler  Laune  ist,  den  Grund  der 
Ereignisse,  über  die  man  verdrießlich  ist,  immer  lieber  bei  anderen, 
als  bei  sich  selbst  sucht.  Aber  ich  werde  tun,  was  in  meinen 
Kräften  steht,  um  sine  ira  et  Studio  in  der  versöhnlichsten  Weise 
die  Sache  wieder  in  das  Geleise  des  ruhigen  und  freundschaftlichen 
Verkehrs  zu  bringen,  der  zwischen  uns  und  England  jederzeit 
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bestanden  hat  und  der  natürlichste  ist,  weil  keiner  von  beiden 
vitale  Interessen  hat,  die  einander  widersprächen.  Denn  ich  kann 
es  doch  nur  für  einen  Irrtum  in  der  Schätzung  halten,  wenn  Eng¬ 
land  uns  unsere  bescheidenen  Kolonialversuche  mißgönnt.  Wenn 
man  auch  geneigt  ist,  auf  die  Stimmung  jedes  einzelnen  Kolonial¬ 
reeders  und  Kaufmanns  englischer  Nation  Rücksicht  zu  nehmen, 
so  kann  ich  doch  nicht  glauben,  daß  man  die  Art,  unserer  Kolonial¬ 
politik  entgegenzuwirken,  wie  sie  sich  in  Kamerun  sowohl  wie  in 
Australien,  in  Neuguinea,  in  Fidji  und  an  anderen  Orten  gezeigt 
hat,  beibehalten  werde,  ohne  Rücksicht  auf  die  Stimmung  zu 
nehmen,  in  welche  die  deutsche  Nation  dadurch  versetzt  wird.  Bei 
den  fremden  Nationen  machen  die  Vorgänge  in  Deutschland  ja 
sehr  leicht  den  Eindruck,  daß  bei  uns  zwar  unter  Umständen,  wie 
1870,  wie  1813,  die  geharnischten  Männer  aus  der  Erde  wachsen 
wie  aus  der  Saat  der  Drachenzähne  in  der  griechischen  Mythe  in 
Kolchis,  aber,  daß  sich  dann  auch  stets  irgendein  Zauberstein  der 
Medea  findet,  welches  man  zwischen  sie  werfen  kann,  worauf  sie 
übereinander  herfallen  und  sich  so  raufen,  daß  der  fremde  Jason 
ganz  ruhig  dabei  stehen  kann  und  Zusehen,  wie  die  deutschen 
gewappneten  Recken  sich  untereinander  bekämpfen.  Es  liegt  eine 
eigentümliche  prophetische  Voraussicht  in  unserem  alten  nationalen 
Mythus,  daß  sich,  so  oft  es  den  Deutschen  gut  geht,  wenn  ein 
deutscher  Völkerfrühling  wieder  .  .  .  anbricht,  daß  dann  auch  stets 
der  Loki  nicht  fehlt,  der  seinen  Hödur  findet,  einen  blöden,  däm¬ 
lichen  Menschen,  den  er  mit  Geschick  veranlaßt,  den  deutschen 
Völkerfrühling  zu  erschlagen  resp.  niederzustimmen.“ 

Wie  treffend  diese  Analyse  der  deutsch-englischen  Beziehungen 
gewesen  ist  und  welchen  dauernden  Wert  sie  nach  den  Ereignissen 
der  letzten  2  Jahre  behält,  bedarf  keiner  näheren  Begründung. 


§  13- 

Schlußwort. 

Zum  Schluß  sei  in  wenigen  Worten  die  Wechselwirkung  des 
Wettbewerbes  der  deutschen  und  englischen  Volkswirtschaft  im 
Welthandel  noch  einmal  hervorgehoben: 

1.  Deutschland  hat  mit  England  den  Wettbewerb  um  über¬ 
seeische  Absatzgebiete,  ohne  politische  Nebenabsichten  und 
ohne  Anwendung  politischer  Machtmittel,  mit  seinen  geistig 
überlegeneren  Organisationsformen  des  Überseehandels,, 
mit  seiner  größeren  Anpassungsfähigkeit  und  mit  seinem 
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größeren  Verständnis  für  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
der  neuen  Kundschaft  aufgenommen. 

2.  Deutschland  wurde  in  zunehmendem  Maße  ein  wertvoller 
Abnehmer  und  bedeutsamer  Lieferant  englischer  Kolonien. 

3.  England  kann,  ohne  einen  völligen  Umbau  seiner  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Grundlagen,  die  industriellen  und  kul¬ 
turellen  Leistungen  Deutschlands  nicht  übertreffen. 

4.  In  den  letzten  Jahrzehnten  mußte  England  erfahren,  daß 
es  nur  durch  künstliche  Hilfsmittel  und  dann  auch  nur 
unvollkommen  alte  Absatzgebiete  behaupten  kann  (Vor¬ 
zugszölle  der  Kolonien),  daß  dagegen  Deutschland  in  allen 
den  Gebieten  sich  in  einer  zweifellosen  Überlegenheit  be¬ 
findet,  wo  die  englische  Staatsautorität  und  die  englische 
Wirtschaftspolitik  keinen  Zwang  zugunsten  Englands  aus¬ 
zuüben  vermag. 

Aus  diesen  Tatsachen  haben  die  englischen  Politiker  den 
Schluß  gezogen,  daß  nur  ein  abermaliger  Präventivkrieg,  der  dazu 
bestimmt  war,  die  deutschen  Gebiete  und  gewerblichen  Anlagen 
zu  verwüsten,  imstande  sein  würde,  Deutschlands  systematische 
handelspolitische  Durchdringung  fremder  Länder  zu  verhindern. 
Nachdem  die  feindlichen  Zerstörungspläne  fehlgeschlagen  sind,  ist 
aber  auf  deutscher  Seite  an  der  Gewißheit  festzuhalten,  daß  die 
unüberwindliche  bessere  deutsche  Leistung,  wenn  nicht  in  Worten, 
so  doch  im  Begehren  der  ganzen  Welt,  wieder  ihre  Anerkennung 
finden  muß.  Der  deutschen  Volkswirtschaft  seien  auf  ihrem  dornen¬ 
reichen  aber  ehrenvollen  Siegeszuge  nach  dem  Kriege  jene  stolzen 
Worte  ihres  eigentlichen  Begründers  gegenwärtig: 

„Ich  habe  gelernt,  ohne  den  Dank  der  Welt  zu  leben,  ich 
habe  ihn  erworben  und  verloren,  ich  habe  ihn  wieder  gewonnen, 
ich  habe  ihn  wieder  verloren  —  ich  mache  mir  gar  nichts  daraus, 
ich  tue  einfach  meine  Pflicht.“  (Bismarck  am  28.  November  1881.) 


Anhang  A. 

Vergleich  zwischen  Deutschland  und  England  (1909). 


Deutschland  England 


Gesamthandel :  Einfuhr . 

9  138,7  Mill.  M. 

12  744,0  Mill. 

M. 

Ausfuhr . 

7  175*4  ,,  ,» 

9  578,3  „ 

Spezialhandel :  Einfuhr . 

8  526.9  ..  .» 

10880,5  „ 

„ 

Ausfuhr . 

6  594.2  „ 

7  714.9  „ 

Vom  Spezialhandel  war: 

Einfuhr  aus  den  eigenen  Kolonien  .  . 

29,2  „  „ 

4218,6  „ 

Ausfuhr  nach  den  eigenen  Kolonien  . 

4°»9  .. 

3H9.I  .. 

Roheisengewinnung . 

12  645  000  t 

9  685  000  t 

Kohlenförderung  (Stein-  u.  Braunkohlen) 

217  446  000  „ 

268  007  000  „ 

Baumwollenverbrauch  . 

1  748  557  Ballen 

3  153  544  Ballen 

Von  100  Personen  der  Bevölkerung 
waren  Erwerbstätige . 

45.5  (I9<>7) 

44  (1901) 

Umsatzsummen  des  Außenhandels 

(Spezialhandel)  . 1 900 

10  795,6  Mill.  M. 

15  322,0  Mill. 

M. 

1909 

15  121,9  ..  .. 

18  595.4  .. 

** 

Umsatzzuwachs  bis  1909  in  Proz.  des 
Umsatzes  im  Jahre  1900  .... 

40,06 

21,36 

Anhang  B. 


Die  Grundwerte  der  deutschen  Volkswirtschaft  für  das  Jahr  1913. 


Flächeninhalt  . 

Einwohnerzahl . 

Kohlensyndikat  . 

Stahlwerksverband  . 

Abrechnungsverkehr  der  Reichsbank  .  . 


540857,54  qkm 
66  977  826 

101  652  927  t  Förderung 
6  338  71 1  „  Versand 
73  534  000  000  M. 


Überseebanken: 


Kapital 
in  M. 

Deutsche  Überseeische  Bank . 30  000  000 

Brasilianische  Bank  für  Deutschland . 15  000  000 

Bank  für  Chile  und  Deutschland  . io  000  000 

Deutsche  Orientbank  . 32  000  000 

Deutsch-Südamerikanische  Bank . 20  000  000 

Deutsch- Asiatische  Bank .  18750000 


Dividende 
in  Proz. 

9 

6 

4 

5 
5 
7 
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Wichtige  Auslandsunternehmungen: 


Kapital 
in  M. 

Deutsch  Überseeische  Elekt.-Ges . 150000000 

Hamburg- Amerika-Linie . 180000000 

Norddeutscher  Lloyd  . 125000000 

Shantung-Eisenbahn . 60  000  000 

Anatolische  Bahnen .  etwa  107  000  000 


Dividende 
in  Proz. 

1 1 
10 


8 


Handelsziffern: 


1913 

Einfuhr 

Ausfuhr 

in  Millionen  Mark 

Rohstoffe . 

Halbfertige  Waren  . 

Fertige  Waren . 

Nahrungs-  und  Genußmittel  .  .  . 
Lebende  Tiere  . 

5  003,5 

1  238,8 

1  478,8 

2  759,5 
289,7 

46.5  % 
n.5  % 

1 3»7  % 

25.6  % 
2,7  % 

1  518,0 

1  139,4 

6  395,8 

1  035,9 

7,4 

15,0% 

n.3% 

63.3  % 

10.3  % 
0,1  % 

Im  ganzen 

10  770,3 

100  % 

10  096,5 

100  % 

1 

Druck  von  Ant.  Kämpfe  in  Jena. 


Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena. 


n op  Ifrian  iinrl  Ha c  VnllfPrrprht  Vortrag,  gehalten  in  der  Staatswissen, 

uer  Krieg  una  aas  YOlKerrecni.  scbaftlichen  Gesellschaft  zu  Jena  von 

Dr.  Johannes  Niedner,  Prof,  der  Rechte  und  Oberverwaltungsgerichtsrat  in 

Jena.  (29  S.  gr.  8°.)  1915.  Preis:  60  Pf. 

Neue  Zürcher  Zeitung,  Nr.  722  vom  10.  Juni  1915: 

.  .  .  Prof.  Niedner  legt  die  Frage:  Gibt  es  noch  ein  Völkerrecht?  seiner  Arbeit 
geradezu  zugrunde.  Sie  ist  ein  scharfsinniges  Plädoyer  für  das  heute  von  vielen  verkannte, 
mißachtete,  abgelehnte  Rechtsgebiet,  eine  mit  wissenschaftlicher  Gründlichkeit  durchdachte 
Beweisführung  für  die  Möglichkeit  eines  Völkerrechts  überhaupt.  Gerichtsbarkeit  und 
Zwangsvollstreckung  im  Völkerrecht  finden  in  der  kleinen  Schrift  eingehende  Erörterung, 
die  Frage  nach  der  Möglichkeitsbegrenzung  völkerrechtlicher  Regelung  beschäftigt  den  Ver¬ 
fasser,  vor  allen  aber  die  rechtliche  Bedeutung  der  wesentlichen  Unterschiede,  die  sich  im 
gegenwärtigen  Kriege  zwischen  dem  tatsächlichem  Verhalten  einzelner  Staaten  und  ihren 
geschriebenen  Vereinbarungen  ergeben  haben.  In  der  Behandlung  dieser  Fragen  trägt 
Prof.  Niedners  Büchlein  bei  aller  Wissenschaftlichkeit  einen  ausgeprägt  völkischen  Zug, 
um  dessentwillen  allein  schon  es  in  seinem  Ursprungslande  gewiß  besondere  Wertschätzung 
erfahren  wird. 


Der  Krieg  im  Uchte  der  Biologie.  SSÄt  MSfÄ 

logie  und  vergl.  Anatomie  an  der  Universität  Lemberg.  (VI,  30  S.  gr,  8°.)  1916 

Preis:  75  Pf. 


Reclams  Universum,  32.  Jahrg.,  Heft  23: 

Der  berühmte  Lemberger  Zoologe  beweist,  daß  einem  jeden  Kriege  zwei  Haupt¬ 
momente  zugrunde  liegen,  die  er  als  „Expansionstrieb“  und  „Rassenegoismus“  bezeichnet. 
Daß  diese  zwei  Triebe  von  den  niedrigsten  bis  zu  den  höchsten  Tieren,  wie  auch  bei  den 
Urvölkern  sich  verfolgen  lassen,  und  daß  sie  deshalb  auch  bei  den  Kulturmenschen  als 
von  den  Urahnen  ererbte  Triebe  betrachtet  werden  müssen.  Die  von  dem  Verfasser 
angeführten  Beispiele,  die  als  Beweise  für  seine  Ausführungen  dienen,  sind  zahlreich  und 
überaus  fesselnd.  Sehr  interessant  und  sehr  tröstend,  sind  auch  die  Ausführungen  des  - 
Verfassers,  daß  nach  großen  Kriegen  die  Menschheit  sich  nicht  nur  schnell  regeneriert, 
daß  vielmehr  die  menschliche  Kultur  dann  sehr  oft  zum  großen  Aufblühen  gelangt.  Viele 
Beispiele  dieser  Selbstregulation  in  der  organischen  Welt  sind  außerordentlich  fesselnd. 
Kein  über  den  jetzigen  titanischen  Weltkrieg  nachdenkender  Mensch  sollte 
versäumen,  die  hochinteressante  Schrift  des  berühmten  Naturforschers 
zu  lesen. 


Der  Paragraph  elf  des  Frankfurter  Friedens.  Von  A.  Sartorius 

Frh.  von  Waltershausen.  (46  S.  gr.  8°.)  1915.  Preis:  I  Mark  20  Pf. 
Zeitschrift  für  Sozial wissenschaf t,  1916,  Heft  1: 

Diese  wegweisende  Schrift  des  Straßburger  Nationalökonomen  ist  ein  sehr  wert¬ 
voller  Beitrag  zum  Problem  der  Regelung  des  künftigen  handelspolitischen  Verhältnisses 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Frankreich. 


Die  biologischen  Grundlagen  der  Kulturpolitik,  w“g"? 

Von  Max  Verworn,  Bonn.  Zweite  Auflage.  (IV,  60  S.  gr.  8°.)  1916, 

Preis:  1  Mark  20  Pf. 

Münchener  Medizinische  Wochenschrift,  1915,  Nr.  42: 

Mancher  kann  sich  nicht  mit  den  Tatsachen  abfinden,  mit  allen  Problemen,  die  vor 
uns  auftauchen,  mit  den  Enttäuschungen,  vor  die  uns  das  Lügengewebe  unserer  Feinde 
gestellt  hat.  Vielen  ist  ein*Sttick  Weltanschauung  über  Kultur,  Menschlichkeit,  inter¬ 
nationale  Beziehungen  usw.  zusammengebrochen.  Und  da  sitzt  so  mancher  in  stillen  Stunden 
und  sinnt  und  grübelt  über  die  Ursachen  aller  dieser  Dinge.  Max  Verworn  hat  das 
Ergebnis  solchen  Nachdenkens  in  einem  Vortrage  und  dann  in  der  vorliegenden  Schrift 
weiteren  Kreisen  zugänglich  gemacht.  Und  ich  schicke  voraus:  es  ist  für  solche,  wie  ich 
sie  eben  geschildert  habe,  ein  Genuß,  an  dieser  Hand  durch  die  Tiefen  des 
jetzigen  Weltproblems  zu  wandeln  .  .  . 


Der  Krieg  und  die  deutsche  Arbeiterschaft.  frachtungeT  aus  de'r 

organisierten  Arbeiterwelt.  Herausgeg.  von  Prof.  Dr.  Waldemar  Zimmermann. 

(Schriften  der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform,  Heft  54/55.)  (230  S.  8®.)  1915. 

Preis:  2  Mark. 


Verlag  von  Gustav  Fischer 


3112  062148546 


n  Jena. 


Kriegswirtschaftliche  Untersuchungen 

aus  dem  Institut  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  an  der  Universität  Kiel. 

Diese  Sammlung  erscheint  nur  während  des  Krieges.  Sie. bringt  insonderheit  solche  Arbeiten, 
die  die  Darstellung  des  internationalen  Wirtschaftslebens  unter  dem  Einfluß  des  Krieges  zum  Gegen-» 
stand  haben.  Außerdem  enthält  sie  Untersuchungen  über  das  wirtschaftliche,  finanzielle  und  soziale! 
Leben  in  den  kriegführenden  und  neutralen  Ländern.  Auch  die  kriegswirtschaftlichen  Maßnahmen  der’, 
Gegner  Deutschlands  und  die  Bestrebungen  zur  Verdrängung  Deutschlands  vom  Weltmarkt  finden  Be-! 
achtung.  Die  Arbeiten  entstehen  entweder  unmittelbar  im  Institut  oder  sie  werden  auf  dessen  An-'' 
regurrg  unter  seiner  Mitwirkung  von  auswärtigen  Mitarbeitern  durchgeführt.  Die  Sammlung  bringt  auch* 
Übersetzungen  wichtiger  kriegswirtschaftlicherUntersuchungen  aus  dem  feindlichen  und  neutralenAusland.  ‘ 

Erstes  Heft: 

Der  Einfluß  des  Krieges  auf  den  Londoner  Geldmarkt. 

Von  I)r.  Theodor  Plaut,  Assistent  am  Institut  für  Seeverkehr  und  Welt¬ 
wirtschaft  in  Kiel.  (VI,  105  S.  gr.  8°.)  1912.  Preis:  2  MarM 

Die  Pan-Amerikanische  Finanzkonferenz  Drjohan^es  Ritzner,! 

Privatdoz.  a.  d.  Univers.  Gießen,  z.  Zt.  Kiel.  (4LS.  gr.  8°.).  1915..  Preis:  IMark. 
Drittes  Heft: 

Die  Entwicklung  der  Außenhandelsbeziehungen  der  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika  während  des  ersten  Kriegsjahres  1914/15.  Von 
Ludwig  W.  Schmidt  (IV,  40  S.  gr.  8°.)  1915.  Preis:  1  Mark  80  Pf 

Viertes  Heft: 

Die  nordamerikanischen  Interessen  in  Südamerika  vor  dem  Krieg 

Von  Dr.  Hermann  A.  L.  Lufft,  New  York.  (V,  88  S.  gr.  8°.)  1916. 

Fünftes  Heft:  Preis:  1  Mark  80  Pf 

Französische  Bestrebungen  zur  Verdrängung  des  deutschen 

UonHolc  Von  Dr.  E.  Oberfohren,  Kiel.  (IV,  60  S.  gr.  8°.)  1916. 
ndllUolo.  Preis:  1  Mark  60  Pl 

Sechstes  Heft: 

Die  Wirkungen  des  Krieges  auf  den  überseeischen  Handel  Eng 

lanrlQ  Vorlesung,  gehalten  von  J.  Rosenbaum,  M.  Sc.  in  der  Royal  Statistic 
IdllUb.  society  London,  am  18.  Mai  1915  (nebst  Diskussion).  Übersetzt 
und  bearbeitet  und  fortgeführt  im  Institut  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaf 
an  der  Universität  Kiel.  (VI,  86  S.  gr.  8°.)  1916.  Preis:  1  Mark  80  Pf. 
Siebentes  Heft: 

Beiträge  zur  Lage  der  chemischen,  insbesondere  der  Farbstoff- 
Industrie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  von  De 

Johannes  Pfitzner,  Privatdozent  an  der  Universität  Gießen,  z.  Zt.  Kiel 
(VI,  80  S.  gr.  8°.)  1916.  Preis:  1  Mark  60  Pf. 

Achtes  Heft: 

Die  internationale  Schiffsraumnot.  Ihre  Ursachen  und  Wirkungen.  Von 

Dr.  Oskar  Wingen.  (IV,  56  S.  gr.  8°.)  1916.  Preis:  1  Mark  50  Pf 

Neuntes  Heft: 

Deutsche  und  englische  Industrie  auf  dem  Weltmärkte.  Ein« 

handelsstatistische  Untersuchung  über  das  Jahr  1913.  Von  Rudolf  Barmm. 
Mit  8  Abbild,  im  Text.  (VI,  45  S.  gr.  8°.)  1916.  Preis:  1  Mark  40  Pf. 

Zehntes  Heft: 

Bericht  über  die  dringende  Notwendigkeit,  in  den  deutschen 
und  österreich-ungarischen  Absatzgebieten  Fuß  zu  fassen, 
nebst  Angabe  einiger  Mittel,  unsern  Export  nach  dort  zu  er- 

Wßitßrn.  Yon  Arien  Artaud,  Präsident  der  Handelskammer  Marseille 
Übersetzt  im  Institut  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  in  Kiel 
(IV,  27  S.  gr.  8°.)  1916.  Preis:  60  Pf. 

Elftes  Heft: 

Literatur  zur  Frage  der  Deutsch-Österreich-ungarischen  Wirt- 

QrhaftQannähpriinn  Von  Dr  Carl  Landauer.  (VI,  63  S.  gr.  8°. 

scnansannanerung.  1916-  Preis;  :  Mark  50  Pf 


Ant.  Kämpfe,  Buchdruckerei,  Jena. 


